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Indem ich das mir anvertraute Mandat für den Reichs⸗ 
tag niederlege, fühle ich mich gedrungen, einen Rückblick auf 
die Verhandlungen deſſelben und auf die Stellung der Cen⸗ 
trumsfraction, welcher ich mich angeſchloſſen hatte, zu werfen. 

Ich möchte dadurch vor Allem den vielen Mißdeutungen 
noch einmal entgegentreten, welche über dieſe Fraction des 
Reichstages von Anfang an mit unermüdlicher Geſchäftigkeit 
verbreitet worden ſind, und zugleich Manches klar ſtellen, was 
zur richtigen Beurtheilung dieſes für unſer deutſches Vater⸗ 
land ſo wichtigen Abſchnittes ſeiner Geſchichte dienlich ſein 
kann. N 

Dieſer Rückblick bietet mir ferner eine Gelegenheit, Eini⸗ 
ges auszuſprechen, was ich im Reichstage nicht ſagen konnte. 
Man befindet ſich in ſolchen Verſammlungen nicht nur durch 
die nothwendige ſtrenge Geſchäftsordnung, ſondern noch mehr 
durch die Rückſicht auf die übrigen Mitglieder, welche das⸗ 
ſelbe Recht der Rede haben, vielfach in einem gewiſſen lei⸗ 
denden Zuſtande, in einer Art geiſtigen Zwanges, der es ver⸗ 
hindert, ſo Manches zu ſagen, was man zur Sache und zur 
Begründung ſeiner Abſtimmung ſagen möchte. Man muß 
bei der Abſtimmung oft ſein Votum abgeben, ohne daß alle 
Beweggründe, welche man bei derſelben vor Augen hat, in der 


Debatte ihren vollen, klaren Ausdruck gefunden hätten. Durch 
v. Ketteler, Reichstag. 1 
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dieſes gezwungene Stillſchweigen iſt man auch falſchen Beurtheil⸗ 
ungen leicht ausgeſetzt. Dieſe peinliche Lage entſteht um ſo 
leichter, wenn man der Minorität angehört und zwar nicht 
nur im Reichstage, ſondern auch in der Preſſe. 

Endlich bietet mir dieſe Schrift ein erwünſchtes Mittel, 
meinen verehrten Wählern aus dem VI. Badiſchen Wahl⸗ 
kreiſe eine Art Rechenſchaft über die Art und Weiſe, wie ich 
ihr Mandat ausgeübt habe, wie auch über die Gründe der 
Niederlegung abzuſtatten. 

Da ich durch die Neuwahl meinen Wählern eine Laſt 
aufbürde, ſo halte ich mich um ſo mehr verpflichtet, ihnen zu 
beweiſen, daß ſowohl der Annahme, wie der Niederlegung 
des Mandates wichtige Gründe zur Seite ſtanden. 

Es verſteht ſich von ſelbſt, daß ich bei dieſer Erörterung 
lediglich und allein meine Auffaſſung der einſchlägigen Ver⸗ 
hältniſſe ausſpreche ohne den mindeſten Anſpruch, die An⸗ 
ſichten der übrigen Mitglieder der Centrumsfraction dabei zu 
vertreten. Nur bezüglich der Grundprincipien der Fraction 
ſelbſt bin ich ihrer Zuſtimmung gewiß, da dieſe das oft aus⸗ 
geſprochene Programm derſelben bilden. Bezüglich der nä⸗ 
heren Begründung und Anwendung dieſer Principien und des 
Urtheils über die einzelnen Gegenſtände, welche im Reichs⸗ 
tage zur Verhandlung gekommen ſind, vertrete ich dagegen 
lediglichmeine Auffaſſung und den Standpunkt, von dem 
aus ich mich der Fraction angeſchloſſen und bei den Abſtim⸗ 
mungen meine Stimme abgegeben habe. 

Ich glaube aber durch meine Stellung als katholiſcher 
Biſchof noch eine beſondere Veranlaſſung zu dieſer Beſprech⸗ 
ung der Verhandlungen des Reichstages zu haben. Bei den 
unglaublichen Voreingenommenheiten, welche gegen die Be⸗ 
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ſtrebungen der Katholiken beſtehen, in welche ſich überdieß 
fort und fort unſere Gegner tiefer hinein arbeiten, kann es 
nicht ausbleiben, daß ſowohl meine Theilnahme am Reichs⸗ 
tage, als auch mein Rücktritt die unrichtigſten Deutungen 
finden wird. Es ſollte mich nicht im Mindeſten wundern, 
wenn die officiöſe Preſſe ſofort behaupten würde, dieſer Rück⸗ 
tritt ſei auf Befehl von Rom erfolgt, und ſei ein neuer ſchla⸗ 
gender Beweis von jener Mißbilligung der Beſtrebungen der 
Centrumsfraction ſeitens Roms, welche dieſelbe Preſſe mit 
ebenſo großer Unwahrhaftigkeit, wie Hartnäckigkeit behauptet. 
Je unbefangener und rückhaltloſer ich mich daher über meine 
Theilnahme an der Centrumsfraction, wie über meine Beur⸗ 
theilung der Verhandlungen des Reichstages ſelbſt ausſpreche, 
deſto mehr kann ich hoffen, vielleicht etwas zur Verſcheuchung 
dieſer Geſpenſterfurcht beizutragen, welche die officiöſe Preſſe 
in Deutſchland ganz ſyſtematiſch gegen uns . zu 
verbreiten ſucht. 
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I. 


Die Ceutrumsfractiou 


vertritt zwei große Principien, welche eminent politiſcher 
Natur ſind und tief im deutſchen Weſen, in der deutſchen 
Geſinnung und in der deutſchen Geſchichte wurzeln; 

erſtens das Princip, daß Religion, Sittlichkeit und 
Gerechtigkeit die allein wahren Grundlagen des Staates und 
der geſammten bürgerlichen Geſellſchaft ſind; 

zweitens das Princip, daß die Verfaſſung des deut⸗ 
ſchen Reiches den Einzelſtaaten jene Selbſtſtändigkeit bezüglich 
der Geſetzgebung und Selbſtverwaltung gewähren muß, welche 
mit einer ſtarken Reichsgewalt vereinbar iſt ). | 


1) Programm der Fraction des Centrums. 
Justitia fundamentum regnorum. 


Die Centrums⸗Fraction des deutſchen Reichstages hat folgende 
Grundſätze für ihre Thätigkeit aufgeſtellt: 

1) Der Grundcharakter des Reichs als eines Bundesſtaates ſoll ge⸗ 
wahrt, demgemäß den Beſtrebungen, welche auf eine Aenderung 
des föderativen Charakters der Reichsverfaſſung abzielen, ent⸗ 
gegengewirkt und von der Selbſtbeſtimmung und Selbſtthätigkeit 
der einzelnen Staaten in allen inneren Angelegenheiten nicht 
mehr geopfert werden, als das Intereſſe des Ganzen es unab⸗ 
weislich fordert. 

Das moraliſche und materielle Wohl aller Volksclaſſen iſt nach 
Kräften zu fördern; für die bürgerliche und religiöſe Freiheit 
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Das erſte Princip ſteht der Nützlichkeits⸗ und Zweck⸗ 
mäßigkeitstheorie im Staatsweſen gegenüber. Es gibt 
nämlich überhaupt nur zwei Ausgangspunkte, zwei oberſte 
Principien für die Theorie des geſammten Staatsrechtes. Das 
eine geht von der Religion, der Sittlichkeit, dem Rechte aus, 
alſo von einem poſitiven und geſchichtlichen Boden; das an⸗ 
dere geht von der Nützlichkeit, von der Zweckmäßigkeit, alſo 
von leeren Allgemeinbegriffen aus, welchen erſt der Inhalt 
gegeben werden muß, und will nach dieſen die ganze Staats⸗ 
ordnung geſtalten. Der Unterſchied beider Anſchauungen 
liegt nicht darin, daß etwa die Anhänger des erſten Principes 
bei ihren Beſtrebungen das „Nützliche und Zweckmäßige“ 
ausſchließen, ſondern vielmehr darin, daß ſie nur das für 
wahrhaft nützlich und zweckmäßig halten, was von der Reli⸗ 
gion, der Sittlichkeit und dem Rechte getragen iſt. Der Unter⸗ 
ſchied beider Anſchauungen liegt auch nicht darin, daß etwa 
die Vertreter der Nützlichkeits⸗ und Zweckmäßigkeitstheorie 
principiell die Religion und Sittlichkeit von ihren Beſtrebun⸗ 
gen auf ſtaatlichem Gebiete ausſchließen wollen, ſondern darin, 
daß ſie Religion, Sittlichkeit und Recht ihren Nützlichkeits⸗ 


aller Angehörigen des Reichs iſt die verfaſſungsmäßige Feſt⸗ 
ſtellung von Garantieen zu erſtreben und insbeſondere das Recht 
der Religions⸗Geſellſchaften gegen Eingriffe der Geſetzgebung zu 
ſchützen. 

3) Die Fraction verhandelt und beſchließt nach dieſen Grundſätzen 
über alle in dem Reichstag zur Berathung kommenden Gegen⸗ 
ſtände, ohne daß übrigens den einzelnen Mitgliedern der Frac⸗ 
tion verwehrt wäre, im Reichstage ihre Stimme abweichend von 
dem Fractions⸗Beſchluſſe abzugeben. 

Berlin, im Frühjahr 1871. 
Der Vorſtand der Fraclion des Centrums: 
v. Savigny. Dr. Windthorſt (Meppen). v. Mallinckrodt. Probſt. 

Neichensperger (Olpe). Karl Fürſt zu Loewenſtein. Freytag. 


En 


und Zweckmäßigkeitsanſichten unterordnen und daß fie ferner 
bei ihren Begriffen von Religion, Sittlichkeit und Recht 
nicht von einem poſitiven hiſtoriſchen Boden oder mit 
anderen Worten, nicht von einem confeſſionell“⸗ 0hiſtori⸗ 
ſchen Standpunkte ausgehen, ſondern wieder nur von 
vagen Allgemeinbegriffen über Religion, Sitte und Gerechtig⸗ 
keit. Dieſe Nützlichkeits⸗ und Zweckmäßigkeitstheorie wäre nun 
vortrefflich, wenn es unter den Menſchen über das, was nütz⸗ 
lich und zweckmäßig im Staatsweſen iſt, eine objective und 
ſichere Norm und in Folge deſſen eine allgemeine Ueberein⸗ 
ſtimmung gäbe. Nun gibt es aber keinen Begriff auf der 
weiten Welt und insbeſondere auf allen Gebieten, welche das 
Staatsleben berühren, der mehr beſtritten und ſchwankender 
wäre, als eben dieſer. Es genügt beiſpielsweiſe auf die 
großen Kampfgebiete der volkswirthſchaftlichen Fragen zwi⸗ 
ſchen dem Capitalbeſitzer und dem Arbeiter, oder auf jenes 
der Schulfragen und der Volksbildung hinzublicken, um zu 
erkennen, wie ſich hier überall die Begriffe von „Nützlich und 
Zweckmäßig“ ſchnurſtracks entgegen ſtehen. So iſt es auf allen 
Gebieten, ſowohl des Völkerrechtes, wie der inneren politiſchen 
Fragen; was dem Einen nützlich und zweckmäßig ſcheint, er⸗ 
ſcheint dem Anderen ſchädlich und zweckwidrig. Wie oft haben 
dieſe Begriffe dem Egoismus gedient! Jede böſe Leidenſchaft, 
die in der Menſchenbruſt tobt, bedient ſich dieſes Deckmantels. 
Wie viele tyranniſche Fürſten, wie viele habgierige Geld⸗ 
männer, wie viele ehrſüchtige Demagogen haben ihre egoiſti⸗ 
ſchen Beſtrebungen für eben ſo viele große Volksintereſſen 
ausgegeben und ſie als nützlich und zweckmäßig dem betro⸗ 
genen Volke angeprieſen und durch ihre bezahlten Creaturen 
ihm anpreiſen laſſen. Ueberall ſtehen ſich die Intereſſen der 
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Menſchen unverſöhnlich gegenüber, zu einem nie endenden 
Kampfe gerüſtet, wenn nicht der Religion, der Sittlichkeit 
und der Gerechtigkeit jene ewigen Grundſätze entlehnt werden, 
welche die Intereſſen wahrhaft verſöhnen und unter ihnen den 
Frieden herſtellen. Es gibt eben ohne Religion, Sittlichkeit 
und Recht keine abſoluten Begriffe von „Nützlich und Zweck⸗ 
mäßig,“ welche als ſicherer, von Allen anerkannter Maßſtab 
angewendet werden könnten. Statt deſſen ſucht dann die 
Partei ihr Intereſſe als das an ſich Nützliche und Zweck⸗ 
mäßige ihren Mitbürgern aufzuzwingen, und wenn ſie im 
Staatsleben, in der Kammer und Preſſe die Majorität 
erlangt hat, dann ſucht ſie dieſes Beſtreben durch die 


Geſetzgebung und die Regierung im Staate zu verwirk⸗ 


lichen. 

So unwahr und verderblich aber auch dieſe Nützlichkeits⸗ 
und Zweckmäßigkeitstheorien ſind, ſo beherrſchen ſie doch 
augenblicklich unſere Zeit und namentlich die Köpfe jener 
Klaſſen unſerer Zeitgenoſſen, welche auf die Politik maß⸗ 
gebenden Einfluß üben. Viele Ereigniſſe der letzten zwanzig 
Jahre, welche von dieſen Theorien ihren Ausgang genommen 
und mit augenblicklichem und glänzendem Erfolge gekrönt 
wurden, haben ihr ſelbſt in ſolchen Kreiſen Bahn gebrochen, 
welche ſie bis dahin auf Leben und Tod bekämpft hatten. 
Die ganze liberale Partei gehört dieſer Theorie überdieß nicht 
nur an, ſondern ſie macht ihr eigentliches Weſen aus. Im 
Grunde iſt der Liberalismus nichts Anderes, als die reine 
Nützlichkeits⸗ und Zweckmäßigkeitstheorie im Staatsweſen, oder 
der Liberalismus iſt, da es, wie wir eben ſahen, kein an ſich 
abſolut Nützliches und Zweckmäßiges gibt, nichts Anderes, als 
eine Doctrin einer Klaſſe von Menſchen, namentlich der Geld⸗ 
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beſitzer und ihrer abhängigen Creaturen, welche durch den 
Staat ihr Parteiintereſſe unter der Firma des allgemein Nütz⸗ 
lichen und Zweckmäßigen verwirklichen wollen. Das iſt auch 
das ganze Weſen des modernen Staates. 

Dieſem Doctrinarismus, dieſer Nützlichkeitstheorie, welche 
eine Menſchenklaſſe dazu benützt, um ihre Sonderintereſſen 
dem ganzen Volke als eben ſo viele unfehlbare Dogmen des 
modernen Stnates unter dem Scheine des allgemeinen Nutzens 
und der allgemeinen Zweckmäßigkeit durch den Staat aufzuzwingen, 
ſteht nun jene Lehre vom Staate gegenüber, welche an keinen 
Nutzen, keine Zweckmäßigkeit glaubt ohne Religion, ohne Sitt⸗ 
lichkeit und Recht und behauptet, daß letztere die ewigen und 
unerſchütterlichen Grundlagen des Staatsweſens ſind. Ihr 
huldigten alle jene Männer des griechiſchen und römischen 
Alterthums, welche wir jetzt noch, als die Weiſen verehren; 
ihr huldigte die ganze chriſtliche Welt, ihr huldigte insbeſon⸗ 
dere das ganze deutſche Volk bis in die jüngſte Zeit herab. 
| Die Centrumsfraction iſt daher wohl berechtigt, dieſes 
große Princip unbeugſam feſtzuhalten und fie kann fi da⸗ 
durch nicht beirren laſſen, daß ſo viele chriſtliche und deutſche 
Männer, welche ſie ehrt und achtet, zeitweiſe in dem allge⸗ 
meinen Strom der Nützlichkeitstheorie untergegangen ſind. 

Das zweite Princip, welches ihre Mitglieder zuſammen⸗ 
geführt hat, ſteht der abſoluten Centraliſation nach franzö⸗ 
ſiſchem Muſter gegenüber. Mag der jetzige Liberalismus in 
Deutſchland noch ſo oft dagegen proteſtiren, mag er noch ſo 
ſehr ſich als „Germanenthum“ dem „Romanenthum“ gegen⸗ 
über gebärden, er kann ſeinen Urſprung und ſeine Natur nicht 
verleugnen. Wir alle erinnern uns noch wohl der Zeit, die 
nur wenige Jahre hinter uns liegt, wo der ganze deutſche 
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Liberalismus dieſen Urſprung ehrlich anerkannte und wo er 
die franzöſiſchen Staatseinrichtungen, einſchließlich aller Re⸗ 
volutionen und Umwälzungen, uns ebenſo als das höchſte 
Vorbild für Deutſchland vorhielt, wie er heute dieſes Land 
mit Schmähungen überhäuft. In jenem Lobe wie in dieſem 
Tadel iſt gleich viel Unberechtigtes. Ob aber der deutſche 
Liberalismus Frankreich lobt oder ſchmäht — das ſteht un⸗ 
wandelbar feſt: er kömmt über ſein Vorbild nicht hinaus, er 
iſt in dem Zirkel politiſcher und volkswirthſchaftlicher Allge⸗ 
mein⸗ und deßhalb centraliſtiſcher Begriffe feſtgebannt, welche 
zuerſt die Fürſten Europas gehegt und gepflegt haben, um 
das alte Volksrecht und die alten Volksfreiheiten zum Vortheil 
ihrer fürſtlichen Gewalt zu brechen !); welche dann die fran- 
zöſiſche Revolution weiter entwickelt hat, um mit ihnen nicht nur 
das ganze politiſch⸗ſociale Gebäude, welches die Völker Europas 
auf dem Boden des Chriſtenthums aufgeführt hatten, von 
Grund aus zu zerſtören, ſondern auch die Rechte der chriſt⸗ 
lichen Fürſten zu vernichten; und welche endlich in dem fran⸗ 
zöſiſchen Liberalismus durch alle Revolutionen und Conſtitu⸗ 
tionen ſich bleibend niedergelaſſen haben. Alles was er uns 
heute in deutſchen Kammern und im deutſchen Reichstage wie 
in der Preſſe über alle Zweige des öffentlichen Lebens, nament⸗ 
lich auch über Volkswirthſchaft und Volksbildung ſagt, iſt 
unzählige Male, oft weit beſſer und namentlich in der erſten 


1) Man ſehe hierüber das klaſſiſche Werk von Alexis de Toc- 
queville: »L'ancien régime et la r&evolution« und das gleichfalls 
überaus lehrreiche Werk von Caume: »La révolution; recherches 
historiques sur origine et la propagation du mal en Europe 
depuis la Renaissance jusqu'à nos jours; zwei Werke, welche nicht 
genug empfohlen werden können und wahre Fundgruben richtiger 
Einſicht ſind. 
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Zeit der franzöſiſchen Revolution weit ehrlicher, gründlicher 
und folgerichtiger in franzöfiſchen Kammern und franzöſiſchen 
Blättern ausgeſprochen worden. Das ganze centraliſtiſch 
liberale Syſtem iſt lediglich ein abſtrackter Begriffsformalis⸗ 
mus; es enthält eine beſchränkte Zahl von Gemeinplätzen 
ohne Idee, ohne Volksgeiſt, ohne Tiefe, trotz aller angeb⸗ 
lichen Vertiefung, ohne Sitte, ohne Religion, welche wie 
die Geſetze der Mechanik in allen Ländern und in allen Ver⸗ 
hältniſſen angewandt werden und ebenſo wenig ausſchließlich 
„germaniſch“ find wie die Geſetze der Mechanik. Daher kömmt 
auch die Erſcheinung, welche dem Nachdenken nicht genug 
empfohlen werden kann, daß ein Hauptvertreter dieſes an⸗ 
geblich liberalen Germanenthums das Judenthum iſt. Das 
deutſche Volk geht jetzt zu den Juden und läßt ſich von ihnen 
belehren, was deutſches Weſen iſt. Am meiſten Aehnlichkeit 
hat dieſes Staatsweſen mit einer allgemeinen Staatsdreſch⸗ 
maſchine, deren monotone Schläge jeden Staatsbürger von 
Kindheit an bis in den Sarg ganz in derſelben Weiſe gleich⸗ 
mäßig treffen und beglücken, wie jedes Waizenhälmchen und 
jedes Waizenkörnchen vom Dreſchflegel getroffen wird. Wie 
auch im Reichstage dieſe centraliſirende Richtung des Libera⸗ 
lismus immer ſtärker ſich kundgibt, haben die bisherigen Ver⸗ 
handlungen bereits hinreichend erwieſen und ſie wird in Zu⸗ 
kunft immer ſtärker und entſchiedener auftreten. Der Libera⸗ 
lismus kann ſeine innere Natur, welche ihn zwingt, nach 
ſeinen dürftigen Allgemeinbegriffen die ganze Welt und alle 
Menſchen bis zum letzten Schulkinde in China wie in Deutſch⸗ 
land zu uniformiren, nicht verleugnen, ohne ſich ſelbſt gänzlich 
aufzugeben. 

Dieſer aus dem Materialismus und der Mechanik erzeug⸗ 
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ten Staats⸗ und Wirthſchaftslehre des Liberalismus fteht die 
geiſtige und ſittliche Natur des Menſchen überhaupt und ins⸗ 
beſondere die Natur des deutſchen Weſens, wie ſich dieſelbe 
in der ganzen deutſchen Geſchichte offenbart hat, ſchnurſtracks 
entgegen. Es gibt nichts durch und durch Undeutſcheres, als 
das, was in dem jetzigen Liberalismus ſich als Urgermanen⸗ 
thum gebärdet. | | 

Das Centrum vereinigt nun Männer, welche dieſe 
liberale Centraliſation bekämpfen und zwar erſtens in der 
Geſammtverfaſſung des deutſchen Reiches. Sie wollen die 
Selbſtſtändigkeit der einzelnen deutſchen Länder bezüglich 
der Hoheitsrechte, der Geſetzgebung und Verwaltung erhalten 
wiſſen, ſoweit die Reichseinheit ihr Aufgeben nicht nothwendig 
fordert. Das iſt aber nicht die einzige und auch nicht einmal 
die wichtigſte Anwendung dieſes Princips. Es fordert nicht 
nur die Bekämpfung der Centraliſation auf dem mehr ſtaats⸗ 
rechtlichen Gebiete in dem Verhältniß zwiſchen dem Reich und 
den Einzelländern, es fordert auch zweitens die Bekämpfung 
derſelben in der geſammten inneren Politik des deutſchen Reiches; 
es fordert überdies, der Centraliſation entgegen, die Anerkennung 
des Gtundſatzes der perſönlichen wie der corporativen Freiheit 
und Selbſtſtändigkeit auf allen Gebieten des bürgerlichen, des 
ſocialen und des religiöſen Lebens, inſoweit nicht die allgemeine 
Ordnung ihre Einſchränkung nothwendig fordert. Das wahre 
Uebel der Centraliſation liegt ja nicht eigentlich in der Einheit 
der Spitze des Reiches, ſondern vielmehr in der einheitlichen, 
jede Selbſtverwaltung und Selbſtbeſtimmung vernichtenden 
Uniformirung der geſammten Geſetzgebung und Verwaltung 
eines Landes. Das Heilmittel dagegen liegt nicht darin, daß 
Deutſchland viele Fürſten hat, ſondern vielmehr darin, daß 
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die Reichsgeſetzgebung der individuellen und corporativen Frei⸗ 
heit den ausgedehnteſten Spielraum gewährt, daß ſie vom 
Geiſte der Achtung der perſönlichen und corporativen Freiheit 
erfüllt iſt und ſich ihr gegenüber ſelbſt beſchränkt. Obwohl 
Deutſchland früher viele Souveraine hatte, ſo war es dennoch 
auf dem Wege einer vollen Centraliſation, weil alle Regierungen 
denſelben liberalen Theorien huldigten, welche im Grunde weder 
deutſch, noch franzöſiſch, noch italieniſch ꝛc., ſondern allge⸗ 
meine leere Formeln ſind, welche ohne Rückſicht auf Natur, 
Religion und Recht die Welt regieren wollen, um ſie in eine 
monotone Maſchine zu verwandeln. Es iſt daher eine 
Täuſchung, wenn man glaubt, daß die alten Einzel⸗ 
länder unter der Herrſchaft des Liberalismus ihre Eigen⸗ 
thümlichkeiten und ihre alten Freiheiten bewahrt hätten, 
wenn nur den Fürſten ihre volle Souverainetät geblie⸗ 
ben wäre. Daher muß der Kampf gegen die Centrali⸗ 
ſation, welche der Liberalismus anſtrebt, zugleich auf beiden 
Gebieten geführt werden, ſowohl auf dem des Verhältniſſes 
zwiſchen der Reichsgewalt und der Regierung der Einzel⸗ 
länder, wie auch auf dem der geſammten inneren Geſetzgebung. 

Das ſind die beiden großen Grundprincipien der Centrums⸗ 
fraction und daraus ergibt ſich die Antwort auf alle Bedenken 
und Vorwürfe, welche gegen ſie erhoben ſind. 

Man hat ihr ihre Zuſammenſetzung vorgeworfen, 
daß nämlich in ihr Männer vereinigt ſeien, welche 
ihren politiſchen Antecedentien nach nicht zuſammen ge⸗ 
hörten und welche bis dahin entgegengeſetzten politiſchen 
Parteien angehört hätten, z. B. Particulariſten und Alt⸗ 
preußen, Anhänger des legitimen Königthums und Männer, 
welche, wie mit, Vorliebe angedeutet wurde, früher auf den 
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Barricaden gekämpft hätten. In wieweit das Letztere der 
Fall iſt, weiß ich nicht, da die Centrumsfraction ſo wenig wie 
die anderen Fractionen eine Inquiſition über die politiſche 
Vergangenheit ihrer Mitglieder anſtellt, ſondern einfach die⸗ 
jenigen aufnimmt, welche ſich zu ihrem Programme bekennen. 
Dagegen bemerke ich, daß eben die großen Principien, welche 
dieſes Programm enthält, jene Erſcheinung, ſoweit ſie be⸗ 
gründet iſt, vollkommen erklären. Jener Vorwurf kann nur 
von einer Seite ausgehen, wo man den Werth der Grundſätze 
nicht kennt und deßhalb auch nicht begreift, daß Grundſütze allein 
wahrhaft eine Partei vereinigen, und daß Männer, welche in 
den Grundſätzen einig find, um ſo unbedenklicher eine weit⸗ 
gehende Meinungsfreiheit in vielem Anderen gewähren können. 
Particulariſten in dem Sinne einer feindlichen Richtung gegen 
das Reich gibt es nicht in der Centrumsfraction; fie find 
durch das Programm, welches mit voller Loyalität das Reich 
anerkennt und ſich bereit erklärt, der Reichsgewalt jedes Opfer 
zu bringen, welches eine ſtarke Centralgewalt fordert, grund⸗ 
ſätzlich ausgeſchloſſen. Das Beſtreben, alle jene Männer, 
welche die Ereigniſſe des Jahres 1866 für eine ſchwere Rechts⸗ 
verletzung anſehen, auch jetzt noch als Feinde des Reiches zu 
brandmarken, iſt ungerecht und perfid. Mit demſelben Rechte 
muß man behaupten, daß die Könige von Bayern, von Sachſen 
und Württemberg auch jetzt noch Reichsfeinde find, weil fie 
im Jahre 1866 gegen Preußen gekämpft. Ebenſo ſchließt das 
Programm der Centrumsfraction jede revolutionäre Richtung 
ſelbſtverſtändlich aus. Wie weit im übrigen die Anſichten der 
einzelnen Mitglieder über viele politiſche Fragen, inſoweit das 
Programm dadurch nicht verletzt wird, auseinandergehen, kann 
ich nicht beurtheilen. Ich kann es aber nicht unterlaſſen, 
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hier auszusprechen, daß ein chriſtlich denkender Mann, welcher 
mit voller Treue dem legitimen Königthume ergeben iſt, ſich 
viel folgerichtiger und wahrer mit einem Manne zu einer politi⸗ 
ſchen Partei vereinigen kann, welcher der republikaniſchen Staats⸗ 
form huldigt, mit dem er aber auf demſelben Boden des Rechtes, 
der Geſchichte, der Sittlichkeit und der Ueberzeugung ſteht, daß 
ſie nur auf dieſem gemeinſchaftlichen Boden ihre abweichenden 
Anſchauungen geltend machen dürfen, als mit ſogenannten 
Conſervativen, welche keine feſten Grundſätze haben. Es 
gibt eben in einer politiſchen Verſammlung Parteien, welche 
durch ihre Intereſſen zuſammengeführt find, und ſolche, die 
durch Uebereinſtimmung in Grundprincipien ſich geeinigt haben. 
Zu den Letzteren gehört die Centrums fraction. Was man 
alſo der Gentrumsfradion zum Vorwurfe macht, iſt ihr 
Verdienſt und ihre Berechtigung, daß ſie nämlich ihren 
Mitgliedern eine ſehr ausgedehnte Meinungsverſchiedenheit ge⸗ 
ſtattet und nur in den großen Grundprincipien und in den 
letzien Ausgangspunkten von ihnen Uebereinſtimmung fordert. 

Man hat ferner der Centrumsfraction hartnäckig und mit 
kluger Berechnung den Vorwurf gemacht, ſie ſei gar keine 
politiſche Partei; fie ſei vielmehr eine exclufiv religiöſe und 
zwar eine excluſiv katholiſche Partei. Man hat auch den 
zuerſt erwähnten Vorwurf mit dem letzteren dergeſtalt in 
Verbindung gebracht, daß man ſagte: Eben daraus, daß in 
der Centrumsfraction ſich Männer von der verſchiedenſten 
politiſchen Parteiſtellung zuſammengefunden, erhelle ja offen⸗ 
bar, daß ſie gar kein politiſches Programm haben könne, 
ſondern andere Zwecke verfolge. Auf dieſen Grund hin 
wurde dann der Centrumsfraction überhaupt jede Berechtigung, 
im Reichstage zu exiſtiren, abgeſprochen, und ſchon das Daſein 
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derſelben als ein Unrecht gegen den deutſchen Reichstag und 
gegen die übrigen Fractionen in demſelben angeſehen. Ich geſtehe 
nun, daß, wenn dieſer Vorwurf begründet wäre, ich der Fol⸗ 
gerung nicht zu widerſprechen wagen würde. Dagegen behaupte 
ich, daß dieſer Vorwurf gänzlich unbegründet und eine boshafte, 
intolerante Erfindung der Gegner der Centrumsfraction iſt. 
Soll diefer Vorwurf ſagen, die Centrums fraction ſei deßhalb 
eine excluſiv katholiſche, weil ſie auch die Intereſſen der 
Religion in ihr Programm mit aufgenommen hat, ſo iſt er 
offenbar unverſtändig. Alle Verfaſſungen der Welt reden 
auch von der Religion und gewähren den berechtigten Con- 
feſſionen ihre Rechtsſtellung. Wie ſollte daher eine Fraction 
eine excluſiv katholiſche genannt werden können, weil ſie die 
Forderung ſtellt, daß auch in der deutſchen Reichsverfaſſung 
jene Grundſätze über Freiheit und Selbſtſtändigkeit der 
Religion aufgenommen werden, welche ſich in der preußiſchen 
Verfaſſung finden. Soll er aber ſagen, daß die Centrums⸗ 
fraction nur religidfe Intereſſen verfolgt, jo iſt das ein- 
fach unwahr und ſowohl im Widerſpruche mit dem Programme 
ſelbſt, als mit ihrer Thätigkeit während der Verhandlungen 
des Reichstages. Mir ſcheint jedoch, daß man nicht ſo ſehr 
dieſen und den vorerwähnten Sinn mit jenem Vorwurfe ver⸗ 
binden will, als vielmehr den, daß die Centrumsfraction ein 
ausſchließlich katholiſches Intereſſe verfolge. Das 
wäre aber dann und nur dann der Fall, wenn dieſelbe für die 
Stellung der katholiſchen Kirche im deutſchen Reiche irgend 
eine Bevorzugung in Anſpruch nähme, oder mit anderen 
Worten, wenn fie das Recht der vollen Parität im deutſchen 
Keiche für die Proteſtanten in ihrer Rechtsſtellung zu den Katho⸗ 
liken leugnete. Da iſt nun aber das gerade Gegentheil der Fall; 
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durch ihre bezüglichen Anträge hat die Centrumsfraction vielmehr 
bewieſen, daß ſie für die Stellung der Kirche im Reiche lediglich 
die Beſtimmungen der preußiſchen Verfaſſung fordert, und 
wer daher behaupten will, daß dieſes Beſtreben ein excluſiv 
katholiſches ſei, der muß annehmen, daß die preußiſche Verfaſſung 
ſelbſt excluſiv katholiſch ſei. Der gedachte Vorwurf iſt deßhalb 
unberechtigt und willkürlich. Ich würde mich nie im deutſchen 
Reichstage einer excluſiv katholiſchen Partei in dem oben bezeich⸗ 
neten Sinne angeſchloſſen haben, weil ich feſt zu dem Grundſatze 
ſtehe, daß die Parität unter den verſchiedenen geſetzlich anerkannten 
Confeſſionen öffentliches Recht in Deutſchland iſt, und in die⸗ 
ſem Falle kann ich ohne Anmaßung und ohne Furcht eines 
Widerſpruches im Namen aller meiner Fractions⸗Genoſſen 
ſprechen. Die Centrumsfraction iſt ſo weit davon entfernt, 
eine excluſiv katholiſche zu ſein, daß die entſchiedenſten An⸗ 
hänger des Proteſtantismus, wenn ſie nur auf dem Boden 
des poſitiben Rechtes und der rechtlichen Parität ſtehen, ihr 
angehören und in dieſer Beziehung alle ihre Forderungen 
und Beſtrebungen theilen können. Es haben ſich ja auch 
in der That einige gläubige Proteſtanten ihr angeſchloſſen, und 
ich möchte fie zum Zeugniſſe darüber auffordern, ob fie je 
bei den intimſten Beſprechungen ein Wort gehört haben, welches 
den Vorwurf einer excluſiv katholiſchen Richtung begründen 
könnte. N 

Die erwähnten Principien der Centrumsfraction in Ver⸗ 
bindung mit dieſer Auffaſſung der Rechtsparität für die ver⸗ 
ſchiedenen Confeſſionen bieten aber auch die ſichere Zuverſicht, 
daß die Centrumsfraction im deutſchen Reichstage eine Zu⸗ 
kunft haben muß. So wahr und recht ihre Principien 
ſind, ſo gewiß kann ſie mit denſelben nicht unterliegen, ſo 
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gewiß muß die Zeit kommen, wo man ihren Beſtrebungen 
Gerechtigkeit wird widerfahren laſſen müſſen. Ich kann ſogar 
der Hoffnung nicht entſagen, daß, wenn erſt der Schutt, den 
man aufgehäuft hat, um die Centrumsfraction in ihren Be⸗ 
ſtrebungen zu verdächtigen, wird gelichtet ſein und eine wah⸗ 
rere Beurtheilung ſich Bahn bricht, noch viele gläubige und 
rechtlich denkende Proteſtanten ſich ihr anſchließen werden. 
Dadurch könnte aber die Centrumsfraction von großer 
Bedeutung für Deutſchlands Zukunft werden, wenn ſich 
auf dem Grunde der oben entwickelten zwei Principien 
jene Männer, Katholiken wie Proteſtanten, friedlich vereinig⸗ 
ten, welche in der Trennung des Deutſchen Reiches vom Bo⸗ 
den des Chriſtenthums den Keim des Verderbens erkennen 
und welche zugleich, ſo lange wir nun einmal im Glauben 
getrennt ſind, für das friedliche Zuſammenleben im gemein⸗ 
ſamen Vaterlande eine feſte, rechtliche Grundlage ſuchen. 
Nach dem Geſagten brauche ich meinen geehrten Wählern 
nicht weiter auseinander zu ſetzen, warum ich der Centrums⸗ 
fraction angehört habe. Ich habe die freudige Ueberzeugung, 
daß ich dadurch in voller Uebereinſtimmung mit den Grund⸗ 
ſätzen meiner Wähler mich befunden habe, und ich kann nur 
den innigen Wunſch ausſprechen, daß ſie zu meinem Erſatze 
einen Mann in den Reichstag ſchicken, der denſelben Grund⸗ 
ſätzen huldigt und ſich verpflichtet, der Centrumsfraction bei⸗ 
zutreten. | 


v. Ketteler, Reichstag. 2 


II. 
Die Adreßdebatte 


war gleich im Beginne des Reichstages entſcheidend und ver⸗ 
hängnißvoll für die Stellung der überwiegend proteſtan⸗ 
tiſchen Majorität bei allen Verhandlungen, welche nach 
irgend einer Seite mit confeſſionellen Fragen in Zu⸗ 
ſammenhang ſtanden. Sie dokumentirte zugleich die volle 
Herrſchaft der nationalliberalen Partei im Deutſchen Reichs⸗ 
tage, von welcher der Entwurf der votirten Adreſſe auch aus⸗ 
gegangen iſt. Der Reichstag iſt dieſer Richtung, ſoweit ſeine 
Thätigkeit bis jetzt reicht, treu geblieben: dem Beginne der 
erſten Seſſion entſpricht ganz genau der Schluß der zweiten 
Seſſion in dem Ausnahmegeſetz gegen den geiſtlichen Stand. 
Mag man auch den Verhandlungen deſſelben über andere 
Gegenſtände alle Anerkennung gewähren, in dieſen Fragen 
hat er ſich nie über den Parteiſtandpunkt des Nationallibera⸗ 
lismus und der ihm dienenden Tagespreſſe erhoben. 

Wenn je, ſo war zur Zeit dieſer Verhandlungen 
der Augenblick gekommen, jede confeſſionelle Parteiſtel⸗ 
lung zu vermeiden und eine Adreſſe an den Kaiſer 
zur Berathung vorzulegen, welcher der ganze Reichstag 
und mit ihm das ganze deutſche Volk aus ganzem Herzen 
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beiſtimmen konnte. Wenn je, jo war es bei dieſer Vorlage 
eine patriotiſche Pflicht, Alles fern zu halten, was an den 
alten religiöſen Zwieſpalt erinnerte und die Gefühle der Ka⸗ 
tholiken verletzen mußte. Soeben waren durch gemeinſchaft⸗ 
liche Anſtrengung und durch die größten Opfer die großen 
Siege errungen. Soeben war das deutſche Kaiſerthum mit 
Zuſtimmung der deutſchen Fürſten und ſelbſt des öſterreichi⸗ 
ſchen Kaiſerhauſes proclamirt und mit der preußiſchen Krone 
verbunden worden. Zum Erſtenmale ſtand das neue deutſche 
Reich in ſeinen Vertretern vor ſeinem Kaiſer, um ihm ſeine 
Huldigung darzubringen. Da fehlte es doch wahrlich nicht 
an erhabenen Gedanken, in denen das geſammte deutſche Volk 
ſeinen tief erregten Empfindungen Ausdruck geben konnte. Da 
war der Verſuch, dieſen großen Augenblick im Intereſſe einer 
Parteiauffaſſung auszubeuten, ein großes Unrecht — und dennoch 
iſt er gemacht worden. Man hat eine reine Parteiadreſſe ent⸗ 
worfen und nicht etwa im Sinne eines gläubigen Proteſtan⸗ 
tismus, ſondern in dem Sinne des Nationalliberalismus mit 
ſeiner ausgeprägten Feindſchaft gegen Alles, was wahrhaft 
katholiſch iſt; eine Adreſſe, welche jeden gläubigen Katholiken 
tief verletzen mußte und die betreffenden Mitglieder des Reichs⸗ 
tages vor das Entweder ⸗ Oder ſtellte: ihre Grundſätze und 
Gefühle zu verleugnen, oder aber ſich von einer Huldigung 
auszuſchließen, die jeder Blutstropfen im deutſchen Herzen zu 
fordern ſchien. 

Dieſes Entweder⸗Oder iſt aber ohne Zweifel den Katho⸗ 
liken im Reichstage in jenem feierlichen Augenblicke mit vol⸗ 
lem Bewußtſein und mit klarer Berechnung geſtellt worden. 
Stimmten ſie der Adreſſe bei, ſo hatten ſowohl die Katholiken 
im Reichstage wie mit ihnen die Katholiken im ganzen deut⸗ 
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ſchen Reiche eine ſchwere Niederlage in ihren Grundſätzen er⸗ 
litten; ſtimmten ſie aber der Adreſſe nicht bei, ſo war das 
eine unvergleichliche Veranlaſſung, ſie als Feinde des deut⸗ 
ſchen Kaiſerthums mit preußiſcher Spitze hinzuſtellen. Wie 
ſehr man dieſe letzte Alternative von da an bis in die Ge⸗ 
genwart hinein ausgebeutet hat, beweiſt der ganze ſpätere 
Verlauf der Dinge mit allen Anklagen, die über Vaterlands⸗ 
lofigkeit und Reichsfeindlichkeit erhoben worden find. Dieſe 
planmäßigen Verdächtigungen mußten aber um ſo wirkſamer 
werden, weil die nationalliberale Partei im Reichstage aus 
zwei Abtheilungen beſteht unter verſchiedenen Namen. Sie 
hat im Reichstage ſelbſt gewiſſermaſſen ein Unterhaus und 
ein Oberhaus. Zu dem letztern gehört die ſogenannte frei⸗ 
conſervative Partei mit allen ihren Schattirungen und ver⸗ 
ſchiedenen Denominationen, wo ſich die Fürſten, Grafen, Ba⸗ 
rone und höhere Staatsdiener vereinigen, welche ihrer ganzen 
Geſinnung nach abſolut mit den Nationalliberalen identiſch 
ſind und nur einen etwas vornehmeren conſervativen Schein 
bewahren, der ihnen inſofern nützlich iſt, als ſie dadurch in 
allen höhern und höchſten Kreiſen Zutritt haben und ihre 
Anklagen an den rechten Mann bringen können. Das iſt der 
platte Liberalismus, der hoffähig geworden iſt und dem alten 
conſervativen chriſtlichen Preußen mehr ſchadet, als der ple⸗ 
beiſche Liberalismus. Solchen einflußreichen Parteigeſtaltungen 
ſtanden die Mitglieder der Centrumsfraction mit dieſem Ent⸗ 
weder⸗Oder gegenüber. Das war eine harte Probe für die 
Treue in Bewahrung ihrer Grundſätze. Sie haben ſie ſieg⸗ 
reich beſtanden und obwohl ihnen die Conſequenzen ihres 
Schrittes vollkommen bewußt waren, haben ſie ihres Gewiſſens 
und ihrer Grundſätze wegen die Majoritätsadreſſe abgelehnt 
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und eine eigene in Vorſchlag gebracht, welche an patriotiſchen 
Gefühlen und an treuer Kundgebung, an Ergebenheit gegen 
den Kaiſer und das Reich der erſtern wahrlich nicht nach⸗ 
ſtand 1). Sie wurde natürlich verworfen, weil ſie dem Par⸗ 
teiintereſſe der Gegner nicht entſprach. 


1) Ich kann es nicht unterlaſſen, dieſe Adreſſe hier mitzutheilen. 
Selbſt die Augsburger „Allg. Ztg.“ mußte Nr. 104 das Zeugniß ab⸗ 
legen, daß ſie „nach Faſſung und Inhalt“ vor der Majoritätsadreſſe 
den Vorzug verdiene und daß ſie wahrſcheinlich von der Majorität 
angenommen worden wäre, wenn man nicht die geheimen Abſichten 
der Clerikalen befürchtet hätte. Sie lautet: 


Allerdurchlauchtigſter, Großmächtigſter Kaiſer, 
Allergnädigfter Kaiſer und Herr! 


In dem großen Augenblicke, da Eure Kaiſerliche Majeſtät nach 
glorreichen Siegen und nach wiederhergeſtellter Einigung der deut⸗ 
ſchen Nation den erſten Reichstag um ſich verſammelt, beugen wir 
uns in Demuth vor Gott, mit deſſen Gnade wir zu dieſem Ziele 
gelangt ſind. 

Wir bringen Eurer Majeſtät, dem erhabenen Feldherrn, den 
Dank der Nation dar für den Heldenmuth und die Hingebung des 
deutſchen Heeres, dem es beſchieden war, von Deutſchland die dro⸗ 
henden ſchweren Gefahren zu wenden und ihm die Stellung inmitten 
der europäiſchen Staaten zu ſichern, die es durch ſeine Kraft und 
durch die Geſittung ſeiner Bürger einzunehmen berufen iſt. 

Was mit dem Einſatze ſo großer Opfer errungen worden, das 
wird ſich Deutſchland unter allen Umſtänden bewahren, es wird ſich 
aber auch im Bewußtſein der erprobten Macht fortan um ſo eifriger 
feinen inneren Aufgaben zuwenden, allen anderen Staaten und Völ⸗ 
kern eine Bürgſchaft und ein Vorbild friedlicher Entwickelung. 

Eurer Majeſtät folgen wir mit freudiger Zuſtimmung zu den 
dringenden Aufgaben, welche der beendete Krieg, und zu den dauern⸗ 
den Aufgaben, welche die Verfaſſung des Reiches uns ſtellt. Alle 
unſere Kräfte werden zuerſt dem hohen Berufe gewidmet ſein, die 
Wunden zu heilen, welche der Krieg geſchlagen hat, und die Pflicht 
des Vaterlandes zu erfüllen gegen diejenigen, welche ſeinem Schutze 
Leben oder Geſundheit geopfert haben. 

N Allen Vorlagen werden wir unſere aufmerkſame Mitthätigkeit 
zuwenden. Es überraſcht nicht, daß der Krieg die Vorarbeiten der 
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Die Debatte ſelbſt ſtellte dieſen antikatholiſchen und die⸗ 
ſen berechneten Parteiſtandpunkt in volles Licht. Der Haupt⸗ 
unterſchied beider Adreſſen lag in dem vierten Satze der Ma⸗ 
joritätsadreſſe, welcher urſprünglich lautete: 

„Auch Deutſchland hat einſt, indem die Herr⸗ 
ſcher den Ueberlieferungen eines fremdländiſchen 
Urſprungs folgten, durch Einmiſchung in das 
Leben anderer Nationen, die Keime des Verfal— 


regelmäßigen Geſetzgebung verzögert hat; um ſo zuverſichtlicher iſt 
unſere Hoffnung auf eine ſegensreiche Thätigkeit in der Zukunft. 

Mit Genugthuung vernehmen wir, daß aus der Kriegsentſchä⸗ 
digung zunächſt das Bedürfniß des Reiches, ſodann die berechtigten 
Anſprüche ſeiner Mitglieder befriedigt werden ſollen. 

Für das Wohl der für Deutſchland zurückerworbenen Gebiete iſt 
das deutſche Volk mit den wärmſten Gefühlen brüderlicher Theil⸗ 
nahme erfüllt. Die ſchönſten Denkmäler deutſcher Kultur und deut⸗ 
ſchen Volkslebens erinnern an deutſche Vergangenheit in Elſaß und 
Lothringen. Lange Entfremdung hat Vieles in Vergeſſenheit gebracht, 
aber reichhaltige Beziehungen der Stammesgemeinſchaft ſind noch vor⸗ 
handen. Mögen Geſetzgebung und Verwaltung zuſammenwirken, an 
dieſe Beziehungen überall anzuknüpfen, das Wiedererwachen des deut⸗ 
ſchen Geiſtes zu unterſtützen und in der Verſöhnung der Gemüther 
die Bande zu ſtärken, welche die herrlichen Provinzen mit dem übri⸗ 
gen Deutſchland wieder vereinigen. In dieſem Geiſte werden wir 
uns den Arbeiten widmen, welche die Grundlagen der neuen Ord⸗ 
nung ſchaffen oder vorbereiten ſollen. 

Kaiſerliche Majeſtät! Die innere Befrievigung unſeres deutſchen 
Vaterlandes nicht minder als die Sicherheit Europas iſt durch die 
errungene Einheit dauernd geſichert, eine Einheit, welche, weit ent⸗ 
fernt, die Erhaltung altbegründeter, berechtigter Beſonderheiten der 
einzelnen Stämme auszuſchließen, dieſelben vielmehr gewährleiſtet. 
Mit Eurer Kaiſerlichen Majeſtät hegen wir das feſte Vertrauen, daß 
aus dem neu beginnenden Wettkampfe um die Güter der Freiheit 
und des Friedens die Nation nicht minder ſiegreich hervorgehen wird, 
als aus dem Waffenkampfe, deſſen Lorbeeren Unſeres erhabenen Kai⸗ 
ſers Stirne ſchmücken. Eurer Kaiſerlichen Majeſtät allerunterthä⸗ 
nigſte treugehorſamſte Der deutſche Reichstag. 
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les empfangen. Das neue Reich ift dem ſelbſteigenen 
Geiſte des Volkes entſprungen, welches nur zur Abwehr ge⸗ 
rüſtet, unwandelbar den Werken des Friedens ergeben iſt. 
In Verkehr mit fremden Völkern fordert Deutſchland 
für ſeine Bürger nicht mehr als die Achtung, welche Recht 
und Sitte gewährleiſten, und gönnt, unbeirrt durch Abneigung 
oder Zuneigung, jeder Nation die Wege zur Einheit, jedem 
Staate, die beſte Form ſeiner Geſtaltung nach eigener Weiſe 
zu finden. Die Tage der Einmiſchung in das in- 
nere Leben anderer Völker werden, ſo hoffen wir, 
unter keinem Vorwande und in keiner Form wie⸗ 
derkehren.“ ö N 
Der Abgeordnete von Bennigſen, welcher etwas 
Geheimnißvolles an ſich hat und nur dann das Wort 
zu ergreifen pflegt, wenn die nationalliberale Partei ihre 
großen Offenbarungen kundgeben und gewichtige Schläge 
führen will, eröffnete die Debatte. Er erkannte an, daß in 
allen übrigen Punkten beide Adreſſen weſentlich übereinſtimm⸗ 
ten und daß in dieſem vierten Satze der eigentliche Grund 
des Zwieſpaltes liege. Er ſuchte dann die Berechtigung 
deſſelben durch die drei Gedanken zu motiviren, welche er 
weitläufiger ausführte: daß erſtens derſelbe ſich an die 
Thronrede in ihrem vierten Abſatz eng arſchließe; daß 
zweitens die Wiederauferſtehung des mächtigen Deutſch⸗ 
lands mit dem Namen von „Kaiſer“ und „Reich“ die alte 
Erinnerung wach rufe, wo das deutſche Kaiſerthum „der Schrecken 
Europas“ geweſen ſei; und daß endlich drittens die alten 
Beziehungen der Nachfolger der römiſchen Imperatoren zu der 
römiſchen Kirche und zu dem Lande Italien insbeſondere 
geeignet ſeien, im Auslande Befürchtungen anzuregen. 
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Was nun den erſten Grund betrifft, ſo ift es durchaus 
und thatſächlich unrichtig, daß der vierte Satz der Majoritäts⸗ 
adreſſe ſich an den vierten Abſatz der Thronrede eng an⸗ 
ſchließe. Dieſer lautet ganz im Allgemeinen: 


„Der Geiſt, welcher in dem deutſchen Volke lebt und 
ſeine Bildung und Geſittung durchdringt, nicht minder die 
Verfaſſung des Reiches und ſeine Heereseinrichtungen bewahren 
Deutſchland inmitten ſeiner Erfolge vor jeder Verſuchung 
zum Mißbrauche ſeiner durch ſeine Einigung gewonne⸗ 
nen Kraft. Die Achtung, welche Deutſchland für ſeine 
eigene Selbſtſtändigkeit in Anſpruch nimmt, zollt es bereit⸗ 
willig der Unabhängigkeit aller andern Staaten und Völker, 
der ſchwachen wie der ſtarken. Das neue Deutſchland, wie 
es aus der Feuerprobe des gegenwärtigen Krieges hervorge⸗ 
gangen iſt, wird ein zuverläſſiger Bürge des europäiſchen 
Friedens ſein, weil es ſtark und ſelbſtbewußt genug iſt, um 
ſich die Ordnung ſeiner eigenen Angelegenheiten als ſein 
ausſchließliches, aber auch ausreichendes und zufriedenſtellen⸗ 
des Erbtheil zu bewahren.“ 


In dieſen kaiſerlichen Worten finden ſich die beiden 
Gedanken, welche uns im vierten Satze der Majoritäts⸗ 
adreſſe den Beitritt zu derſelben unmöglich machten, nicht 
einmal angedeutet. Wenn es deßhalb richtig wäre, was 
der Abgeordnete von Bennigſen ſagt, daß zwi⸗ 
ſchen der Adreſſe und der Thronrede kein weſentlicher Unter⸗ 
ſchied ſei, dann hätten wir ihr unbedenklich zuſtimmen können. 
Leider hat ſich aber die Adreſſe nicht an die Thronrede eng 
angeſchloſſen, ſondern an nationalliberale Lieblingsgedanken und 
wollte dieſe Lieblings⸗ und Parteigedanken ſo ohne weiters 


dem ganzen deutſchen Volke in feiner Anrede an den Kaiſer 
in den Mund legen. 

Ebenſo unſtichhaltig ſind die beiden andern Gründe, da 
weder der Tadel der Vergangenheit des deutſchen Reiches, noch 
die Phraſe, „daß unter keinem Vorwande und in keiner Form“ 
eine Einmiſchung in das innere Leben anderer Völker wieder⸗ 
kehren werde, dazu beitragen konnte, die Beſorgniſſe fremder 
Völker zu zerſtreuen. Solche Uebertreibungen und überſchwäng⸗ 
liche Redensarten wirken vielmehr das Gegentheil und rufen 
Beſorgniſſe hervor, ſtatt ſie zu beſchwichtigen, wie wir das bei 
jener berühmten franzöfiihen Phraſe: „Das Kaiſerreich iſt. 
der Friede,“ ſelbſt an uns erlebt haben. Der obige Satz 
würde viel mehr im Munde des vertriebenen Franzoſenkaiſers, 
als im Munde eines deutſchen Parlamentes am rechten Platze 
ſein. Alle dieſe Bedenken und viele andere wurden von der 
Minorität hervorgehoben, aber natürlich ohne allen Erfolg, 
da, es ſich ja nicht um offen vorliegende Verhältniſſe und auf 
ſie bezügliche Gründe und Gegengründe handelte, ſondern um 
verſteckte Parteitendenzen der Nationalliberalen, welche ſich 
hoher Protection damals und jetzt erfreuten. 

Die eigentliche Spitze dieſer nationalliberalen Parteiten⸗ 
denz war aber gegen die Wünſche gerichtet, welche alle Ka⸗ 
tholiken Deutſchlands hegten, daß ihr Kaiſer, welcher verſprochen 
hatte, alle Rechte im deutſchen Reiche zu ſchützen, ſich auch 
des Oberhauptes der Kirche, in deſſen Stellung ſo viele ka⸗ 
tholiſche Rechte mitberührt ſind, mit ſeinem mächtigen Worte 
annehmen möge. Wenn behauptet worden iſt, daß die Ka⸗ 
tholiken im Reichstage eine bewaffnete Intervention in Italien 
gefordert hätten, ſo iſt das eine Unwahrheit. Die Worte des 
Abgeordneten Dr. Windthorſt (Meppen): „Meine Herren, 
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ich werde Ihnen gleich beitreten, wenn Sie jagen, eine Inter⸗ 
vention, wie fie in dieſen orientaliſchen Angelegenheiten geübt 
worden, halten wir für zuläſſig; denn ich ſage Ihnen, ich 
verlange für die Herſtellung der Selbſtſtändigkeit des päpſt⸗ 
lichen Stuhles keine andere und keine kräftigere, aber eine 
eben ſolche und eine ebenſo kräftige Intervention, wie 
in der Pontusfrage. Mit einer ſolchen Intervention wür⸗ 
den unſere Wünſche erfüllt ſein“ — haben von keiner 
Seite unter den Katholiken Widerſpruch gefunden. Es han⸗ 
delte ſich aber bei dieſen Parteitendenzen nicht darum, eine 
bewaffnete Intervention zu verhindern, auch nicht darum, ein 
abſolutes Nichtinterventionsprincip aufzuſtellen, ſondern vielmehr 
nur darum, den Katholiken in Deutſchland zu ſagen, für euch 
darf der deutſche Kaiſer „unter keinem Vorwande und in 
keiner Form“ italieniſchen Uſurpationen gegenüber ein Wort 
ſprechen. Es handelte ſich nicht darum, die übrige Welt vor 
Uebergriffen des deutſchen Kaiſerthums zu beruhigen, ſondern 
in dem Kampfe der italieniſchen Revolution gegen das Papſt⸗ 
thum Italien die Verſicherung zu geben, daß das deutſche 
Reich in der innigſten Seelenverbrüderung mit ihm ſtehe 
und daß es von dieſem in ſeinen Angriffen gegen den Papſt 
nichts zu fürchten habe. Die Verbindung zwiſchen Preußen 
und Italien iſt überhaupt der tiefe Grund vieler Ereigniſſe 
in den letzten Jahren, welcher viel zu wenig gewürdiget und 
erſt in der Folgezeit in ſeiner ganzen Tragweite offenbar 
werden wird. Dahin war die Spitze dieſer Sätze in dem 
Adreßentwurf gerichtet und uns Katholiken wagt man zuzu⸗ 
muthen, uns zu Genoſſen dieſer Tendenzen zu machen! 

Was aber alle dieſe Friedensverſicherungen, welche bei 
der damaligen Adreßdebatte von den verſchiedenſten Rednern 
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gemacht wurden und womit man dieſe Parteitendenzen gegen 
uns Katholiken zuzudecken ſuchte, an Wahrheitsgehalt in ſich 
ſchließen, das haben wir einige Monate ſpäter am Ende der 
zweiten Seſſion des Reichstages bei den Verhandlungen über 
den eiſernen Beſtand des Militärbudgets gehört, wo ein 
Parteigenoſſe des Herrn von Bennigſen uns verkündete, 
daß wir jetzt in vie ſiebenjährige Kriegsperiode eingetreten 
ſeien, und wo ſo viele Andere Aehnliches ausgeſprochen haben. 
Iſt denn das noch Wahrheit, wenn man Phraſen, die uns 
Katholiken ſo tief verletzen, unter dem Vorwande, die Kriegs⸗ 
befürchtungen der Welt zu verſcheuchen, in die Adreſſe auf⸗ 
nimmt und wenn man ſpüter eine ganze Reihefolge von Re⸗ 
den, welche geeignet ſind, die ganze Welt unter Waffen zu 
rufen, ohne alle Entgegnung läßt? 


III. 


Der Grundrechtsantrag. 


Der erſte, dritte und vierte April des vorigen Jahres 
waren ernſte und verhängnißvolle Tage. 

Bei der Adreßdebatte waren die Katholiken nicht ſo ſehr 
als Mitglieder der Centrumsfraction in den Kampf getreten 
als vielmehr in ihrer Eigenſchaft als Katholiken. So 
wird es ja immer geſchehen, wenn confeſſionelle Streit⸗ 
punkte, welche in einer politiſchen Verſammlung gar nicht 
verhandelt werden ſollten, in die Discuſſion hineingezogen 
werden, wie die Adreſſe ſie bei den Haaren herein⸗ 
gezogen hat. Aehnliches geſchah vielfach in den Wahl⸗ 
prüfungsdebatten, wo die Discuſſion oft in ein allgemeines 
Getümmel aller antikatholiſchen Vorurtheile und Antipathien 
ausartete. Bei der vorliegenden Discuſſion handelte es ſich 
dagegen nur um das politiſche Programm der Centrums⸗ 
fraction, von welchem überhaupt die Mitglieder derſelben 
niemals auf ein anderes Gebiet ſich verirrt haben, ohne 
dazu gewaltſam gezwungen worden zu ſein, wie dies bei 
jeder confeſſionellen Debatte der Fall war. Es muß aus⸗ 
drücklich hervorgehoben werden, daß die Mitglieder der 
Centrumsfraction bei Verhandlungen der letzten Art ſich 
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durchaus in der Defenfive befunden haben, und daß nie von 
ihnen ein aggreſſives Wort gegen andere Confeſſionen, wie 
ſie tauſendfach gegen die Katholiken gefallen ſind, gebraucht 
worden iſt. 

Der erwähnte Antrag wurde zu der Geſetzesvorlage, be⸗ 
treffend die Verfaſſung des Deutſchen Reiches, geſtellt. Das 
Verfaſſungsrecht des Deutſchen Reiches war bis dahin in 
verſchiedenen Urkunden, welche der Norddeutſche Bund theils 
mit Baden und Heſſen, theils mit Bayern und Württemberg 
abgeſchloſſen hatte, enthalten. Die vorgelegte Verfaſſung des 
Deutſchen Reiches war lediglich eine Zuſammenfaſſung der 
in dieſen verſchiedenen Urkunden enthaltenen Verfaſſungs⸗ 
beſtimmungen, ohne jede materielle Veränderung, mit Aus⸗ 
nahme einer einzigen unbedeutenden Beſtimmung. Die⸗ 
ſen rein redactionellen Charakter der Vorlage ſuchte man 
nun auch feſtzuhalten und jede materielle Veränderung und 
jede darauf zielende Discuſſion abzuſchneiden. Deßhalb er⸗ 
klärte beim Beginne der zweiten Berathung dieſes Geſetzent⸗ 
wurfes der Abgeordnete Lasker, welcher wohl unterrichtet 
iſt und weit hinaufreichende Fühlungen hat: „Seinem (näm⸗ 
lich des Abgeordneten Wiggers) Beiſpiele folgend. muß ich 
für mich die Erklärung abgeben, die vermuthlich auf vie⸗ 
len Seiten des Hauſes getheilt wird, daß es unſere Ab⸗ 
ſicht nicht iſt, gegenwärtig mit etwas Anderem uns zu be⸗ 
ſchäftigen, als was ſtricte Redaction der Verfaſſung iſt.“ 
Er begründete dies ſpäter näher mit den Worten: „Meine 
Herren, ich habe noch einen anderen Grund, weßhalb ich für 
mich von jeder materiellen Behandlung der Verfaſſung an 
dieſem Tage abſehen möchte, und aus dem ich gewünſcht 
hätte, daß von anderer Seite Gleiches geſchehen wäre, weß⸗ 
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halb ich an einer materiellen Debatte über den Inhalt der 
Verfaſſung in keiner Weiſe Antheil zu nehmen gedenke. Ich 
meine, daß jede Nation einmal eines Ruhepunktes bedarf, 
indem ſie ſich freut der Dinge, die ſie vollendet hat, beſon⸗ 
ders Deutſchland, das ſo lange gerungen hat, um überhaupt 
eine Verfaſſung zu erhalten, wenn auch eine Verfaſſung mit 
den Mängeln, wie ſie jedem menſchlichen Werke eigenthüm⸗ 
lich ſind u. ſ. w.“ Der Bundeskanzler Fürſt Bismarck 
ſchloß ſich unmittelbar darauf der Anſicht Lasker's mit den 
Worten an: „Ich kann mich der ſoeben geäußerten Anſicht 
nur aus voller Ueberzeugung anſchließen nicht nur im eige⸗ 
nen Namen, ſondern auch im Namen des Bundesrathes, der 
dieſelbe Anſicht bereits in ſeinen Motiven angedeutet hat, 
und ich habe nicht nöthig, nach den beredten Worten, mit 
denen dies ſo eben befürwortet worden iſt, meinerſeits noch 
etwas hinzuzufügen.“ Sehr bezeichnend iſt es, daß dieſer 
erſehnte Ruhepunkt, deſſen die Nation bedarf und in dem ſie 
ſich der Dinge freut, die fie vollendet hat, für Herrn Las- 
ker genau vom April bis zum October deſſelben Jahres ge⸗ 
dauert hat, wo er dann ſelbſt, zweifellos gleichfalls mit beſter 
hoher Fühlung die weitgehendſte materielle Aenderung der 
Reichsverfaſſung, nämlich das geſammte bürgerliche Recht der 
Competenz des Reiches zu überweiſen, beantragt hat. 

Dieſen Standpunkt konnte aber die Centrumsfraction 
nicht unbedingt adoptiren. Nach Art. 2. der Verfaſſung des 
Deutſchen Reiches gehen die Reichsgeſetze den Landesgeſetzen, 
alſo auch den Verfaſſungsgeſetzen der einzelnen Länder vor. 
Nun waren aber der Reichsgeſetzgebung Gegenſtände durch 
Art. 4. überwieſen, welche in den Landesverfaſſungen ein⸗ 
gehend feſtgeſtellt waren. Namentlich war dieß dadurch ge⸗ 
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ſchehen, daß das geſammte Preß⸗ und Vereinsweſen der Competenz 
der Reichsgeſetzgebung zugewieſen war. Dadurch find alle die Rechte, 
welche direct oder indirect mit dem Preß⸗ und Vereinsweſen 
in Verbindung ſtehen und in den Einzelverfaſſungen eingehend 
geordnet waren, in Frage geſtellt. Daß dieſer Zuſtand 
vielfach Beunruhigung hervorrufen mußte, liegt zu Tage, und 
es war dieſelbe um ſo berechtigter, je mehr ſeit einigen 
Jahren durch die Agitation der Nationalliberalen ſich die 
Beſorgniß verbreitet hatte, daß man die alten verfaſſungsmäßigen 
Rechte, welche den chriſtlichen Kirchen und den mit ihnen ver⸗ 
bundenen Vereinen gewährt find, beſeitigen wollte. Dieſe fo 
wohl begründete Befürchtung war denn auch großentheils die 
Urſache der großen Bewegung, welche den Reichstagswahlen 
vorherging. Es iſt durchaus unrichtig, wenn dieſen Wahl⸗ 
agitationen in katholiſchen Gegenden der Charakter ausſchließ⸗ 
lich katholiſcher Tendenzen beigelegt worden iſt. Nichts lag 
ihnen ferner; ihnen lag nur das wohlberechtigte Streben zu 
Grunde, die durch die Verfaſſung gewährten Rechte zu be⸗ 
wahren, welche man als ein Kleinod des religiöſen Frie⸗ 
dens betrachtete und durch das offenkundige Treiben der 
nationalliberalen Partei gefährdet glaubte. Dagegen ſuchte 
man in der Reichsverfaſſung eine Bürgſchaft. Wer 
hätte je glauben ſollen, daß dieſes Beſtreben des katho⸗ 
liſchen Volkes, namentlich in Preußen, die ihm garan⸗ 
tirten Rechte der Verfaſſung ſich zu bewahren, als eine 
confeſſionelle reichsfeindliche Wühlerei verſchrieen werden 
könnte. Alles, was die katholiſchen Wahlagitationen 
gewollt und erſtrebt haben, hat die preußiſche Regie⸗ 
rung bis vor Kurzem, haben die preußiſchen Landtage, 
hat namentlich die proteſtantiſche conſervativ⸗chriſtliche Partei 
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in Preußen als ihr Programm einmüthig verkündet. Dieſer 
ſo berechtigten Forderung mußte Rechnung getragen werden; 
man konnte nicht die Reichsverfaſſung mit ihrer Competenz 
über alle Landesverfaſſungen ſchlechthin annehmen, ohne Klar⸗ 
heit zu haben über die Tragweite dieſer Annahme bezüglich 
der wichtigſten und werthvollſten Verfaſſungsrechte des Volkes. 
Daraus entſtand dann der von dem Abgeordneten Reichens⸗ 
perger (Olpe) und Genoſſen eingebrachte Verbeſſerungs⸗ 


antrag, welcher lautet: 


„Der Reichstag wolle beſchließen, in die Verfaſſung des 
Deutſchen Reiches hinter Art. 1 die nachfolgenden Zuſatz⸗ 
beſtimmungen aufzunehmen und demgemäß die Nummern der 
weiteren Artikel abzuändern: 


Erundrechte. 


Art. 2. Jeder Deutſche hat das Recht, durch Wort, Schrift, 
Druck und bildliche Darſtellung ſeine Meinung frei zu äußern. 

Die Cenſur darf nicht eingeführt werden; jede andere 
Beſchränkung der Preßfreiheit nur im Wege der Geſetzgebung. 

Art. 3. Vergehen, welche durch Wort, Schrift, Druck 
oder bildliche Darſtellung begangen werden, ſind nach den 
allgemeinen Strafgeſetzen zu beſtrafen. 

Art. 4. Alle Deutſchen ſind berechtigt, ſich ohne vor⸗ 
gängige obrigkeitliche Erlaubniß friedlich und ohne Waffen in 
geſchloſſenen Räumen zu verſammeln. 

Dieſe Beſtimmung bezieht ſich nicht auf Verſammlungen 
unter freiem Himmel, welche auch in Bezug auf vorgängige 
obrigkeitliche Erlaubniß der Verfügung des Geſetzes unter⸗ 
worfen ſind. 

Art. 5. Alle Deutſchen haben das Recht, ſich zu ſolchen 
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Zwecken, welche den Strafgeſetzen nicht zuwiderlaufen, in Ge 
ſellſchaften zu vereinigen. 

Das Geſetz regelt insbeſondere zur Aufrechterhaltung der 
öffentlichen Sicherheit die Ausübung des in dieſem und dem 
vorſtehenden Artikel (4) gewährleiſteten Rechtes. 

Politiſche Vereine können Beſchränkungen und vorüber⸗ 
gehenden Verboten im Wege der Geſetzgebung unterworfen 
werden. | 

Art. 6. Die Freiheit des religiöſen Bekenntniſſes, der 
Vereinigung zu Religionsgeſellſchaften und der gemeinſamen 
häuslichen und öffentlichen Religionsübung wird gewährleiſtet. 
Der Genuß der bürgerlichen und ſtaatsbürgerlichen Rechte iſt 
unabhängig von dem religiöſen Bekenntniſſe. Den bürgerlichen 
und ſtaatsbürgerlichen Pflichten darf durch die Ausübung der 
Religionsfreiheit kein Abbruch geſchehen. 

Art. 7. Die evangeliſche und die römiſch⸗katholiſche 
Kirche ſowie jede andere Religionsgeſellſchaft ordnet und ver⸗ 
waltet ihre Angelegenheiten ſelbſtſtändig und bleibt im Beſitze 
und Genuſſe der für ihre Cultus⸗, Unterrichts⸗ und Wohl⸗ 
thätigkeitszwecke beſtimmten Anſtalten, Stiftungen und Fonds.“ 

Alle dieſe Beſtimmungen ſind den Beſtimmungen Art. 
12, 15, 27, 28, 29 und 30 der preußiſchen Verfaſſungs⸗ 
urkunde wörtlich entnommen. Ihre Annahme würde dem 
deutſchen Volke die Garantie geboten haben, daß die Reichs⸗ 
verfaſſung jene verfaſſungsmäßigen Grundrechte des deut⸗ 
ſchen Volkes nie verletzen werde. Die Behauptung, daß 
einige Beſtimmungen dieſes Verbeſſerungsantrages über die 
Competenz des Reichstages hinausgehen, iſt offenbar nicht 
ſtichhaltig, da ſie alle jedenfalls ſo innig mit dem Vereins⸗ 
weſen zuſammenhängen, daß fie logiſch gar nicht von einander 
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getrennt werden können. Freilich geht der Begriff der Kirche 
nicht auf in dem eines gewöhnlichen Vereins; aber auch die 
chriſtliche Kirche iſt in der That ein Verein, wenn auch höherer 
Ordnung, und ſie kann nicht beſtehen, noch ihre Sendung er⸗ 
füllen, ohne viele andere Vereine für ihre verſchiedenen Zwecke 
in's Leben zu rufen. Dieſe letzteren ſind aber mit den ge⸗ 
ſetzlichen Beſtimmungen über ihr Beſtehen und Vermögen der 
Competenz der Reichsgeſetzgebung unterſtellt, und ſo muß mit 
logiſcher Nothwendigkeit entweder die Geſetzgebung über das 
Verhältniß der Kirche zum Staate ihr auch angehören oder 
die Competenz auf ſie ausgedehnt werden. Das letztere wider⸗ 
ſpricht eventuell nicht dem Programm der Centrumsfraction, 
die Competenz des Reiches nicht auszudehnen, da dieſes Pro⸗ 
gramm ſelbſtverſtändlich eine vernünftige Auslegung fordert, 
während es ja offenbar unvernünftig wäre, Gegenſtände, welche 
untrennbar zuſammengehören, zu einem Theile der Reichsge⸗ 
ſetzgebung, zum anderen der Landesgeſetzgebung zuzuweiſen. 

Das Rejultat der Abſtimmung über dieſen Antrag der 
Centrumsfraction iſt bekannt. Nach einer dreitägigen ſehr 
erregten Debatte wurde derſelbe in namentlicher Abſtimmung 
abgelehnt. Von den 282 Mitgliedern, die auf den Namensaufruf 
geantwortet, haben 59 mit Ja, 223 mit Nein abgeſtimmt, 
56 haben gefehlt, beurlaubt waren 22, krank 8, entſchuldigt 
1 Mitglied. Kein Mitglied aus dem geſammten Hauſe, mit 
Ausnahme der Polen, hat ſich der Centrumsfraction bei die⸗ 
ſem Antrage angeſchloſſen, was zum ewigen Gedächtniſſe ver⸗ 
merkt zu werden verdient, da es ſich hierbei um den Schutz 
von Rechten handelte, welche zu den heiligſten Gütern der 
Nation gehören. 

Um meinen Standpunkt bezüglich dieſes Antrages voll⸗ 
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kommen klar zu ſtellen, kann ich es nicht unterlaſſen, an dieſer 
Stelle ein Schreiben zu veröffentlichen, welches ich bezüglich 
desſelben Gegenſtandes zur Zeit, als zuerſt die Nachricht ſich 
verbreitete, daß man in Verſailles an den Grundzügen der 
deutſchen Verfaſſung arbeite, dorthin an den Grafen Bis⸗ 
marck gerichtet habe. Es dient vielleicht dazu, die Gründe 
zu beleuchten, welche das katholiſche Volk veranlaßt haben, 
die Aufnahme dieſer Verfaſſungsbeſtimmungen ſo allgemein 
zu fordern. Damals konnten wir freilich nicht glauben, 
daß wir bei dieſer Forderung ſo vereinzelt daſtehen würden; 
wir hofften mit Zuverſicht, daß alle gläubigen und recht⸗ 
lich denkenden Proteſtanten, welche den Ernſt der Zeit und 
die dem chriſtlichen Glauben drohenden Gefahren erkennen, 
uns treu zur Seite ſtehen würden. Ich glaube nicht, daß 
dieſe Veröffentlichung eine Indiscretion ſein kann, da ja der 
Gegenſtand jeden Grund des Geheimhaltens ausſchließt. Das 
Schreiben lautet: 


„Hochverehrteſter Herr Graf! 


„Obwohl ich faſt fürchten muß, Ew. Excellenz dadurch 
unbeſcheiden zu erſcheinen, ſo kann ich es doch nicht unter⸗ 
laſſen, Ihnen den Gegenſtand dieſes Schreibens zu unter⸗ 
breiten. Ich habe dafür keine andere Entſchuldigung, als 
meine aufrichtige Theilnahme an der feſten und bleibenden 
Geſtaltung der deutſchen Verhältniſſe, und mein Vertrauen 
zu Ew. Excellenz hoher Einſicht und billigen Geſinnung, welche 
nicht verſchmäht, die verſchiedenſten Anſichten zu prüfen. 

„Wie die Zeitungen melden, iſt die definitive Verfaſſung 
Deutſchlands bereits Gegenſtand der Verhandlungen der be⸗ 
theiligten hohen Staatsregierungen. Dabei wird nothwendig 
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wieder zur Sprache kommen, ob das Verhältniß zwiſchen 
Kirche und Staat wenigſtens in ſeinen Grundzügen in der 
allgemeinen Verfaſſung einen Platz finden, oder ob dasſelbe 
den einzelnen Staaten ganz und gar überlaſſen bleiben ſoll, 
woraus ſich dann die verſchiedenſten Zuſtände und Verhältniſſe 
in dieſer Hinſicht in Deutſchland entwickeln würden. Ich 
glaube nun, daß Letzteres für die Zukunft Deutſchlands höchſt 
verderblich werden könnte; daß dagegen die Begründung eines 
wahren Friedensſtandes zwiſchen Kirche und Staat durch Feſt⸗ 
ſtellung der Grundlagen deſſelben in der deutſchen Verfaſſung 
mehr wie vieles Andere dazu beitragen würde, die Einheit 
Deutſchlands für die Zukunft zu ſichern; und daß endlich die 
Grundlagen eines ſolchen bleibenden Friedensſtandes ſich in 
der preußiſchen Verfaſſung bereits vorfinden und durch die 
Erfahrung bewährt haben. Ich würde es daher für ein 
wahres Unterpfand des Friedens und des Gedeihens halten, 
wenn dieſe Verfaſſungsbeſtimmungen für ganz Deutſchland 
proclamirt würden. Erlauben mir Ew. Excellenz die Gründe 
kurz aufzuführen, welche es mir jo dringend nothwendig er- 
ſcheinen laſſen, daß in der allgemeinen Verfaſſung Deutſch⸗ 
lands das Verhältniß zwiſchen Kirche und Staat nach allge⸗ 
meinen Grundſätzen geregelt werde. 

„Schon im Allgemeinen ſcheint es mir dringend noth— 
wendig, daß alle gläubigen Chriſten, daß Alle, welchen die 
Religion immer die Hauptſache iſt und bleiben wird, Gewiß⸗ 
heit darüber erlangen, was ſie von dieſem neuzugeſtaltenden 
Deutſchland bezüglich ihrer religiöſen Ueberzeugung zu er⸗ 
warten haben: ob es ihnen die Garantie bietet, daß ſie frei 
und ungeſtört dort nach ihrem Glauben leben können. Viel⸗ 
fach ſind die Ereigniſſe der Gegenwart als ein Sieg des 
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Proteſtantismus über den Katholicismus dargeſtellt worden. 
So unwahr das iſt, ſo geben ſich doch Herzenswünſche in 
ſolchen Aeußerungen zu erkennen. Es ſind Hoffnungen in 
dieſer Richtung auf einer Seite; es ſind auch Befürchtungen 
auf der andern Seite. Ganz kann man es auch uns Katho⸗ 
liken nicht verübeln, wenn uns bei aller Freude über den 
Sieg der deutſchen Waffen zuweilen die Furcht beſchleicht, ob 
nicht einſt, wenn der König und ſeine Rathgeber, in deren 
Perſönlichkeit eine Garantie gegen jede Gewiſſensverletzung 
liegt, einmal nicht mehr da ſind, doch dieſe ganze Bewegung 
zum Nachtheil der Katholiken ausgebeutet werden wird. Man 
kann uns dieſe Furcht um ſo weniger verargen, wenn man 
gewiſſe Zeitrichtungen ins Auge faßt, welche immer bemüht 
find, ſich der Staatsgewalt zu bemächtigen, um religiöſe Pro⸗ 
paganda zu machen. Die Gewißheit, daß das neue Deutſch⸗ 
land, über deſſen Größe und Macht wir uns aus ganzer 
Seele freuen, den gläubigen Katholiken und Proteſtanten die 
volle Freiheit, nach ihrem Glauben zu leben, gewähre, würde 
daher die Gemüther tief innerlich beruhigen und jede Furcht, 
die die Freude mindert, beſeitigen. 

„Eine ſolche Beruhigung ſcheint aber um ſo nothwendiger, 
wenn es gelingt, Deutſchland ſeine alten Grenzen wieder zu 
geben und das deutſche Elſaß und Lothringen wieder mit dem 
alten Mutterlande zu vereinigen. Es wird lange währen, 
bis dieſe Länder wieder ganz deutſch werden. Bis dahin wer⸗ 
den ſie auch eine Gefahr bleiben und von Frankreich würden 
alle Mittel aufgeſucht werden, um die völlige Verſchmelzung 
dieſer Länder mit Deutſchland zu verhindern. Man hat aber 
dieſen Beſtrebungen den Kopf abgehauen, wenn man der Be⸗ 
völkerung die volle Sicherheit bietet, daß die Vereinigung 
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mit Deutſchland nicht für ſie der Beginn einer Epoche re⸗ 
ligiöſer Benachtheiligung, eines gewiſſen Beſtrebens iſt, fie 
nach und nach zu proteſtantiſiren. Einzelne Verheißungen bei 
der Beſitznahme werden wenig in dieſer Hinſicht nützen; Grund⸗ 
beſtimmungen dagegen in der allgemeinen deutſchen Verfaſſung 
werden jeden vernünftigen Zweifel aufheben. 

„Ich erlaube mir Ew. Excellenz einen dritten Grund vor⸗ 
zulegen. Se. Majeſtät der König iſt mit Gott in den Krieg 
gezogen und jedes Wort, das Allerhöchſtderſelbe ſeitdem zur 
Oeffentlichkeit gebracht, redet von Gott. Auch die Regierungs⸗ 
organe verkündigen dem deutſchen Volke, daß das große neue 
Deutſchland unter Preußens Führung ein Land werden ſoll, 
welches auf die Grundlagen der Gottesfurcht, ernſter ſtrenger 
Sitte und treuer Pflichterfüllung auferbaut werden ſoll. Das 
ſind Worte, die tief wiederhallen in zahlloſen Herzen, und wenn 
das zur Ausführung kömmt, dann wird das neue Deutſch⸗ 
land ein Felſenbau, welcher den Jahrhunderten widerſtehen 
kann. Aber ſchon einmal hat man Aehnliches gehört, ohne 


‚daß es gehalten worden wäre. Es war nach der Leipziger 


Völkerſchlacht, als die Fürſten ſich verbanden, um Gott die 
Ehre zu geben in der neuen Geſtaltung der damaligen Zeit. 
Soll daher dieſer ernſte fromme Zug, der die Geiſter vom 
Throne bis zum letzten Soldaten in dieſem furchtbaren Kampfe 
ergriffen hat, Beſtand haben, dann muß dieſe Geſinnung feſt⸗ 
gehalten werden. Das kann aber nur geſchehen, wenn in der 
neuen Grundverfaſſung die Garantie ihrer Ausführung ge⸗ 
währleiſtet iſt. Ohne eine ſolche Garantie wird der gottes⸗ 
fürchtige König und ſein gottesfürchtiges Heldenheer vorüber⸗ 
gehen und nach ihnen werden vielleicht oberflächliche oder ſelbſt 
religionsfeindliche Staatsmänner kommen, welche ſich bemühen, 


die Früchte dieſes Blutes zur Verwirklichung ihrer falſchen 
und verderblichen Theorien einzuärnten. 

„Es ſcheint mir auch eine ſolche Garantie eine Pflicht 
gegen unſer gutes deutſches Heer zu ſein. Neben vielen andern 
Gründen kann doch Niemand verkennen, daß die Pflichttreue 
des deutſchen Heeres ein Hauptfactor bei dieſen wunderbaren 
Siegen iſt. Man ſagt, die Schule ſei der Grund dieſer Siege. 
Das könnte aber höchſtens von der confeſſionellen Schule ge⸗ 
ſagt werden und wäre auch dann nur zu einem kleinen Theile 
wahr. Die volle Wahrheit aber iſt, daß das deutſche Heer 
ſeine Pflichttreue aus ſeiner Religion, aus ſeinem Glauben 
geſchöpft hat. Die Religion hat die Soldaten begleitet zum 
Kampfe, hat ihnen Muth und Kraft gegeben bei allen Ent⸗ 
behrungen, hat ſie mit Treue erfüllt gegen ihren König, hat 
ſie auf dem Krankenbette unter ſchweren Wunden getröſtet. 
Die Religion war ihr letzter und einziger Troſt, wenn ſie 
auf Schlachtfeldern in fremdem Lande ihren Geiſt aushauchten. 
Ein ſolches Heer hat auch das Recht, zu verlangen, daß das 
Staatsweſen, welches es mit ſeinem Blute mitauferbaut hat, 
in ſeiner Verfaſſung die Religion ehre. ö 

„Ich erlaube mir noch einen letzten Grund beizufügen. 
Wenn die Waffen ruhen, werden die innern Kämpfe, welche 
unſer Jahrhundert bewegen, ſich wieder regen und die Zu⸗ 
kunft Deutſchlands bedrohen. Niemand weiß beſſer als Ew. 
Excellenz, wie gefährlich dieſelben auch dem monarchiſchen 
Princip werden können. Wenn auch der gewaltige Erfolg ſie 
auf einige Jahre niederhält, ſie werden wieder hervorbrechen. 
Alle dieſe negativen Beſtrebungen haben aber keinen frucht⸗ 
bareren Boden, als auf dem religiöſen Gebiete. Wenn dieſes 
den einzelnen Staaten ganz überlaſſen bleibt, ſog wird die 
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Zeit nicht ausbleiben, wo man bald hier, bald dort durch 
religiöſe Kämpfe die Gemüther aufs Höchſte erbittern wird, 
um dann die dadurch hervorgerufene Unzufriedenheit für 
ſchlechte politiſche Beſtrebungen auszubeuten. Wer die Zukunft 
Deutſchlands vor dieſen gefährlichen Experimenten bewahrt, 
der benimmt allen Richtungen, welche den Beſtand Deutſch⸗ 
lands im Innern gefährden wollen, ihre Hauptkraft. Auch 
in dieſer Hinſicht halte ich daher die Aufnahme der Beſtim⸗ 
mungen der preußiſchen Verfaſſung in die deutſche Reichsver⸗ 
faſſung für den, höchſten Act politiſcher Klugheit. Ohne 
religiöfen Frieden wird die Zukunft Deutſchlands nie ge⸗ 
ſichert ſein. | 

„Ich betrachte es deßhalb als eine ganz beſondere 
Fügung der göttlichen Vorſehung, daß zur ſelben Zeit, wo 
Preußen ſo immenſe Erfolge erkämpfen ſollte, die Weisheit 
ſeiner Könige und Staatsmänner in den betreffenden Ver⸗ 
faſſungsbeſtimmungen ein ſo überaus glückliches Mittel ge⸗ 
funden hat, um die tiefſte Wunde Deutſchlands, ſeine religiöſe 
Spaltung, ſo viel wie möglich zu heilen. Je länger ich alle 
Verhältniſſe der Gegenwart und der verſchiedenen Staaten 
beobachte, deſto mehr überzeuge ich mich davon, daß dieſe Ver⸗ 
faſſungsbeſtimmungen das einzige Mittel zum religiöſen 
Frieden ſind. 

„Es erübrigt mir nur noch, zum Schluſſe Ew. Excellenz 
für dieſe lange vertrauungsvolle Auseinanderſetzung um Ver⸗ 
zeihung zu bitten. Möge Gott, der Ihnen eine ſo hervor⸗ 
ragende und einflußreiche Stellung unter ihren Mitmenſchen 
gegeben, Ihre bezüglichen Entſchließungen leiten. Da Se. 
Majeſtät der König von Gerechtigkeit erfüllt iſt gegen ſeine 
katholiſchen Unterthanen, ſo wird es namentlich von Ew. 
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Excellenz Entſchließungen abhängen, ob die Freiheit der chriſt⸗ 
lichen Kirchen auch in der deutſchen Verfaſſung eine Aner⸗ 
kennung finden wird. Wenn Ew. Excellenz das bewirken, ſo 
werden Sie für die Zukunft Deutſchlands etwas thun, worauf 
die kommenden Generationen gewiß mit dem tiefſten Danke 
zurückblicken werden. 

Genehmigen ꝛc. 

Mainz, den 1. October 1870. 

Hieraus erhellt, mit welcher Freude ich den Antrag meiner 
geehrten Fractionsgenoſſen begrüßen mußte. Ich habe dem Be⸗ 
ſtreben, für das friedliche Zuſammenleben der in Deutſchland 
ſtaatsrechtlich anerkannten Confeſſionen eine Rechtsbaſis nach dem 
Vorbilde der preußiſchen Verfaſſung zu finden und ihr auch 
in anderen deutſchen Ländern Bahn zu brechen, einen Theil 
meines Lebens gewidmet. Ich habe die Ueberzeugung ge⸗ 
wonnen, daß es für uns keine andere Grundlage gibt für 
einen wahren religiöſen Frieden, und daß jedes Zurückſchrei⸗ 
ten auf den Weg, welchen die napoleoniſchen organiſchen Ar⸗ 
tikel und nach ihrem Vorbilde mehrere deutſche Regierungen ein⸗ 
geſchlagen haben, und welchen uns heute die Nationalliberalen 
als etwas Neues, als die Weisheit des herangereiften Libe⸗ 
ralismus anpreiſen, zum Verderben Deutſchlands gereicht. 
Ich habe mit unerſchütterlichem Vertrauen daran feſtgehalten, 
daß das Beſtreben, den ſtaatlich anerkannten chriſtlichen Con⸗ 
feſſionen dieſe Rechtsſtellung zu gewähren, an Preußens Kö⸗ 
nigen und an allen Parteien in Preußen, welche treu zur 
Verfaſſung ſtehen, welche an Chriſtus glauben und unſerem 
Vaterlande das Chriſtenthum, nicht auf dem Urſchleim reli⸗ 
giöſer Sentimentalität, ſondern auf dem Boden des griſtlichen 
Bekenntniſſes erhalten wollen, eine feſte Stütze finden werde. 
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Wenn je in meinem Leben bin ich bei dieſer Discuſſion 
enttäuſcht, wenn auch nicht entmuthigt worden. Männer 
haben uns im Stiche gelaſſen und uns den Angriffen des 
religionsfeindlichen Liberalismus ſchonungslos überantwortet, 
welche den Grundſätzen nach, die ſie ihr Leben hindurch 
vertreten haben, zu uns hätten ſtehen müſſen. So unſelige 
Folgen haben verkehrte Allianzen; denn ich kann nicht be⸗ 
zweifeln, daß die Ungunſt, welche unſer Antrag gefunden hat, 
vielfach nicht aus der innern Ueberzeugung, daß er an ſich 
unberechtigt ſei, entſprungen iſt, ſondern aus andern Rück⸗ 
ſichten. Man hat ſich mit dem Liberalismus verbunden und 
muß ihm jetzt dienen. Man iſt dadurch gezwungen, die beſten 
Traditionen der preußiſchen Monarchie und des preußiſchen 
Staates aufzugeben. Als Lohn für geleiſtete Dienſte wird die 
chriſtliche Kirche und das chriſtliche Volk mit ſeinen heiligſten 
Intereſſen, das katholiſche wie das proteſtantiſche, mit dem 
chriſtlichen Königthum (denn das alles hängt untrenn⸗ 
bar zuſammen) den Feinden des Chriſtenthums überliefert. 
Der Reflex dieſer Situation fiel ununterbrochen auf die Ver⸗ 
handlungen des Reichstages, namentlich auf die jener drei 
Tage und dann nochmals mit dem allergrellſten Lichte auf 
die letzten Verhandlungen über das Strafgeſetz gegen die 
Geiſtlichen zurück. ö 


IV. 


Die Mißbilligung der Haltung der Centrums- 
fraction von Seiten des Apoſtoliſchen Stuhles. 


Ich kann eine Epiſode, welche in jener Zeit neben den 
Verhandlungen des Reichstages herlief, nicht unerwähnt 
laſſen. Sie bezeichnet zu ſehr die Stimmung, welche damals 
in maßgebenden Kreiſen gegen die Centrumsfraction vorhan⸗ 
den war, und die unglaubliche Befangenheit in Beurtheilung 
katholiſcher Verhältniſſe. | 

Die Mähre, daß der Papſt die Haltung der Katholiken in 
der Centrumsfraction mißbillige, trat zuͤerſt gerüchtsweiſe auf. Ich 
hörte bald hier, bald dort davon reden, legte aber ſelbſtver⸗ 
ländlich kein Gewicht darauf, weil ja der volle Ungrund derſelben 
jedem mit den Verhältniſſen Vertrauten evident war. Man 
braucht nur eine ganz oberflächliche Kenntniß von dem Ver⸗ 
halten des päpſtlichen Stuhles den politiſchen Kämpfen in 
den verſchiedenen Ländern gegenüber zu haben, um die Un 
möglichkeit eines Verſuches, in dieſelben einzugreifen, zu er⸗ 
kennen. Es ſchien mir daher auch faſt unmöglich, daß ſelbſt 
unſere Gegner an dieſes Gerücht glauben könnten. Ich hielt 
es vielmehr für eine jener täglichen Neckereien und böswilligen 
Erfindungen, welche ebenſo ſchnell auftauchen, wie verſchwin⸗ 
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den, und an die wir Katholiken in Deutſchland allmälig gan 
gewöhnt ſind. Als mir daher von einem geehrten Freunde 


wußte, die Zumuthung gemacht wurde, dieſerhalb in Rom 
anzufragen, lehnte ich es als etwas Ueberflüſſiges ab. * 

Ich ſollte mich jedoch bald überzeugen, daß ich mi 9 
über die Bedeutung und den Urſprung dieſes Gerüchtes ſehr 
getäuſcht hatte. Eine große Anzahl der Wähler des Grafen 
Frankenberg in dem Falkenberger und Grottkauer Keie 


lich durch die bei dieſer Gelegenheit von ihm gehaltene Rede 
veranlaßt, ihm zu erklären, daß er ihre Geſinnungen 
nicht vertreten und das in ihn geſetzte Vertrauen nie 0 
gerechtfertigt habe, namentlich ſeien ſie tief verletzt durch 
das Lob und die Anerkennung, welche von Seiten der ge⸗ | 
ſammten liberalen und kirchenfeindlichen Preſſe ſeiner T 
tigkeit im Reichstage gezollt werde. Dieſem Mißtrauens⸗ 
votum gegenüber ſuchte nun Graf Frankenberg ſein Ver⸗ 
halten im Reichstage dadurch zu rechtfertigen, daß er in einem 
Antwortſchreiben vom 17. Mai 1871 ſeinen Wählern er⸗ 
klärte: „Cardinal Antonelli hat Gelegenheit ergriffen, um 
ſeine Mißbilligung des Vorgehens der Centrumspartei im 
Deutſchen Reichstage auszudrücken. Dem Ausſpruche des be⸗ 
rühmten Miniſters Sr. an Habe ich natürlich nichts 
hinzuzufügen.“ 

Dadurch erhielt natürlich dieſes Gerücht einen ganz an⸗ 
deren Charakter und gewiſſermaßen eine officiöſe Beſtätigung, 
da die Vermuthung auf der Hand lag, daß Graf Franken⸗ 
berg dieſe Mittheilung von einer höheren und zwar officiellen 


— 45 — 


ie mit der Ermächtigung, von ihr Gebrauch zu machen, 
ehalten habe. Es konnte nicht ausbleiben, daß die ganze 
egn riſche Preſſe nunmehr dieſes Gerücht als eine ausge⸗ 
h 5 achte Sache anſah und als ſolche verwerthete. Zwar hätte 
u zunächſt vermuthen ſollen, daß die geſammte liberale 
fie einen Proteſt gegen Rom über den Verſuch, die Frei⸗ 
der parlamentariſchen Debatte zu beeinträchtigen, erheben 
. wn. Davon war aber keine Rede. Man nahm mit Freude 
Verfahren an, welches, wenn begründet, ſo ſehr der ge⸗ 
* imten liberalen Anſchauungsweiſe widerſprochen hätte, und 
ol * es zu tadeln, benutzte man daſſelbe, um Hohn und 
n über die katholiſchen Mitglieder der Centrumsfraction 
| Aszugießen. Trotz dieſer ſcheinbaren officiöſen Betätigung 
u die Erklärung des Grafen Frankenberg erkannten 
die katholiſchen Organe in Deutſchland, daß die behaup⸗ 
de Mißbilligung geradezu unmöglich ſei und in offenbarem 
WMiderſpruche mit allen Gewohnheiten des päpſtlichen Stuhles 
. ftebe. Die Erklärung des Grafen Frankenberg wurde 
deßhalb von allen katholiſchen Blättern mit derſelben Ent⸗ 
ſchiedenheit als unwahr bekämpft, wie die Gegner ſie als un⸗ 
anfechtbar behandelten. 

Das führte dann endlich dazu, daß die letzte Quelle | 
jenes Gerüchtes aufgedeckt wurde. Der Gewährsmann des 
Grafen Frankenberg war kein anderer als Fürſt Bis⸗ 
marck ſelbſt, und dieſer richtete an jenen zu ſeiner Deculpirung 
am 19. Juni 1871 folgendes Schreiben: 

„Ew. Hochwohlgeboren beehre ich mich auf die von Ihnen 
unter dem 12. d. M. an mich gerichtete gefällige Zuſchrift ergebenſt 
zu erwiedern, daß die von Ihnen angeführte Thatſache einer 
Unterredung des Grafen Tauffkirchen mit dem Cardinal⸗ 
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Staatsſecretär und einer von letzterem dabei ausgeſprochenen 
Mißbilligung des Vorgehens der ſogenannten Fraction des 
Centrums begründet iſt. Dieſe Mißbilligung iſt mir nicht 
unerwartet geweſen, da die Kundgebungen, welche Sr. Maje⸗ 
ſtät dem Kaiſer nach Herſtellung des Deutſchen Reiches von 
Sr. Heiligkeit dem Papſte zugegangen waren, jederzeit den 
unzweideutigſten Ausdruck der Genugthuung und des Ver⸗ 
trauens enthalten hatten. Ich hatte deßhalb gehofft, daß die 
Fraction, welche ſich im Reichstage unter dem Namen des 
Centrums bildete, in gleichem Sinne zunächſt die Befeſtigung 
der neuen Inſtitution und die Pflege des inneren Friedens, 
auf dem ſie beruht, ſich zur Aufgabe ſtellen werde. Dieſe 
Vorausſetzung traf nicht zu; der parlamentariſche Einfluß der 
Fraction des Centrums fiel, welches auch die Anſichten der 
Führer der letztern ſein mögen, thatſächlich in derſelben Rich⸗ 
tung in's Gewicht, wie die parlamentariſche Thätigkeit der 
Elemente, welche die von Sr. Heiligkeit dem Papſte mit 
Sympathie begrüßte Herſtellung des Deutſchen Reiches prin⸗ 
cipiell anfechten und negiren. Ich habe von dieſer Wahr⸗ 
nehmung die Geſandtſchaft des Deutſchen Reiches in Rom 
unterrichtet, damit ſie Gelegenheit habe, ſich zu überzeugen, 
ob die Haltung dieſer Partei, welche ſich ſelbſt als den 
ſpeciellen Vertheidiger des römiſchen Stuhles bezeichnet, den 
Intentionen Sr. Heiligkeit des Papſtes entſpreche. Und der 
Cardinal⸗Staatsſecretär hat dem Grafen Tauffkirchen 
darüber keinen Zweifel gelaſſen, daß die Haltung der Partei 
an der höchſten geiſtlichen Stelle der katholiſchen Kirche nicht 
gebilligt werde. Den Wortlaut der Aeußerungen Sr. Eminenz 
bin ich nicht berechtigt, ohne ſpecielle Erlaubniß des Herrn 
Cardinals wiederzugeben. Ich darf aber hinzufügen, daß 
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Aeußerungen von Vertretern anderer Mächte in Rom mir 
die Beſtätigung geben, daß der Cardinal Antonelli in 
ſeiner gegen den Grafen Tauffkirchen ausgeſprochenen 
Mißbilligung der Haltung der Centrumspartei auch den per⸗ 
ſoͤnlichen Geſinnungen Sr. Heiligkeit Ausdruck gegeben habe.“ 
Gez. Bismarck. 

Der Fürſt Bismarck erklärt alſo in dieſem Schreiben 
ausdrücklich, daß der Cardinal⸗Staatsſecretär dem Grafen 
Tauffkirchen officiell verſichert habe, daß die Haltung der 
Centrums fraction vom Papſte nicht gebilligt werde. Er er⸗ 
klärt ferner, daß er dieſe Aeußerung des Cardinals in ihrem 
Wortlaute befite, daß fie durch Aeußerungen von Vertretern 
anderer Mächte beſtätiget ſei, und endlich, daß er ſelbſt zu 
dieſer Erklärung die Veranlaſſung gegeben habe, indem er 
die Geſandtſchaft des Deutſchen Reiches beauftragt habe, ſich 
zu überzeugen, ob die Haltung der Centrumsfraction den 
Intentionen Sr. Heiligkeit entſpreche. Ueber dieſe Haltung 
ſelbſt ſagt aber Fürſt Bismarck, daß der parlamentariſche 
Einfluß der Fraction thatſächlich in derſelben Richtung in's 
Gewicht gefallen ſei, wie die parlamentariſche Thätigkeit der 
Elemente, welche das Deutſche Reich prinzipiell anfechten und 
negiren. 

Inzwiſchen hatte ich ſelbſt mich bereits nach Rom ge⸗ 
wendet, nicht um über die Sache ſelbſt in's Reine zu kom⸗ 
men, ſondern um der Oeffentlichkeit vollen Aufſchluß geben 
zu können. Ich bat den Cardinal⸗Staatsſecretär mir mit der 
Ermächtigung zur Veröffentlichung eine authentiſche Auf⸗ 
klärung zu geben, ob er für ſich oder im Auftrage des 
Papſtes die Haltung der Centrumsfraction mißbilligt habe. 
Ich erhielt darauf ſofort am 5. Juni v. J. folgende Antwort: 
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„Aus Ihrem Schreiben vom 28. Mai d. J. habe ich er⸗ 
ſehen, daß durch die Gegner der Kirche in deutſchen Zeitungen 
verbreitet wurde, es ſei die Handlungsweiſe der katholiſchen 
Fraction im Deutſchen Reichstage von mir getadelt worden. 
Daß dieß geſchehen, hat mich nicht wenig betrübt. Damit Sie 
aber deutlich und klar erkennen, wie die Sache ſich zugetragen hat, 
will ich Ihnen mittheilen, daß ich auf Grund von Zeitungs⸗ 
nachrichten, welche im Allgemeinen berichteten, es ſei von 
einigen Katholiken im Reichstage der Antrag eingebracht wor⸗ 
den, ſich der Angelegenheiten des Apoſtoliſchen Stuhles an⸗ 
zunehmen, in einer Unterredung mit dem bayeriſchen Ge⸗ | 
ſandten und zeitweiligen Geſchäftsträger des Deutſchen Reiches 
geäußert habe, ich erachte die Abſicht, den Reichstag zu einer 
Meinungsäußerung über eine zum Schutze der weltlichen 
Herrſchaft der Kirche zu beſchließende Intervention zu veran⸗ 
laſſen, nur für verfrüht. Es hätten dieſelben nämlich dieſer 
Abſicht Folge gegeben bei Berathung der auf die kaiſerliche 
Thronrede zu gebenden Antwort. Hieraus läßt ſich ermeſſen, 
daß ich in jener Unterredung durchaus nicht das Beſtreben 
der katholiſchen Abgeordneten getadelt habe, das Wohl der 
Kirche zu fördern und die Rechte des Heiligen Stuhles zu 
ſchützen, indem es durchaus nicht zweifelhaft ſein kann, daß 
dieſelben mitten unter den Verſuchen, welche man gemacht 
hat, ſie einzuſchüchtern, jede geeignete Gelegenheit ergreifen 
würden, ihrer Gewiſſenspflicht zu genügen, wozu die Wahrung 
und Vertheidigung der Religion und der Rechte ihres Ober⸗ 
hauptes gehört.“ 

Gez. Antonelli. 

Mit dieſen beiden Schreiben hat die Sache ihren Ab⸗ 

ſchluß gefunden und namentlich hat Fürſt Bismarck ſich 
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nicht veranlaßt geſehen, weder den in ſeinem Schreiben erwähn⸗ 
ten Wortlaut der Erklärung des Cardinals Antonelli über 
die Mißbilligung der Haltung der Centrumsfraction bekannt 
zu machen, noch die Richtigkeit des Inhaltes des Schreibens 
des Cardinals Antonelli überhaupt zu beſtreiten. Der 
offene Widerſpruch, in welchem beide Schreiben zu einander 
über dieſelben Thatſachen ſtehen, liegt zu Tage. Der Cardi⸗ 
nal Antonelli ſcheint nichts von einer officiellen Mittheilung 
des Grafen Tauffkirchen im Auftrage des Fürſten Bis⸗ 
marck über die reichsfeindliche Haltung der Centrumsfraction zu 
wiſſen; er erwähnt nur eines Geſpräches, welches er auf Grund 
von Zeitungsnachrichten mit dem erwähnten Geſandten über 
dieſe Angelegenheit gehabt; dieſe Zeitungsnachrichten hatten 
in ihm die Vermuthung erweckt, daß die Centrumsfraction 
bei der Adreßdebatte den Reichstag zu einer Meinungsäußer⸗ 
ung über eine Intervention zu Gunſten des Papſtes habe 
veranlaſſen wollen, und er ſprach in Folge deſſen in dieſem 
Geſpräche ſeine Meinung dahin aus, daß er dieſen Schritt 
für verfrüht halte. Bekanntlich hat aber die Centrumsfraction 
nie daran gedacht, den Reichstag zu einer ſolchen Aeußerung 
zu veranlaſſen; ſie befand ſich vielmehr über die Unzweck⸗ 
mäßigkeit einer ſolchen Motion in vollſter Uebereinſtimmung 
mit dem Cardinal Antonelli. Aus dieſer Aeußerung des 
Cardinals, welche, wie es ſcheint, lediglich den Charakter eines 
vertraulichen Geſpräches und in keiner Weiſe den einer offi⸗ 
ciellen Erklärung an. ſich trug, da es ja dem Cardinal über⸗ 
haupt gar nicht einmal einfallen konnte, auf Grund von 
Zeitungsnachrichten ein ſo ernſtes Urtheil auszuſprechen, hat 
man dann einen Tadel der Haltung der Centrumsſraction 


Seitens des päpſtlichen Stuhles gemacht, und zwar mit der 
v. Ketteler, Neichstag. 4 
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Illuſtration, als ob dieſer Tadel in formeller Weiſe auf offi⸗ 
cielle Mittheilungen über die ganze Richtung der Fraction 
ausgeſprochen worden ſei. Dieſe Mißdeutung iſt dann 


in der ausgedehnteſten. . durch die Preſſe ausgebeutet 
worden. | 


Ich bin weit entfernt, hier eine abſichtliche Unwahrheit 
vorauszuſetzen oder eine Vermuthung darüber auszuſprechen, 
in welcher Inſtanz die unſchuldigen Worte des Cardinals 
dieſe Metamorphoſe in die Geſtalt eines officiellen Tadels 
über die Haltung der Centrumsfraction gefunden haben. Ich 
bin vielmehr geneigt, auch in dieſem Vorfalle nur einen 
Beweis von der Macht der Mißſtimmung gegen uns zu 
finden, welche vielen unſerer Gegner jede Fähigkeit raubt, 
die Dinge, welche. uns betreffen, ſo zu beurtheilen, wie ſie an 
ſich und in Wirklichkeit ſind. 


Was aber noch auffälliger an diesem Vorkommniſſe iſt 
als dieſe Mißdeutung der Worte des Cardinals Antonelli, 
iſt nicht nur das oben erwähnte Stillſchweigen der liberalen 
Preſſe über den behaupteten Verſuch des päpſtlichen Stuhles, 
eine Cenſur über Mitglieder des Reichstages zu üben, ſon⸗ 
dern noch mehr das Stillſchweigen derſelben Preſſe über den 
Verſuch des Reichskanzlers, eine derartige Einwirkung von 
Rom auf die Haltung der Katholiken im Reichstage zu pro⸗ 
vociren. Anders kann die Abſicht des Fürſten Bismarck 
nicht gedeutet werden, da er ja die Mittheilung über die an⸗ 
geblich reichsfeindliche Richtung der Centrumsfraction durch die 
Geſandtſchaft des Deutſchen Reiches in Rom machen. ließ, damit 
dieſe, wie er ſchreibt, ſich davon überzeuge, „ob die Haltung 
dieſer Partei, welche ſich ſelbſt als den ſpeciellen Vertheidiger 


des römiſchen Stuhles bezeichnet, den Intentionen Sr. Heilig- 
keit des Papſtes entſpreche.“ | 

Der Zwiſchenſatz, „welche ſich ſelbſt als den fpeciellen 
Vertheidiger des römiſchen Stuhles bezeichnet,“ beurkundet 
die leidenſchaftliche Stimmung, in welcher dieſer Brief ge⸗ 
ſchrieben ward. Denn nie iſt es der Fraction oder einem 
Mitgliede derſelben in den Sinn gekommen, ſich „als den 
ſpeciellen Vertheidiger des römiſchen Stuhles“ zu bezeichnen. 
Solche Inſinuationen müſſen wir eben mit in den Kauf nehmen. 
Dagegen konnte doch dieſe officielle Denunciation einer Frac⸗ 
tion des Reichstages beim aäpoſtoliſchen Stuhle keine andere 
Bedeutung haben, als den Papſt für den Fall ſeiner Miß⸗ 
billigung zu veranlaſſen, auf eine veränderte Haltung der⸗ 
ſelben einzuwirken. Das iſt aber im Sinne des reinen Con⸗ 
flitutionalismus, wie ihn der Liberalismus vertritt, ein wahres 
Attentat auf die Freiheit der Mitglieder des Reichstages. 
Die „Indépendance“ machte daher auch die richtige Bemer⸗ 
kung: „Sollte es nicht ſcheinen, daß ein ſolcher Schritt des 
kaiſerlichen Cabinets bei dem Oberhaupte der katholiſchen 
Kirche die Anerkennung des Rechtes des Papſtes einſchließe, 
ſich in die weltlichen Angelegenheiten der Staaten einzumiſchen, 
und könnte der Heilige Stuhl aus dieſem Vorgange nicht 
die Befugniß herleiten, ein ſolches Recht auszuüben, ſo oft 
ſich die Gelegenheit dazu bietet, gleichviel ob er dazu veran⸗ 
laßt wäre oder nicht?“ Dieſes Bedenken des liberalen belgi⸗ 
ſchen Blattes war gewiß durchaus zutreffend und die Schluß⸗ 
folgerung iſt unabweisbar. Dennoch blieb die ganze deutſche 
liberale Preſſe ſtill und ſtumm und wagte nicht ein tadelndes 
Wörtchen zu ſagen. Nur die „Nordd. Allg. Ztg.“ machte den 
pflichtſchuldigen Verſuch einer Nechtfertigung; dieſer fiel aber 
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fo kläglich aus, daß er verdient, der Vergeſſenheit entriſſen 
zu werden. Sie antwortete nämlich auf jene Frage der 
„Indépendance“, welche ein rheiniſches Blatt reproducirt hatte: 
„Unſere rheiniſche Collegin ſcheint zu glauben, daß dieſe Frage 
die deutſche Regierung in Verlegenheit ſetzen werde. Wir 
glauben nicht. Der Papſt hat über die Cleriker eine Discip⸗ 
linargewalt, und die Laien gerade der Centrumspartei wer⸗ 

den ſeinen Wünſchen und Ermahnungen — ſo ſollte man N 
meinen — den willigſten Gehorſam zollen. Ob Männer, 
welche ſich als Vertreter des Papſtes in eminentem Sinne gebärden, 
in ihrer politiſchen Thätigkeit den Intentionen des Papſtes gemäß 
handeln oder nicht, iſt alſo eine kirchliche Angelegenheit, und 
indem der Papſt darauf aufmerkſam gemacht wird, daß die 
Richtung dieſer Thätigkeit mit ſeinen anderweit kundgegebenen 
Intentionen in Widerſpruch ſteht, wird er keineswegs auf⸗ 
gefordert, ſich in die weltlichen Angelegenheiten des Staates 
zu miſchen.“ Das iſt doch eine Sophiſtik, welche ſelbſt den 
altgriechiſchen Sophiſten Ehre machen würde. Der Schritt 
der Reichsregierung iſt keine Legitimation für den Papft, ſich 
in die weltlichen Angelegenheiten des Reiches einzumiſchen, 
denn alle Katholiken ſtehen unter dem Papſte und deßhalb iſt 
die Erörterung der Frage, ob ihr Verhalten in politiſchen 
Angelegenheiten den Intentionen des Papſtes entſpricht, ledig⸗ 
lich eine kirchliche Frage, und mit nichten eine Einmiſchung 
in weltliche Dinge. Dieſe ſublime Logik führt zu dem Schluß, 
daß der Papſt unter dem Vorwand, daß die Katholiken 
ihm untergeben ſind, ſich in alle Angelegenheiten einmiſchen 
kann, ohne je ſich dem Vorwurf auszuſetzen, ſich in weltliche 
Angelegenheiten einzumiſchen. Ja im Grunde gibt es nach 
dieſer weiſen Theorie für Katholiken gar keine weltliche An⸗ 
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gelegenheiten mehr, ſondern nur noch kirchliche. Ob wohl 
Fürſt Bismarck dieſe Theorie des ihm nahe ſtehenden 
Organs acceptiren wird? 

Das iſt der Hergang bezüglich der durch alle Tonarten 
und durch alle Blätter wochenlang ausgebeuteten Nachricht, 
daß der Papſt die Haltung der Centrumsfraction getadelt 
habe. Was vor Allem bemerkenswerth an dieſem Vorfalle 
erſcheint, iſt die ihm zu Grunde liegende irrthümliche Voraus⸗ 
ſetzung, daß der apoſtoliſche Stuhl ſich in die politiſche 
Thätigkeit der Katholiken der verſchiedenen Ländern der Welt 
einmiſche und eine Art Cenſur und Leitung in dieſer Hin⸗ 
ſicht über fie ausübe. Nur unter dieſer Vorausſetzung läßt 
ſich eine ſolche Mittheilung nach Rom erklären und die Be⸗ 
reitwilligkeit aller liberalen Organe, den angeblichen Tadel 
für wahr zu halten. Dieſe Vorausſetzung paßt ja gar zu gut 
in die Lieblingsvorſtellungen von dem Verhältniſſe der Katho⸗ 
liken zu Rom, und dennoch iſt nichts unwahrer als dieſe 
Idee und nichts in vollerem Widerſpruch mit der Wirklich⸗ 
keit. Ich glaube nicht, daß ſeit Jahrhunderten ein Brief auf⸗ 
gewieſen werden kann, welchen der apoſtoliſche Stuhl an 
einen Biſchof oder an einen Katholiken in öffentlicher Wirk⸗ 
ſamkeit gerichtet hat, um ihn über ſeine politiſche Thätigkeit 
zur Rechenſchaft zu ziehen, oder ihm für ſein Verhalten in 
dieſer Hinſicht eine Richtſchnur zu geben. So etwas kommt 
eben in der Kirche gar nicht vor. Rom bewahrt den offen⸗ 
barten Glauben und duldet bei denen, welche der Kirche an⸗ 
gehören wollen, keine Abweichung von demſelben. In allen 
übrigen Dingen hat jeder Katholik das vollſte Recht der 
Selbſtbeſtimmung und eine ſolche Einmiſchung iſt unbekannt 
und unerhört im Leben der Kirche. Es konnte daher auch 
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nur ein Staatsmann, welchem die katholiſchen Anſchauungen 
ganz fremd find, einen ſolchen Schritt thun. Jeder ein⸗ 
ſichtige Katholik wußte ſofort, daß weder der Papſt noch 


Cardinal Antonelli den Verſuch machen würde, auf die 


politiſche Haltung der Katholiken im Reichstage Einfluß zu 
üben. 


V. 


Reichstagswahlen und Wah kprüfungen. 


Bie Wahlprüfungen haben faſt mehr wie Adreſſe, 
Grundrechtsantrag und Strafgeſetz gegen die Geiſtlichen, die 
ungünſtigen Stimmungen der Majorität des Reichstages gegen 
die kleine Minorität ihrer katholiſchen Collegen wach gerufen 
und die unliebſamſten Expectorationen veranlaßt. Die Ver⸗ 
handlungen trugen leider nicht immer den Charakter einer 
ruhigen, objectiven Prüfung, ſondern nur zu oft jenen des 
Kampfes religiöſer Vorurtheile und Mißſtimmungen an der 
Stirne. Die Wahlen zum Reichstage ſind aber nicht nur 
bedeutungsvoll geworden wegen der heftigen Debatten, zu 
welchen ſie Veranlaſſung gaben, ſondern auch der ungerechten 
Urtheile wegen, welche ſie gegen die katholiſchen Wähler her⸗ 
vorgerufen haben. Wir müſſen daher zuerſt die Reichstags⸗ 
wahlen ſelbſt und dann das Verfahren bei den Wahlprü- 
fungen im Reichstage beſprechen. 

Man bemüht ſich, den katholiſchen RR zum Reichs⸗ 
tage einen durchaus unwahren Charakter aufzuprägen: 

erſtens den einer erclufio BU Ten⸗ 
denz und 
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zweitens den einer feindlichen Richtung gegen Preu⸗ 
ßen und das Reich. 2 

Dieſe gänzlich ungerechtfertigten Vorwürfe werden nun 
ſeit einem Jahre mit der größten Zubverſicht in der ganzen 
antikatholiſchen Preſſe Deutſchlands erhoben, und ſie haben 
vor wenigen Tagen noch den ſchärfſten Ausdruck in der Rede 
des Fürſten Bismarck im preußiſchen Landtage am 30. 
Januar und in dem Commentar gefunden, welchen die 
„Nordd. Allg. Zig.“ Nr. 29 dazu gibt. Ich kann es nicht 
unterlaſſen, auf dieſe Ausführungen näher einzugehen. Sie 
ſind gewiſſermaßen ein Compendium aller Angriffe, welche 
in dieſer Hinſicht die feindliche Preſſe gegen uns gerich⸗ 
tet hat. 

Fürſt Bismarck äußerte ſich in dieſer Rede eingehend 
über die Centrumsfraction des Reichstags und die Reichs⸗ 
tagswahlen. Die Bildung der Centrumsfraction erſcheint ihm 
als ein „großer politiſcher Fehler,“ als „eine der ungeheuer⸗ 
lichſten Erſcheinungen auf politiſchem Gebiete.“ Er nennt ſie 
nur eine „confeſſionelle Fraction,“ eine „rein confeſſionelle 
Fraction“ und über den Grund, warum er ſie für eine „der 
ungeheuerlichſten Erſcheinungen auf politiſchem Gebiete“ hält, 
ſagt er, daß man ihr, „wenn alle übrigen Confeſſionen das⸗ 
ſelbe Princip annehmen wollten, nur die Geſammtheit einer 
evangeliſchen Fraction gegenüberſtellen müßte, dann wären 
wir allerſeits auf einem incommenſurablen Boden; denn da⸗ 
mit würden wir die Theologie in die öffentlichen Verſamm⸗ 
lungen tragen, um ſie zum Gegenſtande der Tribünendiscuſſion 
zu machen.“ 

Fürſt Bismarck bewegt ſich hier ganz in dem Irr⸗ 
thume, den wir in dem Abſchnitte über die Centrumsfraction 
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5 behandelt haben. Wenn er in ſeiner Vorausſetzung Recht 
hätte, fo würde ich, wie ich auch hier wiederhole, ſeinen Tadel 
für begründet halten. Nun iſt aber ſeine Vorausſetzung total 
unrichtig und deßhalb auch ſeine Schlußfolgerung. Da die 
Centrums fraction für die katholiſche Kirche durchaus keinen 
anderen Rechtsſchutz im Reiche fordert, wie für jede andere 
rechtlich beſtehende Confeſſion, ſo iſt fie keine confeſſionelle 
Fraction; denn nur unter der Vorausſetzung, daß ſie ein con⸗ 
feſſionell⸗katholiſches Sonderrecht forderte, hätte jener Vorwurf 
einen Sinn. | 

Ebenſo ſteht es mit der Ungeheuerlichkeit, welche aus der 
Bildung dieſer Fraction folgen ſoll. Wenn nämlich die „übrigen 
Confeſſionen daſſelbe Prinzip annehmen wollten,“ welches die 
Centrumsfraction verfolgt, ſo würde daraus nicht das Schreck⸗ 
bild des Fürſten Bismarck, die Bildung einer evange⸗ 
liſchen Geſammtfraction folgen, ſondern vielmehr eine volle, 
friedliche Verſtändigung unter allen Confeſſionen des Reichs⸗ 
tages auf dem gemeinſamen Boden der preußiſchen Verfaſſung. 
Ferner würde dann die Theologie nicht in die öffentlichen 
Verſammlungen getragen und zum Gegenſtande der Tribünen⸗ 
Discuſſion gemacht werden, ſondern vielmehr von ihr ausge⸗ 
ſchloſſen ſein, wie das der preußiſche Landtag ſeit zwanzig 
Jahren bewieſen hat. Wenn man dieſe zwanzig Jahre des 
Beſtehens des preußiſchen Landtages ſeit Erlaß der Verfaſſung 
mit dem Einen Jahre der Thätigkeit des Deutſchen Reichstags 
vergleicht, ſo heißt es doch allen Thatſachen offen in's Ange⸗ 
ficht ſchlagen, wenn man den Männern, die lediglich die 
preußiſchen Verfaſſungsbeſtimmungen feſthalten wollen, vor⸗ 
wirft, daß ſie die Theologie zum Gegenſtande der Tribünen⸗ 
Discuſſion machen wollen, während vielmehr das Verlaſſen 
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der Ueberlieferungen der preußiſchen Verfaſſung Seitens der Reichs⸗ 
regierung die Tribüne des Reichstages ununterbrochen theologiſchen 
Discuſſionen überliefert hat. Das Programm der Centrumsfrac⸗ 
tion iſt weit entfernt, eine Coalition aller übrigen Confeſſionen im 
Reichstage hervorzurufen; man kann vielmehr mit viel mehr 
Wahrheit ſagen, daß die Coalition aller anticonfeſſionellen 
Elemente außer dem Reichstage und in demſelben die Grün⸗ 
dung der Centrumsfraction nothwendig gemacht hat, die 
Gründung einer Fraction, welche ſich zur Abwehr der von 
dieſer Seite drohenden Gefahren auf dem Boden des Rechtes, 
der Geſchichte und der preußiſchen Verfaſſung conſtituirte. 
Dieſe Coalition der anticonfeſſionellen Elemente beſteht in 
der That auf dem breiten Boden des Liberalismus, wenn 
auch unter verſchiedenen Benennungen, und ſie muß endlich 
in nicht ferner Zeit die Vereinigung aller gläubigen Elemente 
im Reichstage, der katholiſchen wie der proteſtantiſchen, her⸗ 
vorrufen. 

Nach ſolchen Prämiſſen kann man ſich nicht wundern, 
wenn Fürſt Bismarck im weiteren Verlauf ſeiner Rede zu 
dem Schluſſe kommt: „Ich habe, als ich aus Frankreich zu⸗ 
rückkam, die Bildung dieſer Fraction nicht anders betrachten 
können, als im Lichte einer Mobilmachung der Partei gegen 
den Staat.“ Das iſt ein hartes Wort und eine tiefe 
Kränkung für die Mitglieder der Fraction, welche in der 
treueſten Pflichterfüllung gegen den Staat ihr ganzes Leben 
hingebracht haben; es iſt aber auch ein werthvolles Geſtändniß, 
wodurch vieles klar wird, was ſeitdem geſchehen iſt, und 
welches zugleich mit aller Evidenz beweiſt, daß der Reichs⸗ 
kanzler ſein Urtheil über die Centrumsfraction nicht nach der 
Thätigkeit derſelben im Reichstage gebildet hat, ſondern daß 


dieſes Urtheil bereits fix und fertig von Frankreich mit 
herüberkam und feſt ſtand, ehe der Reichstag begann. Das 
Lob der Unbefangenheit kann dieſe Art zu urtheilen wohl 
nicht in Anſpruch nehmen. Doch vielleicht muß man den 
Reichskanzler hier nicht zu ſtreng beim Worte nehmen, denn 
in feiner Rede finden ſich die offenbarfien Widerſprüche, indem 
er einige Sätze weiter ſagt: „Ich bin indeß, als ich aus 
Frankreich zurückkehrte, unter dem Eindrucke und in dem 
Glauben geweſen, daß wir an der katholiſchen Kirche eine 
Stütze für die Regierung haben würden, vielleicht eine unbe⸗ 
queme und vorſichtig zu behandelnde ꝛc.;F“ und wieder etwas 
weiter: „Ich wurde in der That überraſcht durch die Hal⸗ 
tung, welche die mobil gemachte Armee einnahm.“ Wie dieſe 
Hoffnung auf Unterſtützung, dieſe Ueberraſchung über die 
Haltung der Centrumsfraction möglich war, wenn er in der⸗ 
ſelben Zeit, nämlich bei der Rückkehr aus Frankreich, wie 
ausdrücklich in der Rede hervorgehoben iſt, die Bildung der 
Fraction des Centrums „im Lichte einer Mobilmachung 
der Partei gegen den Staat“ anſah, das läßt ſich nicht be⸗ 
greifen. | | 

Ganz in derſelben mißliebigen Weiſe ſpricht nun der 
Fürſt Bismarck in derſelben Rede über die Wahlen in den 
katholiſchen Wahlbezirken. Er ſpricht dabei nicht von ein⸗ 
zelnen Ausnahmefällen, ſondern im Allgemeinen, ſo daß ſeine 
Vorwürfe das ganze katholiſche Deutſchland treffen und deß⸗ 
halb wohl geeignet wären, einen Proteſt aus allen katholiſchen 
Wahlbezirken hervorzurufen. Wenn dieſe Vorwürfe unbe⸗ 
rechtigt find, jo kann das katholiſche Deutſchland. nicht gleich" 
giltig dabei bleiben, daß der erſte Beamte des Reiches ſolche 
Beſchuldigungen gegen daſſelbe erhebt. Hören wir ſeine Worte: 
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„Ich mußte, als ich aus Frankreich zurückkam, er⸗ 
fahren, welche Mittel bei den Wahlen angewendet worden 
waren, um die Wahlen dieſer neuen Partei durchzuſetzen. Wir 
hatten gehofft, an einer ſtreng kirchlichen Partei eine Stütze 
zu gewinnen, die dem Kaiſer gibt, was des Kaiſers iſt, welche die 
Achtung vor der Regierung auch da, wo man glaubt, daß die Regie⸗ 
rung irrt, in allen Kreiſen, namentlich in den Kreiſen des 
politiſch weniger unterrichteten gemeinen Mannes, der Maſſe, zu 
erhalten ſucht. Ich mußte mit Betrübniß und Befremden 
hören, daß die Wahlreden, die ja zum großen Theile gedruckt 
find, die Preßerzeugniſſe, die auf die Wahlen hinwirkten, 
gerade an die Leidenſchaft der untern Klaſſen, der Maſſe, 
appellirten, um ſie zu erregen gegen die Regierung, daß da⸗ 
gegen nichts geſchah, um irgend ein von Seiten der Regierung 
vorgekommenes Verſehen zu entſchuldigen, ſondern daß man 
alles, was man an unſerer Regierung wie an jeder nach 
menſchlicher Unvollkommenheit tadeln kann, ſehr ſcharf be⸗ 
leuchtete, aber etwas Gutes über die preußiſche Regierung, 
etwas, was zur Anerkennung derſelben aufforderte, habe ich 
in dieſen Wahlreden nie geleſen. Nichts deſto weniger mußte 
man nach dem Zeugniſſe der Herrn annehmen, daß die alt⸗ 
preußiſchen Einrichtungen — altpreußiſch iſt nicht die richtige 
Bezeichnung, ſondern neupreußiſche Einrichtungen — wie ſie 
beſtehen, von der katholiſchen Kirche als ihr willkommen, als 
ihr nützlich, als ihr eine ehrenvolle und bequeme Stellung 
gewährend anerkannt würden. Die höchſten Zeugniſſe von 
Sr. Heiligkeit dem Papſte, die Zeugniſſe der Biſchöfe haben 
uns darüber vorgelegen, daß man mit uns zufrieden ſei; wir 
hatten gehofft, daß dieſe Zufriedenheit ſich einigermaßen bei 
dem Einfluß auf den gemeinen Mann, wie er auf der Kanzel 
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und im Beichtſtuhl geübt wird, zeigen und erkennbar machen 
würde, und wie ich ſah, daß doch mehr das Gegentheil der 
Fall war; wie ich ſah, daß man auf der einen Seite die 
preußiſchen Einrichtungen für das Reich verlangte, auf der 
andern Seite ſie dem gemeinen Manne nicht in einem ganz 
günſtigen Lichte darſtellte, da bin ich zweifelhaft geworden und 
bin einen Schritt zurückgetreten.“ Der Fürſt geht dann 
wieder zur Centrums fraction über und hebt als weitern 
Grund ſeiner Bedenken wider dieſelbe die Aufnahme ſolcher 
Mitglieder hervor, „die nichts mit dieſer Partei gemein haben 
als die Feindſchaft gegen das Deutſche Reich und Preußen.“ 

Mir wird es immer ein Räthſel bleiben, wie ein Mann, 
der ſelbſt in ſchweren Zeiten ſo treu ſeinem Könige ge⸗ 
dient hat, keine Gelegenheit vorübergehen laſſen kann, um auf 
jene Ehrenmänner Steine zu werfen, welche ihren Fürſten 
auch treu anhingen und die Behandlung derſelben beklag⸗ 
ten, wenn ſie auch die jetzigen Zuſtände vollkommen aner⸗ 
kennen. Schon ſo oft hat der Kaiſer und vor einigen Wochen 
noch in Hannover ſeine Achtung vor dieſer treuen An⸗ 
hänglichkeit ausgeſprochen, ſein Kanzler kann aber keine Ge⸗ 
legenheit vorübergehen laſſen, um dieſe Männer als Feinde des 
Reiches hinzuſtellen. Charakteriſtiſch iſt, daß der Fürſt 
Bismarck auch hier den Beichtſtuhl erwähnt als Beweis, 
wie er inmitten confeſſioneller Befangenheiten ſteht, welche 
als feſtſtehend annehmen, daß im Beichtſtuhl Politik ge⸗ 
trieben wird. 

Der Fürſt Bismarck erhebt alſo gegen die Männer, 
welche ſich an den katholiſchen Wahlen betheiligt haben, den 
ſchweren Vorwurf, daß ſie ſich an die Leidenſchaften des 
Volkes gewendet hätten — alſo in recht demagogiſcher 
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Weiſe — und daß ſie dieſe Leidenſchaften des Volkes aufge⸗ 
ſtachelt hätten, um die untern Klaſſen, die Maſſe, gegen die 
Regierung und Preußen aufzuregen. Ja, er nimmt keinen 
Anſtand zu behaupten, daß die „Feindſchaft gegen das Deutſche 
Reich und Preußen“ es ſei, was die Mitglieder der Centrums⸗ 
fraction zuſammengeführt habe. 

Noch weiter geht natürlich der Commentator des Fürſten 
in der „Nordd. Allg. Ztg.“ Bei den harten Angriffen 
des Fürſten Bismarck hat man noch immer das Ge⸗ 
fühl, daß Mißverſtändniſſe und Mißſtimmungen vorliegen, die 
vielleicht ſchwinden und einer richtigen Anſicht Platz machen 
können. Bei den Artikeln der „Nordd. Allg. Ztg.“ hat man 
dagegen das Gefühl einer abſolut feindlichen Gefinnung 
und der bornirteſten Auffaſſung aller katholiſchen Verhält⸗ 
niſſe. Sehr komiſch nehmen ſich in der Einleitung im 
Munde eines ſo abhängigen Blattes die Worte aus: 
„Würde damit Ernſt gemacht (nämlich mit den Reme⸗ 
duren gegen die reichsfeindlichen Ultramontanen), ſo verſtumm⸗ 
ten bald die wenigen Zungen, die nach Maßgabe der in 
der römiſchen Kirche herrſchenden Disciplin nur eines Winkes 
bedürften, um das neue Kaiſerthum mit Segenswünſchen zu 
begrüßen.“ Das iſt ſo recht die armſelige Anſchauung dieſer 
Lohnſchreiber. Sie haben von der Geſinnung eines gläubigen 
Chriſten und eines gläubigen Katholiken, welcher ſich aus der 
innerſten Ueberzeugung in den geoffenbarten. Glaubenslehren 
der Autorität ſeiner Kirche unterwirft und dadurch nach den 
Worten, daß die Wahrheit allein frei macht, die wahre Frei⸗ 
heit des Geiſtes genießen, gar keinen Begriff und meinen, 
deren Lage habe eine gewiſſe Aehnlichkeit mit der ihrigen, und 
wie ſie von den „Winken“ deſſen abhängen, dem ſie mit ihrer 
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Feder für Lohn dienen, ſo hänge auch der gläubige Chriſt 
von der Willkür der Kirchenoberen ab. | 
Was nun das Blatt über die katholiſchen Wahlen vor⸗ 
bringt, überſteigt in der That allen Begriff. „Da erhoben 
ſich,“ fängt es an, „in faſt ſämmtlichen Wahlkreiſen gemiſch⸗ 
ter Confeſſion und beſonders in denjenigen, wo die Katho⸗ 
liken in beträchtlicher Anzahl wohnten, gleichzeitig (alſo zweifel⸗ 
los auf einen Wink von Rom) und unter demſelben Feld⸗ 
geſchrei ultramontane Prieſter und jeſuitiſche Laien und eröffne⸗ 
ten allenkhalben einen von Vornherein leidenſchaftlichen Kampf.“ 
Als Object des Kampfes wird dann angegeben, er ſei ge⸗ 
richtet geweſen erſtens gegen die Wahl von Proteſtanten, 
zweitens gegen die Wahl ſolcher Katholiken, welche ſich als 
Freunde des confeſſionellen Friedens bewährt ‚hätten, endlich 
gegen die Wahl ſolcher Männer, von denen eine treue Hin⸗ 
gebung an die Intereſſen des Reiches und eine Unterſtützung 
der Reichsregierung zu erwarten geweſen ſei. Das wagt dieſes 
Blatt im Vertrauen auf ſeine Unterſtützung und die Macht 
der Majorität über die katholiſche Minorität dem katholiſchen 
Deutſchland ins Angeſicht zu ſagen. Dann fährt es fort: 
„Ultramontane Prieſter und jeſuitiſche Laien agitirten aller 
Orten mit einem Fanatismus, der über jede Achtung der 
Perſönlichkeit und über jede Rückſicht der Selbſtachtung hin⸗ 
wegſah, für confeſſionelle Wahlen, für die Wahl von Ultra⸗ 
montanen im Gegenſatz zu frommen Katholiken, für die Wahl 
von Gegnern der Regierung.“ In den Wahlverſammlungen 
hätten Prieſter haßerfüllte Reden und wuthſchnaubende An⸗ 
ſprachen gegen Bismarck und feine politiſchen Anhänger ge⸗ 
halten. In den Kirchen ſei gegen die letztern gepredigt 
worden, was man nicht überall habe nachweiſen können, weil 
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es „ganze Gegenden“ gebe, „in denen die Furcht vor der 
Geiſtlichkeit allen Zeugen den Mund ſchließt.“ Jedes Wort 
und jeder Satz iſt hier Gift und Galle, Schmach und Unbill 
über uns Katholiken und unſer katholiſches Volk. In den 
Wahlmanifeſten ſei nicht vom Ausbau des Reiches, ſondern 
nur von der römiſchen Kirche und der weltlichen Gewalt des 
Papſtes die Rede geweſen. So habe der Unfriede ſeinen An⸗ 
fang genommen. Es werde nie gelingen, aus der Geſchichte 
des neuen Reiches die Thatſache hinwegzulügen, „daß wäh⸗ 
rend der Tage von Verſailles ultramontane Prieſter und 
jeſuitiſche Laien den Feldzug gegen die Regierung eröffnet 
und als erſten ſchrillen Mißlaut den Frevel confeſſionellen 
Friedensbruches in die deutſche Welt gebracht haben.“ Bei der 
Rückkehr des Kanzlers aus Frankreich habe bereits Deutſch⸗ 
land ſich „in lichterlohen Flammen unſeliger confeſſioneller 
Feindſchaften“ und der Ultramontanismus „in offenem Auf⸗ 
ruhr gegen die deutſche Regierung“ befunden. Die Katho⸗ 
liken werden dann Frevler genannt, welche ſich an dem con⸗ 
feſſionellen Frieden des Vaterlandes verſündigt hätten, weil 
ſie bemüht geweſen ſeien, „das katholiſche Volk glauben zu 
machen, die heiligen Güter der Religion wären gefährdet und 
ihre Kirche hätte unter Verfolgungen zu leiden. Widerwärtiges 
Heuchlerweſen!“ Die Regierung dagegen habe „die Linie noth⸗ 
gedrungener Vertheidigung“ gegen dieſe Angriffe nie verlaſſen. 
Als ſolche Vertheidigungen werden dann die Aufhebung der 
katholiſchen Abtheilung im Cultusminiſterium und der Zuſatz 
zum Strafgeſetzbuch angeführt. Sie beſtehe ganz auf der 
„Defenſive.“ Der Artikel ſchließt endlich mit den Worten: 
„Der Kampf, den wir nicht geſucht, noch gewollt haben, iſt 
von den Ultramontanen eingeleitet worden. Sie ſtellen die 
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Sache ſo dar, als wären ſie der angegriffene Theil und als. 
hätten ſie das Chriſtenthum zu behüten. Freilich dann würde 
der Sieg auf ihrer Seite ſein. Der Kampf iſt jedoch ein 
anderer und daher ſteht ein anderer Ausgang zu erwarten. 
Der Staat wird und muß aus dieſem Kampfe, den er nicht 
mit der Religion, ſondern mit argen Verkennern ihres wahren 
Weſens auszufechten hat, in ſeiner vollen Hoheit, Kraft und 
Gewalt hervorgehen, ſo daß jeder Eingriff in ſein Gebiet un⸗ 
möglich, ihm ſelbſt aber erſt möglich gemacht wird, ſich 
als Hort der Gerechtigkeit zu erweiſen — auch gegenüber 
der katholiſchen Kirche und ſeinen treuen Unterthanen, die ſich 
zu ihr bekennen.“ 

Was iſt nun Wahres an dieſen ſchweren Anklagen gegen 
uns Katholiken im Deutſchen Reiche? Ich bin nicht gewillt, 
zu behaupten, daß in der aufgeregten Zeit der Wahlbewegun⸗ 
gen alle Maßloſigkeiten und Ungebührlichkeiten vermieden wor⸗ 
den find. Wenn Fürft Bismarck von einem billigen Ur⸗ 
theile über die Regierung mit Recht fordert, daß die menſch⸗ 
liche Unvollkommenheit, welche der preußiſchen, wie allen 
anderen Regierungen anhafte, nicht außer Acht bleibe, ſo hat 
dieſe Anforderung gewiß noch mehr Berechtigung bei Urtheilen 
über Wahlbewegungen, welche nach der Erfahrung aller Län⸗ 
der und aller Gegenden tiefer wie alles Andere das ge⸗ 
ſammte Volk aufregen. Von dieſer billigen Berückſichtigung 
iſt aber uns Katholiken gegenüber keine Rede. Man 
ſollte glauben, die Katholiken allein wären bei dieſer Ver⸗ 
anlaſſung auf dem Kampfplatze erſchienen und fie allein hätten 
ſich bemüht, ihre Candidaten durchzuſetzen. Man kann uns 
ja Alles beliebig aufbürden! Man kann uns zertreten, weil 


man überall die Majorität und die Macht hat, in der Kam⸗ 
v. Ketteler, Reichstag. 5 


— 66 — 


mer, in der Preſſe und im Staate und weil Macht vor 
Recht geht. Dabei hat man eine Methode erfunden, uns an⸗ 
zuſchuldigen, bei welcher jeder Gegenbeweis unmöglich iſt. 
Man nimmt keinen Anſtand, alle Katholiken Deutſchlands 
durcheinander zu werfen und ſie alle für jeden Artikel in 
einem beliebigen Blatte und für jede unbedachte Aeußerung 
irgend eines Katholiken, welcher mit dem Verbrechen behaftet 
iſt, kein offener Rebell gegen ſeine Kirche zu ſein, ſolidariſch 
verantwortlich zu machen. Das iſt ein ſtehendes Verfahren 
aller unſerer Gegner in den Debatten der Kammern, wie in 
der Preſſe. Um ſich gegen dieſe Angriffe zu wehren, müßte 
jeder Katholik jedem Irrthum und jedem Fehlgriff enthoben 
ſein; denn jede Schwäche wird mit wahrer Gier ausfindig 
gemacht, um ſie dann mit tauſend Stimmen den Katholiken 
insgeſammt und der Kirche ſelbſt aufzubürden. 

Abgeſehen aber von ſolchen einzelnen Vorkommniſſen 
nehme ich keinen Anſtand zu behaupten, daß alle dieſe An⸗ 
ſchuldigungen von ausſchließlich katholiſchen Tendenzen, von 
Feindſchaft gegen das Reich, von Aufwiegelung des Volkes 
gegen Preußen und die Reichsregierung, inſoweit damit die 
Geſinnung der großen Maſſe der Katholiken Deutſchlands 
und ihre Stimmung bei den Reichstagswahlen gekennzeichnet 
werden ſoll, ganz und gar unwahr ſind. Die große Bewegung, 
die damals durch das katholiſche Volk ging, hat eine ganz 
andere Bedeutung. Der Vorwurf iſt nur dann begründet, 
wenn man entweder alle Gegner der preußiſchen Politik im 
Jahre 1866 für Feinde des Reiches erklärt, oder wenn man 
den Kampf gegen die Beſtrebungen der nationalliberalen 
Partei für einen Kampf gegen die kaiſerliche Regierung hält, 
oder endlich wenn man ſogar die Intereſſen eines einzelnen 
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Candidaten, welcher durch feine perſönlichen hohen Beziehun⸗ 
gen eine beſonders genehme Perſon iſt, mit den Intereſſen 
des Reiches identificirt. Alle dieſe unbegründeten und unbe⸗ 
rechtigten Vorſtellungen haben bei jenen Anklagen weſent⸗ 
lich mitgewirkt. Das heißt aber die heiligen Intereſſen des 
Deutſchen Reiches zu einer reinen Parteiſache machen 
und jene für Feinde des Reiches erklären, die nichk 
Feinde des Reiches, ſondern Feinde gewiſſer Parteibeſtrebun⸗ 
gen find. 

Es iſt nämlich erſtens durchaus unberechtigt, jene, welche 
die Ereigniſſe von 1866 mißbilligen, zu den Feinden des 
Reiches zu rechnen. Wenn das richtig ſtände, ſo könnte man 
vielleicht mit Recht die Mehrzahl der katholiſchen Wähler zu 
ihnen zählen; denn ich glaube allerdings, daß jene Ereigniſſe 
mit den Rechtsanſchauungen der großen Mehrzahl der Katho⸗ 
liken Deutſchlands im vollſten Widerſpruche ſtanden. Wir 
werden uns wohl hüten, das je zu leugnen; wir bekennen 
es vielmehr mit höchſter Selbſtbefriedigung, da es für einen 
Mann und einen Chriſten keine höhere Pflicht gibt als die, 
bei den großen Kämpfen offen für das einzuſtehen, was er 
als gerecht erkennt. Die ganze Sachlage aber hat ſeitdem 
ſich gänzlich verändert. Faſt alle deutſchen Fürſten, auch der 
Kaiſer von Oeſterreich, haben das neue Deutſche Reich aner⸗ 
kannt. Ein großer ſiegreicher Krieg, an dem das ganze 
Vaterland Antheik genommen, hat es beſiegelt. Auf dieſen 
Boden der vollendeten Thatſachen haben ſich, ſo viel ich 
Kenntniß davon habe, ohne Ausnahme alle Katholiken in 
Deutſchland bei den Reichstagswahlen geſtellt. Die Wähler, 
wie die aus den Wahlen hervorgegangenen Mitglieder der 
Centrumsfraction haben ſich dem Reiche und der Reichsge⸗ 
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walt mit aller Treue angeſchloſſen mit dem Vorſatze, den 
verfaſſungsmäßigen Ausbau zur Ehre und zum Heile Deutjch- 
lands nach beſten Kräften zu fördern. Das war ohne alle 
Ausnahme die Geſinnung in allen katholiſchen Wahlkreiſen 
in Preußen, Heſſen und Baden. Das war die ganz über⸗ 
wiegende Geſinnung in Württemberg und Bayern. Die An⸗ 
klage einer Agitation bei den Reichstagswahlen gegen Preu⸗ 
ßen und das Reich iſt daher ein reines Phantom, aber ein 
Phantom, das gegen uns eine unerträgliche ungerechte In⸗ 
ſinuation enthält. 

Ebenſo ungerechtfertigt iſt es zweitens, die katholiſche 
Bewegung, welche ſich bei den Reichstagswahlen gegen die 
drohenden Experimente der Nalionalliberalen bei der Neuge⸗ 
ſtaltung des Reiches erhob, als Oppoſition gegen das Reich, 
als Wühlerei gegen Preußen zu bezeichnen. Die Befürchtung, 
daß der Liberalismus des Reiches und der Reichsverfaſſung ſich 
bemächtigen werde, um alle ſeine ſtaatskünſtleriſchen Verſuche 
an demſelben vorzunehmen, war eigentlich der Hauptgrund 
der Aufregung in den katholiſchen Wahlbezirken. Seit vielen 
Jahren iſt Deutſchland durch dieſe Experimente des Liberalis⸗ 
mus beunruhigt. Alle Länder, wo ihm für dieſelben 
freies Spiel gelaſſen war, ſind durch Parteiungen tief zer⸗ 
riſſen. Wer das Deutſche Reich liebte, mußte mit Beſorgniß 
auf dieſe Gefahren hinblicken. Die gewaltthätigen Verſuche 
des Liberalismus gehen dahin, die menſchliche Ordnung von 
der göttlichen zu trennen und das Chriſtenthum mit ſeinen 
Segnungen vom geſammten Staatsleben, von der Schule, 
von der Ehe und der Familie auszuſchließen. Ja ſelbſt das 
Gewiſſen der Menſchen ſoll nicht mehr von ſich ſelbſt und 
von Gott, ſondern vom Staate abhängen. Der Schlußſtein 
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dieſes ganzen Syſtems kann nur fein ein Präſident als 
höchſter Beamte, ob er den Titel „Kaiſer“ führt oder einen 
anderen. In früherer Zeit hat Fürſt Bismarck alle dieſe 
Beſtrebungen des Liberalismus „das Narrenſchiff der Zeit“ 
genannt. Es handelte ſich nun darum, ob unſer deutſches 
Vaterland dieſen Grundſätzen überliefert werden ſolle oder 
nicht. Das war der Kern der Frage bei den Wahlbewegungen 
in allen katholiſchen Wahlbezirken. Alle katholiſchen! Herzen 
durchdrang das Eine Gefühl: Wir wollen kein Deutſches 
Reich nach dem Zuſchnitte der Nationalliberalen; wir wollen 
es nicht den Führern des „Narrenſchiffes“ anvertrauen; wir 
wollen — ſo ſehr lag eine antipreußiſche Beſtrebung fern — 
die Inſtitutionen, welche der König von Preußen in der 
preußiſchen Verfaſſung ſeinen Landen gegeben, und welche er 
im ſchweren Kampfe gegen den Liberalismus bisher erhalten 
hat, auch dem Reiche zuwenden. Und dieſer Beſtrebungen 
wegen werden wir jetzt Wühler, Aufwiegler der unverſtändi⸗ 
gen Maſſen, Feinde Preußens und des Reiches genannt. 
Wir ſind dieß Alles, weil wir denen uns nicht zugeſellen 
wollen, welche die Fahne verlaſſen haben, der ſie früher 
folgten; weil wir nicht heute der Welt durch unſere Organe 
verkünden können, daß der Liberalismus die eigentliche Quelle 
des Communismus, der Pariſer Commune iſt, um morgen 
demſelben Liberalismus den letzten Staat, in welchem er noch 
nicht die abſolute Herrſchaft gewonnen hatte, gänzlich, wie mit 
gebundenen Händen, zu überliefern. Mag man uns deß⸗ 
wegen in der Preſſe und auf der Tribüne ſchelten und 
ſchmähen, wir haben das Bewußtſein, daß wir durch unſer 
Verhalten nicht Feinde Preußens und des Reiches, ſondern 
ſeine wahren Freunde find, daß jene aber das Reich unſäg⸗ 
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lich ſchädigen, die jetzt darauf ausgehen, den Feuerbrand 
liberaler Reformbeſtrebungen in alle Theile Deutſchlands zu 
ſchleudern. 


Aber ſelbſt der kleinliche Umſtand ſcheint endlich bei 
dieſen Vorwürfen mitgewirkt zu haben, daß ein katholiſcher 
Wahlbezirk es wagte, einen Mann ſein es Vertrauens als 
Candidaten zu wählen und ſeine Wahl nicht nach dem Ver⸗ 
trauen zu bemeſſen, welches der Gegencandidat in anderen 
Kreiſen beſaß. Das iſt auch eines jener unerhörten Ver⸗ 
brechen gegen das Reich! Dazu tritt noch das weitere Ver⸗ 
gehen, daß dieſer Mann in Schleſien bekannt iſt, während 
er in gewiſſen Kreiſen in Berlin unbekannt iſt und deßhalb 
doch, wenn rechte Ordnung beſtände, auch in ganz Schleſien 
unbekannt ſein müßte. Dieſer „kleine, unbekannte Mann,“ 
welcher ſelbſt den erſten Beamten des Reiches beſchäftigte 
und in den Reichstagsverhandlungen eine ſo große Rolle 
ſpielte, muß doch einen wichtigen Platz in dem Geiſte die⸗ 
ſes hohen Herren einnehmen, daß ſeine unbekannte Perſön⸗ 
lichkeit ihm bei dieſer Gelegenheit und einer ſo wichtigen De⸗ 
batte vorſchweben konnte. Ich möchte faſt glauben, daß 
ſämmtliche Katholiken in Deutſchland als Wühler und Vater⸗ 
landsverräther theilweiſe deßwegen jetzt vor der ganzen Welt 
gebrandmarkt werden, weil in einem entfernt liegenden 
ſchleſiſchen Wahlbezirke nicht jene hohe Perſönlichkeit gewählt 
worden. Wenn dieß aber wahr iſt, ſo gehört es doch zu den 
„ungeheuerlichſten“ Dingen, die je vorgekommen ſind. 


Ich lehne alſo Alles als unrichtig ab, was in den an⸗ 
gegebenen Beziehungen den katholiſchen Wahlkreiſen in ihrer 
Geſammtheit vorgeworfen worden iſt; und wenn der Commen⸗ 


tator der Rede des Fürſten Bismarck in der „Nordd. 
Allgem. Ztg.“ ſo weit geht, uns „Frevler am confeſſionellen 
Frieden des Vaterlandes“ zu nennen und von „widerwärti⸗ 
gem Heuchlerweſen“ redet, ſo bemerke ich, daß man uns nur 
ſo inſultiren kann, weil wir durch eine intolerante öffentliche 
Meinung unterdrückt ſind, aber daß dieſe Inſulte nicht uns, 
ſondern jene treffen, von welchen ſie ausgehen. 


Ueber die Wahlprüfungen ſelbſt im Reichstage, 
welche ſo viele Zeit in Anſpruch genommen haben, muß ich 
mich kürzer faſſen, obwohl fie eine eingehende kritiſche Dar- 
ſtellung wohl verdienten, um zu zeigen, wie eine politiſche 
Verſammlung ſich durch religiöſe Sympathien und Anti⸗ 
pathien fortreißen laſſen kann. 


Wenn ich wahrnahm, mit welchem ſtürmiſchen Beifall 
alle einſeitigen Beſchwerden aus den betreffenden Wahlkreiſen 
von Seiten der unterlegenen Partei aufgenommen wurden, 
wenn ſie nur recht viele Ausfälle gegen die katholiſchen Geiſt⸗ 
lichen enthielten, wie dieſe Berichte in longum et latum mit 
Behagen und Ausſchmückungen vorgetragen wurden, und wie 
ſich an dieſem Beifall Männer betheiligten, die man im 
Uebrigen als beſonnene, gerechte und umſichtige Männer achten 
mußte, ſo erfüllte mich der Gedanke mit Erſtaunen, wie 
leicht das menſchliche Urtheil durch religiöſe Vorurtheile ge⸗ 
trübt wird. „Der kleine, unbekannte Mann“ ſpielte natürlich 
dabei eine große Rolle, und man hätte glauben ſollen, daß 
von ihm das Wohl und Wehe des Deutſchen Reiches ab— 


hänge. 
Die ſchmerzlichen Eindrücke dieſer Discuſſion werde ich 
nie vergeſſen. Man ſchien es vielfach gar nicht zu empfinden, 
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wie tief man alle katholiſchen Gefühle verletzte, oder es als 
ein ſelbſtverſtändliches Recht anzuſehen, die katholiſchen Prie⸗ 
ſter und das katholiſche Volk beliebig zu kränken. 

Wenn ich aber auch auf eine eingehende Relation über 
dieſe Verhandlungen verzichte, ſo muß ich doch über das 
Object, um welches ſich dieſe leidenſchaftlichen Kämpfe drehten, 
zum Verſtändniß meiner Leſer etwas ſagen. 

Die Reichstagswahlen werden bekanntlich nach dem Wahl⸗ 
geſetze vom 31. Mai 1869 und nach dem Reglement zur 
Ausführung des Wahlgeſetzes vom 28. Mai 1870 vorge⸗ 
nommen. Die Uebertretungen der Beſtimmungen des Wahl⸗ 
geſetzes werden bei den Wahlprüfungen als die betreffende 
Wahlhandlung annullirend angeſehen; die der Beſtimmungen 
des Reglements aber nur dann, wenn ſie auf das Ergebniß 
der Wahl von weſentlichem Einfluß ſind. Soweit iſt alles 
unbeſtritten und von allen Fractionen des Reichstages gleich⸗ 
mäßig zugeſtanden. Wenn es ſich nur um die Anwendung 
des Wahlgeſetzes und des Wahlreglements bei den Wahl- 
prüfungen gehandelt hätte, ſo würden dieſelben ſchnell er⸗ 
ledigt worden ſein und zu keinem Kampfe Veranlaſſung ge⸗ 
geben haben. 

Der Reichstag begnügte ſich aber nicht damit, bei den 
Wahlprüfungen zu unterſuchen, ob die Beſtimmungen des 
Geſetzes und des Reglements beobachtet waren, ſondern er 
ging viel weiter. Er ging auf eine Prüfung der Wahlbe⸗ 
einfluſſungen ein und hielt ſich befugt, auch ſolche Wahlhand⸗ 
lungen zu caſſiren, welche zwar allen geſetzlichen Anforder⸗ 
ungen genügt haben, bei denen aber ſolche Wahlbeein- 
fluſſungen ſtattfanden, welche nach dem Urtheil der Ma⸗ 
jorität für die Caſſation der Wahlen genügend ſind. Die 
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Beurtheilung dieſer Wahlbeeinfluffungen und ihrer Bedeutung 
bezüglich der Giltigkeit der Wahl iſt nun das eigentliche Object 
aller dieſer erbitterten, Stunden und Tage langen Debatten 
geweſen, welche einen großen Theil der Sitzungen des Reichs⸗ 
tages ausgefüllt haben. 

Wie bedenklich nun dieſes Verfahren iſt, die Giltigkeit 
der Wahlen nicht nur von der Beobachtung der bezüglichen 
Geſetze und Verordnungen, ſondern von dem Urtheile der 
Majorität über die Einflüſſe, welche bei den Wahlen ſtattge⸗ 
funden haben, abhängig zu machen, ergibt ſich ſofort bei einer 
nähern Betrachtung. 

Der Reichstag iſt ſchon gar nicht im Stande, den That⸗ 
beſtand dieſer Beeinfluſſungen jo genau in allen Wahlbe⸗ 
zirken zu conſtatiren, daß er ein objectiv richtiges Urtheil 
fällen kann. Zahlloſe Einflüſſe dieſer Art und zwar gerade 
die allerwirkſamſten, welche von den eigentlich geſchulten Wahl⸗ 
agitatoren ausgehen, entziehen ſich ihrer Natur nach jeder 
Controle und ſelbſt jene, welche ſich allenfalls conſtatiren laſſen, 
kann der Reichstag in der Regel nicht ſo thatſächlich feſtſtellen, 
wie es zu einem gerechten Urtheile nöthig iſt. Bei der erſten 
Berathung lagen dem Reichstage nur die einſeitigen 
Proteſte der einen Partei vor und ſelbſt die etwaigen 
Unterſuchungen, welche dann auf Requiſition des Reichstages 
eintreten, können wohl den einzelnen Fall vielleicht klarſtellen, 
nicht aber ein thatſächliches Bild der geſammten Wahlagita⸗ 
tion und der entgegengeſetzten Einflüſſe bei den Wahlen ge⸗ 
währen. 

Ferner iſt der wirkliche Einfluß, den irgend ein Wahl⸗ 
manöver in der That geübt hat, wieder gar nicht zu ermitteln 
und doch hängt alles gerade von der Frage ab, ob und wie 
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viele Wähler durch eine beſtimmte Handlung in der Freiheit 
ihrer Wahlhandlung gehindert worden ſind. An dieſem ent⸗ 
ſcheidenden Punkte löſt ſich die ganze Wahlprüfung in lauter 
rein willkürliche Vermuthungen auf. Wer kann z. B. be⸗ 
haupten, daß, wenn ein Prieſter auf der Kanzel einen Namen 
genannt hat, deßhalb alle Wähler in einem Bezirke die ent⸗ 
ſprechende Wahl getroffen haben, und wie dürfen auf eine 
ſolche willkürliche Annahme hin, die offenbar thatſächlich irrig 
iſt, alle dieſe Wähler des durch die Wahl geübten Rech⸗ 
tes beraubt werden? Um nur einigen Schein für die Be— 
rechtigung dieſes Verfahrens zu gewinnen, muß man dann 
zu einer Injurie ſeine Zuflucht nehmen und das katho⸗ 
liſche Volk für gänzlich unſelbſtſtändig erklären. Das iſt denn 
auch im Uebermaße geſchehen, ohne daß man dabei auch 
nur ahnte, wie ungerecht, wie intolerant ſolche Urtheile 
ſind. Aehnlich wie vor einigen Tagen die „Nordd. 
Allg. Zeitung“ ſagte: „Es gibt ganze Gegenden, in 
denen die Furcht vor der Geiſtlichkeit allen Zeugen den 
Mund ſchließt,“ ſo ging man auch vielfach von der An— 
nahme aus, daß ein Wort auf der Kanzel genüge, um 
allen katholiſchen Wählern jede Selbſtſtändigkeit zu entziehen. 

Ueberdies werden durch dieſes Verfahren die Wäh⸗ 
ler ſelbſt bei Ausübung ihres wichtigſten ſtaatsbürger⸗ 
lichen Rechtes in eine unerträgliche Abhängigkeit verſetzt. Sie 
hängen bei Uebung deſſelben nicht mehr von den Beſtimmungen 
eines Geſetzes ab, ſondern von einem ganz unberechenbaren 
Urtheile des Reichstages und wenn ſie auch alles gethan haben, 
um nach Recht und Gewiſſen zu handeln, ſo können ſie doch 
nicht wiſſen, ob nicht ihre Wahlhandlung annullirt wird, denn 
wenn zufällig ein Geiſtlicher, ohne daß ſie es nur wußten, 
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ihren Wahlmann in ihrem Wahlbezirke auf der Kanzel ge: 
nannt hat, ſo iſt ihre Wahlhandlung nichtig. 


Endlich, welches Recht legt ſich dadurch die Majorität 
einer politiſchen Verſammlung zu? Von ihr hängt es ab zu 
beſtimmen, welche Wahlbeeinfluſſungen als nichtig anzuſehen 
ſind und welche nicht. Welche Lage für die Minorität, 
welche Gefahr, daß die Majorität bewußt oder unbewußt 
ſich dieſes Mittels bedient, um unbequeme Deputirte los zu 
werden! 


Aller dieſer Unzuträglichkeiten wegen hat man ja 
das geheime Wahlrecht als das einzige wirkſame Mittel 
gegen unberechtigte Wahlbeeinfluſſungen eingeführt. Das iſt 
eigentlich die wahre Bedeutung des geheimen Wahlrechtes. Man 
wollte dadurch zugleich die zu Ungerechtigkeiten und Parteileiden⸗ 
ſchaften aller Art führende Prüfung der Wahlbeeinfluſſungen 
entfernen, dagegen ſtatt ihrer eine andere Remedur ſchaffen, 
deren Werth freilich immer ein relativer bleibt, aber doch ſo 
wirkſam iſt, als die Verhältniſſe es geſtatten. 


Statt bei dieſem richtigen Princip ſtehen zu bleiben, hat 
aber der Reichstag die Wahlbeeinfluſſung zum Gegenſtand 
ſeiner Unterſuchung gemacht und damit einen unglückſeligen 
Schritt gethan. Alle ſo eben erwähnten Unzuträglichkeiten 
ſind dadurch zu Tage getreten: ein ungeheurer Zeitverluſt; 
die leidenſchaftlichen confeſſionellen Debatten, welche auf den 
ganzen Gang des Reichstages nachtheilig einwirkten; Urtheile 
und Angriffe ohne hinreichende objective und allſeitige Feſt⸗ 
ſlellung des Thatbeſtandes; Entſcheidungen endlich, welche 
die Minorität für ungerecht hält. Confeſſionelle Befangenheit 
führte bald dahin, daß mit wenigen Ausnahmen nur mehr 
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Rede war von den Wahlbeeinfluffungen der katholiſchen Geiſt⸗ 
lichen. Die Einflüſſe auf die Wähler find natürlich ſehr ver⸗ 
ſchieden. Unter den vielen Wählern ſind nur wenige, welche 
ſich einer vollkommen unabhängigen Lage erfreuen; bei allen 
Andern, welche in irgend einer abhängigen Lebensſtellung 
ſich befinden, von dem Beamten bis zum Handwerker, Tag⸗ 
löhner und Fabrikarbeiter herab, ſind Wahlbeeinfluſſungen 
möglich; ja jeder Menſch, der Geld nöthig hat oder brauchen 
kann, iſt, wenn er nicht in ſeiner Geſinnung Schutz gegen die 
Verkäuflichkeit hat, Wahlbeeinfluſſungen unterworfen. So fan⸗ 
den auch bei den letzten Reichstagswahlen Beeinfluſſungen 
aller Art, berechtigte und unberechtigte, ſittliche und unſitt⸗ 
liche ſtatt und unter dieſen Beeinfluſſungen iſt wohl keine ſtär⸗ 
ker geweſen als jene, welche von den großen Geldcorporationen 
auf alle ihre abhängigen Creaturen ausgeübt worden iſt. Wenn 
die „Nordd. Allg. Zeitung“ von Gegenden ſpricht, „in denen 
die Furcht vor der Geiſtlichkeit allen Zeugen den Mund 
ſchließt,“ ſo dürfen wir wohl auf jene großen Gebiete hin⸗ 
weiſen, in denen die Macht des Geldes beliebig den Mund 
ſchließt und öffnet und Wahlen veranlaßt, wie es die haben 
wollen, welche das Geld beſitzen. Alle dieſe vielen Wahl⸗ 
beeinfluſſungen blieben aber faſt außer Acht und die vielen 
Stunden wurden hauptſächlich dazu verwendet, um von dem 
Einfluß der katholiſchen Geiſtlichen zu reden, und um den⸗ 
ſelben nicht ſelten als ein Uebermaß aller unſittlichen Hand⸗ 
lungen darzuſtellen. | 


Und was haben denn nun die katholiſchen Geiſt⸗ 
lichen, von denen mit dieſem Aufgebot ſittlicher Ent⸗ 
rüſtung Erwähnung geſchah, bei den Wahlbeeinfluſſungen ge⸗ 
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than? Haben fie Drohungen ausgeſprochen, haben fie Be⸗ 
ſtechungen angewendet, haben ſie ſich anderer unſittlicher Mittel 
bedient, haben ſie die Geſetze übertreten, um dieſen Sturm 
gegen ſich zu veranlaſſen? Nichts von dem Allen. Das 
ganze Verbrechen der katholiſchen Geiſtlichen beſteht darin, 
daß einige wenige von ihnen den Namen ihres Can⸗ 
didaten von der Kanzel genannt haben. Ich will das 
nicht billigen und es wird ohne Zweifel nicht wieder 
vorkommen. Die Kanzel darf wohl dazu benutzt wer⸗ 
den, um auf die ſittliche Bedeutung einer Wahlhandlung 
hinzuweiſen. Die Nennung eines Namens iſt aber ſchon 
deßhalb für die Kanzel unangemeſſen, weil Perſönlichkeiten 
nie auf der Kanzel behandelt werden ſollen. Selbſt jede per⸗ 
ſönliche Anſpielung iſt bei Wahlen, wie bei anderen Angelegen⸗ 
heiten verwerflich und benimmt der Würde des Wortes Gottes 
ihre volle Objectivität. Wenn man aber bedenkt, daß eine 
ſolche Nennung in keiner Weiſe gegen ein Geſetz verſtieß, 
daß die Aufregung durch die Beſtrebungen des Liberalismus 
groß war und daß eine Wahl zum Reichstage zum Erſten⸗ 
male ſtattfand, ſo iſt doch ein ſolches Verſehen ein überaus 
entſchuldbares und es iſt nicht berechtigt, daraus eine Art ſitt⸗ 
lichen Verbrechens zu machen. 


Was aher in dieſer Hinſicht geleiſtet worden iſt, 
müſſen wir doch an einem Falle erläutern. Die cele⸗ 
berſte Wahlprüfung war jedenfalls die des VII. Oppelner 
Wahlbezirkes, wo eben „der unbekannte kleine Mann“ und 
der Herzog von Ratibor als Candidaten ſich gegenüber 
ſtanden. Am 22. November v. J. kam dieſe Wahl zum 
ſechſten Male zur Verhandlung und wurde endlich für un⸗ 


giltig erklärt ). Berichterſtatter war der Geh. Regierungsrath 
und Oberbürgermeiſter von Danzig, der Abgeordnete von 
Winter. In dem Wahlkreiſe beſitzt der Fürſt Pleß, wie 
der Abgeordnete Schroeder ohne Widerſpruch auseinander⸗ 
ſetzte, einen großen Theil des Kreiſes Pleß, etwa 200,000 
Morgen, als Gutsherr und als Eigenthümer. Er hat in 
dieſem Kreiſe alle Kohlengruben, es gehört ihm alles Holz 
u. ſ. w. Dieſe ganze mächtige Stellung wurde von ſeinen 
Angeſtellten zu Wahlbeeinfluſſungen für den Herzog von 
Ratibor benutzt. In derſelben Richtung waren viele 
Polizeibeamten und auch ein großer Theil der katholiſchen 
Geiſtlichen der dortigen Gegend thätig geweſen. Von allen 
dieſen Wahlbeeinfluſſungen war in dieſem Berichte keine Rede, 
ſondern nur von den Beeinfluſſungen der Wahlen Seitens 
der katholiſchen Geiſtlichkeit für den Abgeordneten Müller, 
welcher Mitglied der Centrumsfraction war. In dem ganzen 
Wahlkreiſe fanden ſich aber nur drei Pfarrer, gegen die es 
möglich war, in dieſer Hinſicht eine Klage vorzubringen. Das 
Verbrechen des Einen beſtand darin, daß er den Candidaten 
nicht einmal von der Kanzel nannte, ſondern nur die Be⸗ 
merkung machte, daß er für ſeinen Candidaten Stimmzettel 
zu vertheilen bereit ſei. Das Verbrechen des Zweiten beſtand 
darin, daß er ſeinen Candidaten auf der Kanzel allerdings 
genannt hatte, aber mit dem ausdrücklichen Zuſatze, daß auch 
der Herzog von Ratibor als Candidat auftrete und daß ſie 
wählen möchten, wen fie wollten. Auch der Dritte hatte den 


1) Soeben läuft durch die Zeitungen die Nachricht ein, daß 
derſelbe Wahlbezirk abermals den Geiſtlichen Rath Müller gewählt 
hat, ſo daß alſo alle dieſe Berathungen mit ihrer Ungiltigkeitserklä⸗ 
rung nutzlos waren. 
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Geiſtlichen Rath Müller auf der Kanzel genannt. Dazu 
kam noch ein weiterer Klagepunkt. Gegen die beim 
Reichstag erhobene Beſchwerde über die Wahlbeeinfluſſun⸗ 
gen des Pfarrers Wrazidlo gelangte ein Gegenproteſt 
von 33 Perſonen an den Reichstag, worin die Klage⸗ 
führer der Verläumdung beſchuldigt werden mit dem Er⸗ 
bieten, ihre Ausſagen eidlich zu bekräftigen. Als dann die 
33 Unterzeichner auf Veranlaſſung des Reichstages eidlich ver⸗ 
nommen wurden, traten Einige von ihnen von ihrer Proteſt⸗ 
erklärung wieder zurück, aber ſelbſt dieſe beſtätigten dennoch 
im Weſentlichen ihre frühern Ausſagen, daß nämlich der Pfarrer 
geſagt hube: „Wählet, wen ihr wollt!“ Dieſe Thatſachen, 
die zweimalige Erwähnung des Candidaten von der Kanzel 
und daß einige Leute ihren Proteſt zu Gunſten des Pfarrers 
bei ihrer ſpätern Vernehmung nicht ganz vollſtändig aufrecht 
erhalten haben, bildet nun das Klageobject, womit ſich 
der Reichstag in ſechs Sitzungen beſchäftigt hat und wo⸗ 
durch ſich der Berichterſtatter zu dem Urtheil über den ge⸗ 
ſammten Wahlkreis berechtigt hielt: „Wenn Sie alle dieſe 
Ereigniſſe zuſammenfaſſen, ſo glaube ich, enthüllt ſich vor 
Ihnen als Geſammtbild eine tiefe Erſchütterung der öffent⸗ 
lichen Moral in dieſem Wahlkreiſe, um ſo abſchreckender, 
als fie gerade von denen ausgegangen iſt, deren Amt und 
Beruf es iſt, ſittlich religiöſe Geſinnung zu hegen und zu 
pflegen.“ Ja nicht allein entnimmt der Oberbürgermeiſter von 
Danzig aus dieſen vereinzelten Vorfällen eine Berechtigung, 
vor dem ganzen Reichstage dem geſammten Wahlkreiſe eine 
tiefe Erſchütterung der öffentlichen Moral vorzuwerfen, ſon⸗ 
dern er geht noch weiter. Weil im VII. Oppelner Wahlbe⸗ 
zirke ein Prieſter auf der Kanzel einen Wahlcandidaten an⸗ 
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gedeutet hat, weil ferner zwei Prieſter einen Wahlcandidaten 
genannt, und weil endlich drittens einige Wähler eine Aus⸗ 
ſage bei der eidlichen Vernehmung nicht vollkommen auf⸗ 
recht erhalten haben, deßwegen hält er ſich berechtigt, eine 
Anklage gegen die ganze katholiſche Kirche zu erheben. Mit 
Bezugnahme auf die letzte Eingabe der Biſchöfe an Se. 
Majeſtät den Kaiſer, die doch wahrlich mit der Oppelner 
Wahl nichts zu thun hat, ruft er aus: „Iſt das die religiös⸗ 
ſittliche Ordnung der katholiſchen Kirche, daß mit ſolchen 
Mitteln gekämpft wird für die Wahl eines ihr genehmen 
Candidaten?“ — Was würde dieſer Herr ſagen, wenn man von 
einzelnen Vorfällen in Berlin und in Danzig ähnliche An⸗ 
klagen und ähnliche Folgerungen bezüglich der religiös⸗ſitt⸗ 
lichen Ordnung der proteſtantiſchen Kirche ziehen wollte! 
Das iſt ſo ein Bild der Verhandlungen über die 
Wahlprüfungen. Welchen Eindruck ſie auf einzelne Mit⸗ 
glieder machten, mögen folgende Worte bezeugen, welche 
der Abgeordnete von Blanckenburg, der nicht im Ver⸗ 
dachte ſtehen kann, zu günſtig für uns Katholiken zu urthei⸗ 
len, bei einer andern Wahlverhandlung ſprach: „Der Herr 
Abgeordnete Kanngießer hat geſagt, das Haus hat ent⸗ 
ſchieden, daß, wenn Einflüſſe von der Kanzel, ganz gleich 
welche geübt worden ſind, dann die Wahl ungiltig ſei. 
Wenn Sie dieſen Grundſatz als Grundſatz ausſprechen, dann 
kommen wir ſehr weit. Seine Conſequenzen ſind heute ſchon 
gezogen, denn in demſelben Athem ſetzte der Herr Dr. Kann⸗ 
gießer hinzu: „und in der Kinderlehre.“ Mit demſelben 
Recht können wir auch hinzuſetzen: Wenn Einflüſſe geübt 
worden ſind überhaupt durch Geiſtliche. Ja, meine Her⸗ 
ren, auch das haben Sie ſchon ausgeſprochen. Sie haben 
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die Kirche, die Kanzel, den Altar ſchon bei Seite gelaſſen; 
denn Sie haben wörtlich gejagt in jener Debatte: „Gemeinde⸗ 
nitglieder find einem Pfarrer gegenüber, der Zettel aus⸗ 
theilt, nicht mehr frei in ihrer Abſtimmung;“ und heute hat 
der Dr. Kanngießer noch hinzugeſetzt: „Wenn verkün⸗ 
digt worden iſt, daß Herr Dr. Reichensperger der Can⸗ 
didat ſei, dann ſei kein Katholik mehr in dem Wahlklreiſe 
frei.” So, meine Herren, fahren wir nur fort, dieſe Grund⸗ 
ſätze auszudehnen, dann werden wir auch dahin kommen, 
daß wir überhaupt jeder Kirche — ich kann auch wohl ſagen, 
auch den Corporationen, auch jeder anderen Macht im Staate 
— die Art und Weiſe vorſchreiben, wie ſie ſich zu benehmen 
hat, wenn ſie Mitglied dieſes Hauſes bleiben wolle! Sie können 
ja ebenſo gut ſagen mit demſelben Recht: „So lange über⸗ 
haupt in der römiſchen Kirche Ohrenbeichte beſteht, ſo lange 
überhaupt noch das Episcopat beſteht, können wir dieſer ge⸗ 
fährlichen Körperſchaft nicht geſtatten, daß ſie Mitglieder in 
dieſes Haus ſendet.“ 

Das war ein wahres und gerechtes Wort, welches in der 
That den Gang der Wahlprüfungsdebatten auf dem Reichs⸗ 
tage in den Kern traf. 


v. Ketteler, Neichstag. 6 


VI. 
Anträge auf Beränderung der Neichsverfaſſung. 


Am 1. April hatte der Abgeordnete Lasker unter. aus⸗ 
drücklicher Zuſtimmung des Reichskanzlers und unter allge⸗ 
meinem Beifalle der Majorität des Hauſes, wie wir bereits 
gehört, die Erklärung abgegeben, daß er von jeder materiellen 
Behandlung der Reichsverfaſſung abſehe, weil „jede Nation 
einmal eines Ruhepunktes bedürfe, indem fie ſich freut 
der Dinge, die ſie vollendet hat.“ Dieſer Grund wurde 
denn auch geltend gemacht, um den Grundrechtsantrag abzu⸗ 
lehnen. Man hätte hiernach glauben ſollen, daß jede Ver⸗ 
faſſungsveränderung für längere Zeit aufgegeben ſei, da man 
doch nicht annehmen durfte, jener Grund ſei nur als Vor⸗ 
wand gegen die Centrumsfraction benutzt worden. Dennoch 
ſcheint es faſt ſo; ſchon am 19. April kam ein Antrag 
auf eine weſentliche Abänderung der Verfaſſung zur Be⸗ 
rathung und faſt von keiner Seite wurde mehr des „Ruhe⸗ 
punktes“ gedacht, deſſen die Nation angeblich bedurfte. 

Zu den Anträgen auf Veränderung der Reichsverfaſſung, 
welche im Lauf der beiden erſten Seſſionen des Reichstages 
eingebracht worden ſind, gehört insbeſondere der Antrag auf 
Bewilligung von Diäten für die Abgeordneten im Reichstage, 
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der Antrag, betreffend die Volksvertretung in den Bundes⸗ 
ſtaaten, endlich der Antrag auf Ausdehnung der Keichsge⸗ 
ſetzgebung auf das geſammte bürgerliche Recht. Dieſe An⸗ 
träge find von ſehr großer Bedeutung, nicht nur ihrer ſelbſt 
und der Unterſtützung wegen, welche fie im Reichstage ge⸗ 
funden haben, ſondern, namentlich die beiden letzteren, auch 
als Kundgebungen der mächtigen Strömung des Reichstages 
nach dem Einheitsſtaate. Sie zeigen uns, was uns die Zu⸗ 
kunft bringen wird, und verdienen deßhalb unſere volle Auf⸗ 
merkſamkeit. 


Der Antrag auf Bewilligung von Diäten für die Mit 
glieder des Neichstages. 


Art. 32 der Verfaſſung des deutſchen Reiches beſtimmt: 
„Die Mitglieder des Reichstages dürfen als ſolche keine Be⸗ 
ſoldung oder Entſchädigung beziehen.“ Dem gegenüber be⸗ 
antragte der Abgeordnete Schulze und Genoſſen folgenden 
Geſetzentwurf: 

„8. 1. Der Art. 32 der Verfaſſung des deutſchen 
Neiches wird aufgehoben. An deſſen Stelle tritt der §. 2 
des gegenwärtigen Geſetzes. 

8. 2. Die Mitglieder des Reichstages erhalten aus der 
Bundeskaſſe Reiſekoſten und Diäten nach Maßgabe des Ge⸗ 
| ſezes. Bis zum Erlaſſe dieſes Geſetzes ſtellt das Bundes⸗ 
präſidium die Höhe derſelben feſt. Ein Verzicht auf die Reiſe⸗ 
koſten und Diäten iſt unſtatthaft.“ 

Die erſte und zweite Berathung dieſes Geſetzentwurfes 
fand in der XVIII. und XIX. Sitzung der erſten Seſſion 
(19. und 20. April), die letzte in der XXII. (25. April) 
ſtatt. Welche Bedeutung dieſer Verfaſſungsveränderung im 
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Reichstage beigelegt wurde, erhellt aus der wiederholten 
namentlichen Abſtimmung und dem Reſultate derſelben. 
Nach der zweiten Berathung fand eine dreimalige na⸗ 
mentliche Abſtimmung ſtatt; zuerſt über den Antrag des 
Grafen Bethuſy auf einfache Tagesordnung, welcher 
mit 208 Stimmen gegen 117 abgelehnt wurde; dann über 
den Antrag des Abgeordneten Günther auf motivirte 
Tagesordnung dahin lautend: „In Erwägung, daß es 
ſich nicht empfiehlt, zur Zeit über eine Abänderung 
der Verfaſſung des Deutſchen Reichs Beſchluß zu faſſen, 
geht der Reichstag ꝛc.,“ welcher gleichfalls mit 175 Stimmen 
gegen 152 verworfen wurde. Endlich kam der Hauptantrag 
ſelbſt zur namentlichen Abſtimmung und wurde mit 185 
gegen 138 Stimmen angenommen. Auch bei der dritten 
Leſung fand wieder namentliche Abſtimmung ſtatt und 
in derſelben wurde das Geſetz mit einer kleinen Modification 
mit einer noch größeren Majorität, nämlich mit 186 gegen 
128 Stimmen definitiv angenommen. Es kam nun darauf 
an, welche Stellung der Bundesrath dieſem Beſchluſſe des 
Reichstages gegenüber einnehmen werde. Da bis zur zweiten 
Seſſion des Reichstages im vorigen Herbſte hierüber noch 
nichts verlautete, ſo interpellirte dieſerhalb der Antragſteller 
den Bundesrath, worauf in der Sitzung vom 20. October 
der Präfident des Reichskanzleramtes dieſe Interpellation da⸗ 
hin beantwortete, „daß der Bundesrath die Mittheilung Ihres 
Herrn Präſidenten über den von dem Hauſe gefaßten Be⸗ 
ſchluß ſeinem Ausſchuſſe für Verfaſſung überwieſen hat, daß 
dieſer Ausſchuß dem Bundesrath Bericht erſtattet hat, und 
daß auf dieſen Bericht der Bundesrath einſtimmig beſchloſſen 
hat, dem Geſetzentwurfe die Zuſtimmung nicht zu ertheilen.“ 
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Damit iſt das Schickſal dieſes Antrages für den Augen⸗ 
blick entſchieden. Ich glaube aber, daß die Bemerkung des Antrag⸗ 
ſlellers bei der Begründung der erwähnten Interpellation, daß die 
Diätenfrage von der Tagesordnung des deutſchen Parlamentes 
nicht verſchwinden werde, bis man ihr genügt habe, in Er⸗ 
füllung gehen wird. Ich glaube dieß um ſo mehr, weil die 
Sache ſelbſt von eminenter Bedeutung iſt, die Gründe aber, 
welche man gegen die Diäten geltend macht, nicht ſtichhaltig ſind. 
Der Abgeordnete Schulze erinnerte deßhalb auch da⸗ 
an, daß zu dem Diätenantrag bei Berathung des 
Wahlgeſetzes zum conſtituirenden Reichstage im preu⸗ 
ßiſchen Abgeordnetenhauſe im Jahre 1866 der Bundes⸗ 
kanzler ſelbſt erklärt habe, „die Entſcheidung dieſer 
Frage gehöre ſeines Erachtens in das deutſche Parlament; 
werde ſie da bejaht, ſo glaube er, daß der Widerſtand 
ſchwierig fein werde; worauf der Bundeskanzler er⸗ 
wiederte: „Ich weiß nicht, ob ich das geſagt habe; 
da es der Herr Antragſteller ſo angibt, ſo wird es wohl 
richtig ſein, und ich kann dann nur ſagen, daß ich damals 
eine ganz richtige Vorausſicht bekundet hatte: Es wird 
ſchwierig ſein; aber wir ſind nicht in der Lage, daß wir vor 
der Schwierigkeit unſerer Aufgaben zurückſchrecken dürften.“ 
Dieſe Bemerkung, welche den Liberalismus zu anderen Zei⸗ 
ten zu Wuthausbrüchen getrieben hätte, veranlaßte jetzt 
die, obligateſte „Heiterkeit.“ Vielleicht rührte dieſe Heiter⸗ 
keit aber auch von der Ueberzeugung her, daß ja, wie 
der Bundeskanzler ſelbſt ſagt, er fortſchreitend conſtitutioneller 
wird, und daß deßhalb der Moment nicht ausbleiben kann, 
wo er auch dieſen Widerſtand gegen die Majorität aufgeben wird. 

Es erübrigt uns nun noch die Bedeutung dieſes Diäten⸗ 
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antrages. und die Gründe für und wider in's Auge zu 
faſſen. 5 3 

Zur vollen Wahlfreiheit gehört ſelbſtverſtändlich nicht 
nur das Recht, einen Abgeordneten nach eigener freier Be⸗ 
ſtimmung zu wählen, ſondern auch das Recht, den 
wählen zu können, welchem man ſein Vertrauen ſchenkt. 
Beides hängt weſentlich zuſammen. Ein Recht ohne 
Rechtsobject iſt nichts. Wenn ich daher zwar das Recht 
und die Freiheit der Wahl habe, wenn ich aber weſentlich 
behindert werde in der Auswahl des Candidaten, ſo iſt die 
Freiheit meiner Wahl faſt illuſoriſch. 

Das geſchieht nun durch die Verweigerung der Diä⸗ 
ten in dem weiteſten Umfange. Die Diäten haben ſelbſt⸗ 
verſtändlich nicht die Bedeutung einer Belohnung, einer 
Beſoldung — das wäre für die Abgeordneten des Vol⸗ 
kes nicht würdig — ſie haben vielmehr lediglich die Be⸗ 
deutung der Wiedererſtattung der aus der Uebung des Man⸗ 
dates erwachſenden Unkoſten. Dieſe find aber ſehr bedeutend. 
Die erſte Seſſion des Reichstages hat vom 21. März bis 
15. Juni, die zweite vom 16. October bis 1. Dezember ge⸗ 
währt. Die Dauer betrug alſo im Ganzen 4½ Monat. 
Eine ſo lange Dauer des Reichstages verurſacht aber be⸗ 
deutende Auslagen, um ſo mehr, da der Abgeordnete auch 
eine entſprechende geſellſchaftliche Stellung einnehmen muß 
und der Aufenthalt in Berlin ſchon an ſich ein ſehr theuerer 
iſt. Dazu kommen dann für die Abgeordneten aus Mittel⸗ 
und Süddeutſchland die großen Unkoſten der weiten Reiſe. 
Alle jene Männer, welche nicht in der Lage ſind, aus eigenen 
Mitteln jahrelang ſo bedeutende Opfer zu bringen, find alſo von 
dem. Reichstage ausgeſchloſſen. Dadurch wird aber der Reichs⸗ 
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tag die Domäne einer ganz beſchränkten Klaſſe von Men⸗ 
ſchen, die ſo glücklich fituirt find, dieſe Opfer leicht bringen 
zu können. Es liegt zu Tage, wie weſentlich das freie 
Wahlrecht dadurch verkümmert wird. 

Daraus entſteht aber auch in der Reichsverfaſſung 
ſelbſt bezüglich des Wahlrechtes ein ganz weſentlicher 
innerer Widerſpruch. Auf der einen Seite gewährt 
man das allgemeine directe Wahlrecht mit dem Scheine, 
als ob damit in der That ein überaus freiſinniges Wahl⸗ 
ſyſtem im Gegenſatze zu den bisherigen Wahlſyſtemen einge⸗ 
führt worden ſei. Die Wahlſyſteme, welche das Wahlrecht 
von einem beſtimmten Einkommen abhängig machen, ſind von 
dem Reichskanzler ſelbſt mit voller Wahrheit als ſchlechte 
Syſteme gekennzeichnet worden, welche das nicht leiſten, 
was ſie verſprechen, nämlich eine wahre, wirkliche Re⸗ 
präſentation des ganzen Volkes. Deßhalb fand auch das 
allgemeine direkte Wahlrecht eine allſeitige Anerkennung, 
ſelbſt bei jenen, welche ein wahres Repräſentativſyſtem, 
eine wahre Vertretung des Volkes durch Kopfzahlwahlen 
für unmöglich halten, weil ſie es für relativ beſſer hielten, 
als die Wahlen mit Cenſus. Was man aber ſo mit der einen 
Hand gibt, nimmt man wieder mit der anderen, oder viel⸗ 
mehr man nimmt noch weit mehr als man gegeben hat; denn 
kein Cenſus hat bisher das active Wahlrecht in ſolchem Um⸗ 
fange eingeſchränkt, als dieſer Cenſus bezüglich des paſſiven 
Wahlrechtes oder der Wählbarkeit. Es iſt dieſer Zuſtand ein 
permanenter Widerſpruch in der Reichsverfaſſung und eine 
Ungerechtigkeit gegen alle Bevölkerungsklaſſen, welche nicht in 
der glücklichen Situation ſich befinden, jedes Jahr fünf Mo⸗ 
nate lang in Berlin auf eigene Koſten leben zu können. 


Das ift aber um fo nachtheiliger, weil es den 
großen Geldcorporationen, den Unternehmungsgeſellſchaften 
u. ſ. w., welche alle gleichzeitig jetzt auch Politik treiben und 
mit und durch die Politik Geſchäfte machen, ein Leichtes iſt, 
die Männer ihres Vertrauens, welche ihnen für dieſe Zwecke 
behilflich ſind, in eine Lage zu verſetzen, daß ſie ein Man⸗ 
dat annehmen können. Die Beſchränkung des paſſiven 
Wahlrechtes, der Wählbarkeit, läßt folglich den Begriff 
einer wirklichen Repräſentation des Volkes noch viel we⸗ 
niger aufkommen, als. die des activen Wahlrechtes durch 
den Cenſus; jene bringt die ganze Volksrepräſentation noch 
weit mehr in die Hände der Geldariſtokratie, als dieſe. 
Es iſt daher eine Täuſchung, wenn man das Wahl⸗ 
ſyſtem der jetzigen Reichsverfaſſung als ein freifinniges aus⸗ 
gibt, und die Worte des Abgeordneten Dr. Windthorſt 
ſind vollkommen berechtigt: „Daß das Volkshaus in Deutſch⸗ 
land ohne Diäten nicht ſein kann, wenn es wirklich ein 
Volkshaus ſein ſoll, darüber bin ich nicht zweifel⸗ 
haft, wenn ich die Vermögensverhältniſſe und die Vertheilung 
des Vermögens in Deutſchland mir vergegenwärtige.“ 

Gegen dieſe Gründe, welche für die Diäten ſprechen, ver⸗ 
ſchwindet Alles, was gegen dieſelben bei dei den Debatten vor⸗ 
gebracht worden iſt. Von einiger, aber auch blos ſcheinbarer 
Bedeutung war nur das, was der Reichskanzler am 19. 
April hierüber geſagt hat. Sein Scherz, daß es ihm zu 
ſchmerzlich ſein werde, durch einen ſolchen Verſuch ſich der 
Gefahr auszuſetzen, die ihm „durch ihre Verdienſte liebge⸗ 
wonne Verſammlung“ in der Zukunft zu entbehren, bezog ſich 
jedenfalls auf die großen Verdienſte der nationalliberalen 
Partei und nicht auf die der Centrumsfraction. 
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Als erſtes Argument führte der Reichskanzler an, daß 
die Beſtimmung der Reichsverfaſſung eine Garantie für 
„kurze Parlamente“ ſei. Als zweites Argument machte 
er dann geltend, daß ſich in Folge kurzer Parlamente 
auch Männer als Abgeordnete wählen laſſen können, die 
andere Geſchäfte haben, ſo daß das Parlament ſich aus 
allen Berufskreiſen zuſammenſetze. Dadurch allein werde die 
Volksvertretung ein lebendiges Bild der Bevölkerung. Es ſei 
eine Erfahrungsſache, daß diätenloſe Sitzungen immer kürzer 
ſeien, als diejenigen, bei welchen Diäten gegeben werden. 
Wenn das nun Alles richtig wäre, ſo könnte man ſich gewiß 
nur für diätenloſe Verſammlungen entſcheiden; es iſt aber 
leider nicht richtig. Wie kann überhaupt von einer Vertretung 
„aller Berufskreiſe“ bei einer Verſammlung die Rede ſein, 
in welcher nur Männer einen Platz einnehmen können, die 
einer ſehr beſchränkten Minorität der Bevölkerung angehören. 
Was aber die „kurzen Parlamente“ angeht, ſo ſollte ſchon das 
erſte Jahr des Beſtehens des Reichstages dem Reichskanzler 
ſelbſt ein Dementi geben. Die „kurzen Parlamente“ ſind eben 
Illuſionen und ebenſo die auf dieſem illuſoriſchen Grunde 
gebaute Hoffnung, daß alle Berufskreiſe ſich an diefen „kur⸗ 
zen Parlamenten“ betheiligen könnten. Selbſt die Reichsregier⸗ 
ung hat bisher, wie allgemein geklagt wurde, nicht durch 
frühzeitige Mittheilung der Vorlagen für „kurze Parlamente“ 
gewirkt, und bei der Tendenz, Alles, was ſich unter dem 
blauen Himmel bewegt, in die Competenz des Reichstages 
hineinzuziehen, wird der Stoff der parlamentariſchen Thätig⸗ 
keit ſo anwachſen, daß vielmehr von permanenten Parlamen⸗ 
ten, als von „kurzen Parlamenten“ die Rede fein wird. 

Der Hauptgrund, die Diäten zu verweigern, liegt wohl 


— 90 — 


ohne Zweifel in der Befürchtung, welche ſich aus der 
ſchrankenloſen activen W und paſſiven Wahl⸗ 
fähigkeit ergibt. 


Die Verweigerung der Diäten ſoll eben das gewähren, 
was man bei den Debatten jo oft als das „Correctiv“ gegen 
die allgemeinen directen Wahlen bezeichnet hat. Ich bin nun 
weit entfernt, hier jede Gefahr zu leugnen, oder gar mit dem 
Abgeordneten Schulze zu meinen, daß das wahre Gorrectiv 
für alle Gefahren des Mißbrauches des allgemeinen Wahl⸗ 
rechtes die „immer ſteigende Volksbildung“ in ſeinem Sinne 
iſt. Wenn er mit ſeiner liberalen Partei unter der Volks⸗ 
bildung eine Bildung auf poſitiv chriſtlichem Boden ver⸗ 
ſtände, dann wäre ich freilich mit ihm einverſtanden. Ein 
Volk, das durch wahre chriſtliche Bildung von chriſtlicher Ge⸗ 
ſinnung erfüllt iſt, hat in ſich das beſte Correctiv gegen alle 
Gefahren, welche der bürgerlichen Geſellſchaft aus dem Miß⸗ 
brauch der Freiheit erwachſen können. Aber von dieſer chriſt⸗ 
lichen Bildung weiß ja der Abgeordnete Schulze mit ſeiner 
Partei nichts, wenn man nicht ſich etwa der modernſten 
Täuſchung hingeben will, daß die gänzliche Verleugnung des 
Chriſtenthums das eigentliche Chriſtenthum ſei. Die Er⸗ 
eigniſſe in allen großen Städten mit aller ihrer modernen 
Bildung beweiſen dagegen, daß eine volle Durchführung 
der abſoluten Freiheit bezüglich des activen und paſſiven 
Wahlrechtes für das Reich ohne alle ſonſtigen Correctiven 
Gefahren haben würde. Wir möchten aber gegen dieſe Ge⸗ 
fahren wahre und keine trügeriſchen Corrective; wir möchten 
Corrective, die nicht das ganze Wahlſyſtem des Reiches zu einer 
inneren Unwahrheit machen. Ein ſolches Correctiv kann 
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aber nur in einer organiſchen Gſiederung der Vollsver⸗ 
tretung, nur darin gefunden werden, wenn dem Volkshauſe 
ein zweites Haus im Organismus der Neichsverfaſſung zur 
Seite geſtellt wird, welches ſeiner Natur nach den Beruf die⸗ 
ſes Correctives erfüllen kann, möge man es nennen, wie man 
will: Staatenhaus, Erſte FTammer, Herrenhaus u. ſ. w. 
Die Regierung und die Körper, welche das Volk vertreten, 
müſſen ſich gegenſeitig Corrective ſein; ſo fordert es die Natur der 
Dinge: die beiden Häuſer Corrective gegeneinander und ebenjo 
in ihrem gemeinſamen Verhältniſſe zur Negierungsgewalt. 
Alles Irdiſche bedarf eines Correctives. Der Abgeord⸗ 
nete Dr. Windthorſt hat gewiß die Anſicht Vie⸗ 
ler ausgeſprochen, wenn er ſagte, daß er deßbhalb 
für die Bewilligung der Diäten ſpreche, um dadurch die 
Neichsregierung zu zwingen, dieſen Defect in der gan⸗ 
zen Neichsverfaſſung zu erſetzen und fie durch große In⸗ 
ſtitutionen auszubauen, wie fie ein großes Reich für die 
Dauer fordert, wenn es nicht den ſchwerſten Erſchütterungen 
entgegen gehen ſoll. Der Neichskanzler hat zwar verſucht, dem 
entgegen den Bundesrath als eine ſolche Inſtitution zu be⸗ 
zeichnen, welche alle Garantien eines Staatenhauſes biete. 
Das war aber ſicher ein verunglückter Verſuch. Der Bundes⸗ 
rath iſt eben nichts anderes in der Reichsverfaſſung, als ein 
eigenthümlich zuſammengeſetztes und durch die Art ſeiner Zu⸗ 
ſammenſetzung vielfach innerlich gelähmtes Miniſterium und 
in der Zeit ernſter Bewegungen iſt die Reichsregierung ganz 
und gar dem Einkammerſyſteme gegenübergeſtellt. Solche Ge⸗ 
fahren bedrohen augenblicklich das Reich zwar nicht, wegen 
der Nachwirkung der jüngften großen Ereigniſſe und wegen der 
Ausnahmeſtellung Einer Perſon. Derartige Eindrücke verſchwinden 
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aber und die Menſchen ſterben, und deßhalb ift es gewiß ſehr 
kurzſichtig, dieſe gelegene Zeit vorübergehen zu laſſen, ohne dem 
Reiche dauernde Inſtitutionen zu geben und ſich dagegen mit 
ſo hinfälligen Mitteln, wie die Entziehung der Diäten, für 
den Augenblick durchzuhelfen. Dieſe Unterlaſſung kann für 
das Deutſche Reich in der Zukunft die größten inneren Er⸗ 
„ſchütterungen zur Folge haben. 


Antrag, betreffend die Volksvertretung in den Bundes⸗ 
\ ſtaaten. 


Der Antrag geht dahin: „Hinter Art. 3 der Verfaſſung 
des Deutſchen Reiches wird als beſonderer Artikel folgender 
Zuſatz aufgenommen: In jedem Bundesſtaat muß eine aus 
Wahlen der Bevölkerung hervorgehende Vertretung beſtehen, 
deren Zuſtimmung bei jedem Landesgeſetz und bei der Feſt⸗ 
ſtellung des Staatshaushaltes erforderlich iſt.“ Der Antrag 
wurde in der zweiten Seſſion des Reichstages in der XIII. 
und XVII. Sitzung berathen und mit großer Majorität an⸗ 
genommen. 

Die Antragſteller hatten wohl zunächſt die Zuſtände 
in Mecklenburg im Auge und auch die Debatte beſchäftigte 
ſich vorwiegend mit dieſem Lande. Der Geſetzentwurf ſelbſt 
lautet dagegen allgemein und ſchließt ſeiner wahren Be⸗ 
deutung nach eine Erweiterung der Competenz des Neichs⸗ 
tages über alle Verfaſſungen der Bundesſtaaten ein. Die 
Erhebung dieſes Antrages zum Reichsgeſetz würde direct und 
unmittelbar die Wirkung gehabt haben, daß der Reichstag 
die Verfaſſungen aller Bundesſtaaten bezüglich der Frage, ob 
in ihnen eine „aus Wahlen der Bevölkerung hervorgehende 
Vertretung“ beſtehe und ob „deren Zuſtimmung bei jedem 


Landesgesetz und bei der eßüelung ei Stun ehe“ 
eingeholt werde, ſeinet Prinz mirrerfen we. Sie 
ale andern Verfafung ragen ber Bundes deen. welche zit 
dieſen Grundfragen zwiemmenhängen. und demit ie pemſich 
das gejammie Berfetungsredit ber Einzeſünaſen dor win 
Forum zu ziehen. Taranz ergibt ſich die Tragweite dieies 
Antrages und der Umfang der Cornpeien;er weiterung, welche 
er einſchließt. Das innere Staatsrecht würde dadurch der 
Competenz der Einzelſtaaten grogenibeil? entzogen und dem 
Reich übertragen. 

Dieſer allgemeinen Bedeutung des Antrages gegenüber 
mußten daher die beſonderen Zuſtände in Mecklenburg bei 
der Beſchlußfaſſung ganz außer Betracht bleiben. Es konnte 
nur die Frage erhoben werden, ob eine ſolche Competenzer⸗ 
weiterung für das Neid) im Allgemeinen nothwendig oder 
dringend nützlich ſei. Ich habe ſie mit der Mehrzahl meiner 
Fractionsgenoſſen verneint. Meine Gründe waren folgende. 

Schon die Begründung des Antrags Seitens des An⸗ 
tragſtellers zeigte die Bedenklichkeit der Annahme dieſes Ge⸗ 
ſetzentwurfes wegen ſeiner vieldeutigen Formulirung. Er fing 
damit an, weitläufig auseinander zu ſetzen, was alles nach 
der Abſicht der Antragſteller nicht in dem Entwurfe enthalten 
ſei. Es ſei nicht ihre Abſicht, dadurch ein Votum des Hauſes 
gegen die in den einzelnen Staaten beſtehenden Erſten Kam⸗ 
mern, Herrenhäuſer, Keichsräthe oder dgl. zu provociren. 
Ire Abſicht ſchließe nicht die Erklärung ein, daß das Zwei⸗ 
kammerſyſtem unvereinbar ſei mit der Reichs verfaſſung oder 
daß auch eine Erſte Kammer aus Wahlen hervorgehen ſolle, 
und daß nicht ſonſt Berechtigungen und Virilſtimmen in den 
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Erſten Kammern zum Ausdruck zu bringen wären. Ihre 
Abſicht ſei es ferner nicht, durch dieſen Entwurf die Frage 
zu präjudiciren, ob nicht ſpäter auch in die Reichsverfaſſung 
ein Oberhaus aufgenommen werden müſſe. Auch die Abſicht 
liege ihnen fern, durch dieſen Entwurf ein Urtheil über die 
Wahlgeſetze in den einzelnen Staaten zu provociren, ob ſie 
nämlich vereinbar ſeien mit der Reichsverfaſſung, oder ob ſie 
vielmehr alle aus dem allgemeinen directen Wahlrecht wie 
der Reichstag ſelbſt hervorgehen müßten, ob Claſſenwahlen, 
Gruppen⸗ und Intereſſenwahlen wie in anderen Ländern noch 
berechtigt ſeien u. ſ. w. | | 

Es ift aber gewiß eine ſchlechte Empfehlung für ein 
Geſetz, wenn ſein Inhalt vor ſo vielen Mißdeutungen geſchützt 
werden muß. Ueberdies hat die Erklärung der Antragſteller 
über ihre Deutung des Anttages nichts Bindendes für einen 
ſpätern Reichstag und es bliebe ganz feinem Ermeſſen über⸗ 
laſſen, ob er ſich dieſe Beſchränkungen auflegen will oder 
nicht. Dagegen iſt es offenbar, daß man alle die von 
den Antragſtellern abgelehnten Deutungen mehr und we⸗ 
niger in den Geſetzentwurf hineinlegen kann. Was ber⸗ 
ſteht der Antrag unter „Wahlen der Bevölkerung?“ Verſteht 
er directe oder indirecte Wahlen? Wahlen mit Cenſus oder 
ohne Cenſus? Kann man nicht mit vieler Wahrſcheinlichkeit 
ſagen, daß indirecte Wahlen oder durch einen Cenſus be⸗ 
ſchränkte Wahlen keine „Wahlen der Bevölkerung“ im natür⸗ 
lichen und einfachen Sinne des Wortes ſind, weil unter dem 
Worte „Bevölkerung“ zunächſt nicht ein Theil, nicht eine Klaſſe 
derſelben verſtanden wird, ſondern die ganze Bevölkerung. 
So laſſen ſich noch viele andere Fragen über die Deutung 
dieſes Entwurfes erheben, ob z. B. dieſe Vertretung aus 
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Wahlen der Bevölkerung jede andere Vertretung ausſchließt 
oder nicht; wie die Zuſtimmung zu den Landesgeſetzen zu 
denken ſei u. |. w. Die Annahme dieſes Geſetzes wäre deß⸗ 
halb eine unerſchöpfliche Fundgrube zu Agitationen und Par⸗ 
teireibungen in allen Bundesſtaaten Deutſchlands und zu 
Klagen ohne Ende beim Reichstage geworden und die „lurzen Par⸗ 
lamente“ wären auch dadurch bald zu „ſtändigen Parlamenten“ 
geworden. 

Ein zweiter Grund, gegen dieſe Competenzerweiterung 
des Reichstages zu ſtimmen, lag für mich in der Gefährdung 
aller jetzt beſtehenden verfaſſungsmäßigen Rechte in den ein⸗ 
zelnen Bundesſtaaten. Alle Verfaſſungen der Einzelländer 
haben beſondere geſetzliche Garantien, welche dieſelben vor 
Schwankungen und plötzlichen Veränderungen in aufgeregten 
Zeiten bewahren ſollen. Dieſe Garantien ſollen der Ver⸗ 
faſſung eine gewiſſe Stetigkeit und relative Unabänderlichkeit 
geben und nach zwei Seiten hin Schutz gewähren. Sie ſollen 
erſtens die Regierung ſchützen gegen demagogiſche Umtriebe 
und ſie ſollen zweitens das Volk ſchützen gegen freiheitsfeind⸗ 
liche Beſtrebungen von Oben. Sie beſtehen bald darin, daß 
für Abänderung der Verfaſſung eine größere Majorität er- 
fordert wird als bei andern Geſetzen, bald darin, daß in 
längern Zwiſchenräumen wiederholte Abſtimmungen ſtattfin⸗ 
den, bald in anderen Modalitäten. Wie überaus wichtig dieſe 
Garantien aber für die ſo nothwendige Stabilität der ver⸗ 
faſſungsmäßigen Inſtitutionen eines Landes find, liegt zu 
Tage! Alle dieſe Garantien würden nun verloren gehen, wenn 
die Verfaſſungen der Einzelländer der Competenz des Reiches 
unterſtellt würden, da die Reichsverfaſſung für alle Geſetze 
nach Art. 5 nur einen und denſelben Modus feſtſtellt, näm⸗ 
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lich die „Uebereinſtimmung der Mehrheitsbeſchlüſſe“ des Bun⸗ 
desrathes und des Reichstages. 

Dieſe Unterordnung aller Verfaſſungsrechte des deut⸗ 
ſchen Volkes unter die Neichsgewalt wäre aber um fo bedenk⸗ 
licher wegen des Unfertigen der Verfaſſung des Reiches ſelbſt, 
wovon wir Schon vorher ſprachen. Die Reichsverfaſſung, wie 
ſie jetzt iſt, bietet ſelbſt keine Garantien für Zeiten großer 
Kämpfe. Sie kann nach der einen wie nach der andern Seite 
hin mißbraucht werden, je nachdem augenblicklich die größere 
Macht hier oder dort liegt. Eine gute Verfaſſung hat gerade 
darin ihren wahren Werth, daß ſie den Uebergriffen einer 
einzelnen Inſtitution im Staate Widerſtand leiſten und da⸗ 
durch verhindern kann, daß im Staate ſelbſt nicht Macht vor 
Recht gehe. Dieſer Vorzug fehlt nun gänzlich der Neichsver⸗ 
faſſung. Wenn der Abſolutismus wieder eine Epoche überwie⸗ 
gender Stärke erhält, wie dies in Folge glücklicher Kriege ſo 
leicht eintreten kann, ſo würde ein unter dieſem Eindrucke ge⸗ 
wählter Reichstag, eine durch geſchickte Benutzung der Macht⸗ 
verhältniſſe herbeigeführte zeitweilige Majorität genügen, 
um alle verfaſſungsmäßigen Rechte des deutſchen Volkes 
in Frage zu ſtellen. Wer kann die Möglichkeit, daß ſolche 
Zeiten wiederkehren, leugnen? Wie nahe liegen die Zeiten 
hinter uns, wo alle deutſchen Regierungen vom Abſolutismus 
und Bureaukratismus vollſtändig beherrſcht waren? Wer den 
Einfluß der Macht auf den Liberalismus der Gegenwart be⸗ 
rückſichtigt, muß ſogar die Wiederkehr einer ſolchen Periode 
des Abſolutismus für wahrſcheinlich halten. Wenn dagegen, 
was ja bei den großen Schwankungen, denen alle Staaten 
in der Gegenwart ausgeſetzt ſind, ebenſo leicht geſchehen kann, 
eine Epoche großer Macht der revolutionären Elemente und 
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deutſchen Volke durch nivellirende Zerſtörung großen Schaden 
gebracht hat. 

Nach Art. 4 n. 13 der Reichs verfaſſung unterliegt der 
Reichsgeſetzgebung „die gemeinſame Geſetzgebung über das 
Obligationenrecht, Strafrecht, Handel⸗ und Wechſelrecht und 
das gerichtliche Verfahren.“ Nach dem vorliegenden Antrage 
ſollte nun dieſe Nr. 13 folgende Faſſung erhalten: „die ge⸗ 
meinſame Geſetzgebung über das geſammte bürgerliche Recht, 
das Strafrecht und das gerichtliche Verfahren einſchließlich 
der Gerichtsorganiſation.“ 

Es iſt nicht ohne Intereſſe zu ren was der Mit⸗ 
antragſteller Abgeordnete Miquel über die Geſchichte dieſes 
Antrages in ſeiner Begründungsrede mittheilt. Der Antrag, 
das bürgerliche Recht in die Competenz der Reichsverfaſſung 
oder der Verfaſſung des norddeutſchen Bundes zu ſtellen, 
wurde von ihm bereits bei Berathung der norddeutſchen Bundes⸗ 
verfaſſung geſtellt und nur mit einer kleinen Majorität abge⸗ 
lehnt. Derſelbe Antrag kam dann i. J. 1869 im Reichs⸗ 
tage des norddeutſchen Bundes ſelbſt zur Verhandlung und 
wurde dort mit ſehr großer Majorität angenommen. Um 
endlich denſelben noch mehr zu ſtützen, wurde er in anderer 
Form im preußiſchen Abgeordnetenhauſe geſtellt und dieſes hat 
„mit einer überwältigenden Majorität“ die Aufforderung an 
die preußiſche Regierung gerichtet, für die Aufnahme des frag⸗ 
lichen Paragraphen in die Verfaſſung des norddeutſchen Bundes 
einzutreten. Aus dieſer Geſchichte des Antrages erhellt, mit 
welcher grundſätzlichen Ausdauer er von der e Partei 
betrieben wird. 

Was nun die Tragweite dieſes Antrages betrifft, ſo hat 
auch darüber der Abgeordnete Miquel klaren Aufſchluß ge⸗ 
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geben. Er nimmt von demſelben nur das eigentliche Staats⸗ 
recht und das Kirchenrecht, „inſofern als es ſich um die 
öffentliche Stellung der Kirche und ihr Verhältniß zum 
Staate dabei handelt,“ aus und definirt dann das bürger⸗ 
liche Recht dahin: „Das bürgerliche Recht umfaßt die Be⸗ 
ziehungen der juriſtiſchen Rechtsſubjecte, der Menſchen und der 
ſonſtigen juriſtiſchen Perſonen zu einander, allerdings nach 
allen Richtungen, nicht blos in Bezug auf die vermögens⸗ 
rechtlichen Beziehungen des menſchlichen Seins, nicht blos in 
Bezug auf die Familie, ſondern auch in Bezug auf die Rechte 
hinſichtlich der Beerbung, auf das Familienrecht und diejenigen 
Nechtsfolgerungen, die aus der Familie, namentlich in ver⸗ 
moͤgensrechtlicher Beziehung erwachſen.“ In Bezug auf dieſen 
letzten Punkt bemerkte der Abgeordnete Herz im Verlanf der 
Discuſſion ſehr bezeichnend, daß zwar zunächſt nationale 
Motive ihn beſtimmten, für den Antrag zu ſtimmen, dann 
aber auch die Hoffnung, „daß es uns auf dieſem Wege am 
Leichteſten möglich wird, die obligatoriſche Civilehe einzuführen.“ 
Der Abgeordnete Miquel faßte dann feine Ausführung über 
den Umfang dieſes Geſetzes in dem Satze zuſammen: „Wenn 
man es kurz faſſen will, ſo muß man ſagen, das bürgerliche 
Recht umfaßt das ganze Privatrecht.“ 

Zur ſachlichen Begründung des Antrages wies derſelbe 
Abgeordnete auf die beſtehenden Rechtsverhältniſſe in Deutſch⸗ 
land hin. Factiſch und formell rechtlich beſtünden jetzt in 
Deutſchland drei große Syſteme: Das allgemeine preußiſche 
Landrecht, der Code Napoléon und das ſogenannte römiſche 
Recht, das heutige gemeine Recht. Sie alle entſprächen nicht 
vollkommen dem nationalen Bedürfniſſe. Es komme daher 
darauf an, an die Stelle dieſer verſchiedenen Rechtsſyſteme ein 
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neues deutſches Recht zu ſetzen. Es handle ſich hierbei nicht 
um einen willkürlichen unbegründeten Einheitstrieb, ſondern 
die ganze Lage des Rechtsweſens in Deutſchland fordere un⸗ 
bedingt dieſen Antrag. Dazu komme, daß nur das Deutſche 
Reich dieſe große Aufgabe — nämlich die Gründung eines 
wahrhaft deutſchen Rechtes, löſen könne und daß dieſe Auf⸗ 
gabe, wenn fie vom Deutſchen Reiche gelöſt werde, den be⸗ 
rechtigten particularen Zuſtänden am Wenigſten Abbruch thun 
werde. Daran ſchloß er noch die Verſicherung: „Wir werden 
gewiß viel weniger nivelliren, viel weniger geneigt ſein, durch 
allgemeine abſtracte Sätze das Particularbeſondere zu ver⸗ 
nichten, wenn wir hier im Reichstag an unſere Arbeit gehen, 
als wenn wir hier dieſe Arbeit irgend einem Particularſtaat 
überlaſſen.“ Und einige Sätze weiter: „Bemerken Sie doch 
wohl, meine Herrn, daß die Geſetzgebungscompetenz des Deut⸗ 
ſchen. Reiches keine excluſibe iſt; wenn wir heute hier das 
Civilrecht aufnehmen in die Competenz des Reiches, ſo wird 
das Civilrecht dennoch nicht der Competenz der einzelnen 
Staaten verſchloſſen.“ 

Die Idee eines gemeinſamen deutſchen Rechtes iſt nun 
gewiß eine überaus große, welche für jeden Deutſchen etwas 
mächtig Anziehendes hat. Ich glaube auch, daß, wenn das 
Deutſche Reich ſich nicht auf dem Sandboden des Liberalismus, 
ſondern auf dem feſten Boden des Chriſtenthums, der Geſchichte 
und des geſchichtlichen Rechtes fortbaut, die Zeit kommen 
wird, wo ein allgemeines deutſches Geſetzbuch in den rechten 
Schranken eine Nothwendigkeit werden wird. Der Drang 
nach demſelben wird um ſo ſtärker werden, je innerlich ge⸗ 
ſunder und mächtiger ſich das Deutſche Reich entwickelt. Da⸗ 
gegen glaube ich, daß keine Zeit weniger geeignet iſt zur Ge⸗ 
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ſetzgebung auf dem Boden der Geſchichte und der Eigen⸗ 
thümlichkeit des deutſchen Volkes, wie die gegenwärtige, und 
daß die herrſchende liberale Partei ihrer innerſten Natur nach, 
welche jeder hiſtoriſchen Inſtitution, jeder korporativen, partikula⸗ 
ren Selbſtſtändigkeit — wenn man den Großhandel und die Geld⸗ 
corporationen ausnimmt, welchen der Liberalismus die weitge⸗ 
hendſte Selbſtſtändigkeit gewährt — wie jeder poſitiven Religion, 
unverſöhnlich entgegenſteht, gar nicht im Stande iſt, die Ver⸗ 
heißungen des Abgeordneten Miquél bei einem ſolchen Werke 
zu erfüllen. Ein von dieſer Partei emanirtes Geſetzbuch 
würde ein Allerweltgeſetzbuch, nur kein deutſches werden. 
Politiſche Parteimänner können überhaupt kein nationales 
Rechtsbuch ſchaffen. 

Die Bedenken gegen den Verſuch, dieſe immenſe Arbeit 
auch noch zu den vielen andern auf die Schultern des 
Reichstages zu legen — alles im Intereſſe „der kurzen Par⸗ 
lamente“ — find daher auch von den Rednern der Cen- 
trumspartei, dem Abgeordneten Reichensperger (Cre⸗ 
feld) und dem Abgeordneten Windthorſt, mit der ob⸗ 
jectivſten Richtigkeit entwickelt worden. 

Der Abgeordnete Reichensperger hob insbeſondere 
hervor, daß die Frage, ob es ſchädlich ſei, daß im Deutſchen 
Reiche mit nahezu 40 Millionen Einwohnern verſchiedene 
Rechtsſyſteme nebeneinander beſtehen, theils mit Ja, theils 
mit Nein zu beantworten ſei. Schädlich ſei es nur bezüglich 
ſolcher Rechtsmaterien, welche weſentlich kosmopolitiſcher Natur 
ſeien, nicht aber bei andern. Es ſcheine ihm nicht räthlich, 
alle die verschiedenen Rechtsverhältniſſe in Deutſchland nach 
einer Schablone zurecht zu machen. Das deutſche Volk ſei 
nicht eben aus dem Meere hervorgetaucht; es ſei ein uraltes 
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Volk mit uralten thatſächlichen Verhältniſſen, uralten Rechts⸗ 
anſchauungen. Schon von den älteſten Germanen werde be⸗ 
richtet, daß jeder Stamm nach ſeiner angeſtammten Weiſe zu 
leben gewohnt ſei. Der Zug nach Individualiſirung, welcher 
dem deutſchen Weſen ganz eigen ſei, müſſe berückſichtiget wer⸗ 
den. Wenn auch Vieles in Deutſchland verzopft und ver⸗ 
knöchert ſei, ſo berechtige das nicht, ein allgemeines Geſetzbuch 
zu erlaſſen, welches alle Eigenthümlichkeiten verwiſche. So 
beſeitige man ein Uebel, um ein größeres an ſeine Stelle zu 
ſetzen. Er fürchte, daß bewußt oder unbewußt der Hang zum 
Einheitsſtaate, die Luſt am Centraliſiren, das Hauptmotiv 
zur Stellung dieſes Antrages ſei. Man möge ſich vor dem 
Wege hüten, welchen die Franzoſen eingeſchlagen. Es handle 
ſich hier um den Gegenſatz zwiſchen franzöſiſchem und ger⸗ 
maniſchem Weſen. Der Weg, auf dem man hier einen Schritt 
weiter gehen wolle, leite auf die Bahnen, welche zuerſt zum 
Empire und vom Empire in den Abgrund führten. 

Der Abgeordnete Dr. Windthorſt aber führte aus, 
daß durch die Ausdehnung der Competenz der Reichsgeſetz⸗ 
gebung auf das geſammte bürgerliche Recht, einſchließlich der 
geſammten Juſtizorganiſation, thatſächlich die ganze Juſtiz⸗ 
hoheit von dem einzelnen Staate auf das Reich übertragen 
werde. Damit ſei den einzelnen Staaten die Baſis ihrer 
ſtaatlichen Exiſtenz entzogen. Sie hörten auf, Staaten im 
wirklichen Sinne zu ſein und blieben nur einfache Verwal⸗ 
tungskörper. Darin liege die Bedeutung dieſes Antrages. Die 
Hoheitszeichen, wenn die Hoheiten dahin ſeien, (es bezog ſich 
dieſe treffende Aeußerung auf den Eifer, mit welchem mehrere 
Mitglieder des Bundesrathes für das Bild ihrer Fürſten auf 
den Reichsmünzen aufgetreten waren, während ſie bei den 
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Verhandlungen über dieſe und ähnliche weſentliche Hoheits⸗ 
rechte ihrer Fürſten tiefes Schweigen beobachteten) ſeien ohne 
Werth. Wie man das innere Staatsrecht bei einem andern 
Antrage den Einzelſtaaten entzogen habe, ſo jetzt das ganze 
Privatrecht. Die Conſequenz fordere eigentlich, daß man nach 
Annahme dieſes Antrages überhaupt den Fortgang der Legis⸗ 
lative in den Einzelſtaaten ſiſtire. Er breche auch zugleich die 
ganze Kraft der Einzelvertretungen, der Landtage, des Herren⸗ 
hauſes in Preußen, des Reichsrathes in Bayern; denn ſo oft 
ein Beſchluß dieſer Körperſchaften über einen Gegenſtand des 
bürgerlichen Rechtes der Regierung oder einer Partei im 
Lande nicht gefalle, würde man die Sache wie an eine höhere 
Inſtanz an den Reichstag bringen. Ueberdieß gewährten die 
Inſtitutionen des Reiches, ſoweit ſie die Legislative beträfen, 
keinerlei Garantien für eine ruhige, eine ſtete, eine conſervative 
Legislation. So lange es im Reiche keinen feſtgeordneten 
Staatsrath gebe, welcher die Geſetze vorbereitet, ſo lange die 
Geſetze nur in Einem Haufe, das überdies weſentlich politiſche 
Tendenzen verfolge, berathen würden, ſo lange nicht ein feſtes 
Miniſterium da ſei, welches überall die leitende Hand der 
Regierung halte, ſo lange der Bundesrath ſelbſt ſchweige, 
wenn die wichtigſten Principien debattirt würden, fehlten alle 
Garantien einer conſervativen Geſetzgebung im Reiche. Auch 
die Bemerkung, daß das neue Geſetzbuch nach „den modernen 
Ideen“ entworfen werden ſolle, flöße ihm Beſorgniß ein. Er 
wiſſe noch immer nicht recht, was dieſe „modernen Ideen“ 
eigentlich ſeien. Meiſtens ſcheine es ihm, daß es ſolche ſeien, 
welche die Herren von der nationalliberalen Partei ſich aus⸗ 
gedacht hätten. Als Beiſpiel, wie bedenklich die modernen 
Ideen ſein könnten, wurde auf manche Erſcheinungen bezüglich 


des Eigenthumsrechtes und des Eherechtes hingewieſen. End⸗ 
lich ſcheine ihm der Antrag inopportun ſchon deßhalb, weil der 
Reichstag eine ganze Reihe legislatoriſcher Aufgaben habe, ſo 
daß es nicht nöthig ſei, ſie zu vermehren, und aus andern 
Gründen, welche der Redner noch anführte. 

So treffend alle dieſe Gründe gegen den Antrag ſind, 
ſo wird er doch, wenn der vorwiegende Einfluß der national⸗ 
liberalen Partei noch eine Zeitlang fortdauert, in nicht ferner 
Zeit durchgeführt werden. Die Majorität des Reichstages 
hat ihn bereits angenommen und wenn auch die Majorität 
des Bundesrathes vorerſt noch dagegen iſt, ſo wird es doch 
dem Reichskanzler, welcher ihm geneigt zu ſein ſcheint, ein 
Leichtes ſein, deſſen Widerſtand mit Beihilfe der national⸗ 
liberalen Partei ſobald zu brechen, als es ihm beliebt. Darin 
liegt eine der großen Gefahren für die Zukunft des Deutſchen 
Reiches. Ein allgemeines deutſches Geſetzbuch unter Protection 
der nationalliberalen Partei, auf dem Boden der „modernen 
Ideen,“ wäre ein Geſetzbuch ſchlechthin im Geiſte der Revolution. 
Nichts berührt aher tiefer das geſammte Rechtsleben eines 
Volkes als ein allgemeines Rechtsbuch. Der Code Napoléon 
hat trotz feiner formellen Vollendung den Geiſt der Rovolution 
mehr in Frankreich verbreitet und in das ganze franzöſiſche 
Volk hineingetragen, als die Revolutionen ſelbſt es gethan 
haben. Ein Geſetzbuch nach „modernen Ideen,“ ein „National⸗ 
liberaler Code,“ würde geradeſo das innerſte Rechtsweſen des 
ganzen deutſchen Volkes auf das Tiefſte beſchädigen. 


N 


VII. 


Ergänzung des Strafgeſetzbzuches für das 
Deutſche Reich. 


Eine Reihe wichtiger Geſetzvorlagen ſind noch in der 
erſten und zweiten Seſſion des Reichstages zur Verhandlung 
gekommen, welche ich nicht beſprechen kann, ohne den Umfang 
dieſer Schrift über Gebühr auszudehnen. Dazu gehören ins⸗ 
beſondere die Geſetzentwürfe, betreffend die Verbindlichkeit zum 
Schadenerſatz für die bei dem Betriebe von Eiſenbahnen, Berg⸗ 
werken u. ſ. w. herbeigeführten Tödtungen und Körperver⸗ 
letzungen; die Inhaberpapiere mit Prämien; Verleihung von 
Dotationen in Anerkennung hervorragender, im letzten Kriege 
erworbener Verdienſte; Bildung eines Kriegsſchatzes; Aus⸗ 
prägung von Reichsgoldmünzen; Beſchränkung des Grund⸗ 
eigenthums in der Umgegend von Feſtungen; die Friedens⸗ 
präſenzſtärke des deutiſchen Heeres und die Ausgaben zu Ver⸗ 
pflegung deſſelben für 1872, 1873 und 1874. Das Dota⸗ 
tionsgeſetz wurde in den drei letzten Tagen der erſten Seſſion 
am 13., 14. und 15. Juli, das Geſetz über Bewilligung eines 
Pauſchquantums für die Armee auf drei Jahre im Betrage 
von über 90 Millionen Thaler gleichfalls in den drei letzten 
Tagen der zweiten Seſſion am 29. und 30. November und 
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1. Dezember erledigt. Unmittelbar vorher, alſo auch gewiſſer⸗ 
maßen in der letzten Stunde des Reichstages wurde das Straf⸗ 
geſetz gegen die Geiſtlichen eingebracht und gleich darauf, am 
23., 25. und 28. November zum Beſchluß erhoben. 

Schon die Eile, mit welcher die wichtigſten Geſetze noch 
am Thoresſchluſſe eingebracht und in wenigen Tagen zum 
Beſchluß erhoben worden ſind, iſt nicht zu billigen. Dieſe 
haſtige Art, Geſetze zu machen, ſcheint unvereinbar zu ſein 
mit dem Geiſte einer beſonnenen ſachlichen Behandlung der 
wichtigſten Angelegenheiten des Volkes. Namentlich iſt dieſe 
Eile aber tadelnswerth bei einem Strafgeſetze, bei der Er⸗ 
gänzung des Strafgeſetzbuches. Was iſt denn wichtiger als 
jede einzelne Beſtimmung des Strafgeſetzes, welches über die 
perſönliche Freiheit und über die Ehre der Staatsangehörigen 
entſcheidet. Mag man die geſetzgebende Intelligenz der Mit⸗ 
glieder des Reichstages noch ſo hoch anſchlagen, ſo bedürfen 
ſie doch bei wichtigen Geſetzvorlagen einer entſprechenden Zeit, 
um ſich über den Gegenſtand hinreichend zu informiren. Zu 
dieſer Information gehört weſenlich Kenntniß der einſchläg⸗ 
lichen Literatur, des Standes der Wiſſenſchaft bezüglich des 
vorliegenden Gegenſtandes und der betreffenden Geſetzgebung 
im eigenen Lande und in fremden Ländern. Wer nur nach 
den dürftigen Motiven des Geſetzes ſelbſt und nach den De⸗ 
batten im Reichstage ſein Votum einrichtel, beſitzt kaum je die 
aus eigener Einſicht entſprungene Ueberzeugung, um ein objectiv 
richtiges Urtheil zu fällen; er wird vielmehr nach den 
augenblicklichen Eindrücken einer erregten Debatte ſich ent⸗ 
ſcheiden. Zu einer ſolchen Information gehört aber eine ge⸗ 
nügende Zeit, welche ohnehin den Abgeordneten, namentlich 
gegen den Schluß einer Seſſion, wo die Sitzungen ſich häufen, 
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dürftig zugemeſſen iſt. Wie läßt es ſich da rechtfertigen, 
wenn der Bundesrath Geſetze von ſo großer Tragweite in 
den letzten Tagen einbringt und wenn dann ſchneller, wie 
man ein Kleid macht, ein Geſetz fertig iſt, das über Millionen 
entſcheidet oder ganze Klaſſen von Einwohnern unter Aus⸗ 
nahmegeſetze ſtellt. Bei einer ſolchen Procedur muß es ja 
den Schein gewinnen, als wolle man den Reichstag bei den 
wichtigſten Entſchließungen überraſchen, und die Geſetze ſelbſt 
erhalten den Charakter von Gelegenheitsgeſetzen, von augen⸗ 
blicklichen Bedürfniſſen und Stimmungen eingegeben. Es iſt 
aber eine gefährliche Bahn, Strafgeſetze nach momentanen 
miniſteriellen Bedürfniſſen zu erlaſſen. 


Nach dem Geſtändniſſe des Bundesbevollmächtigten 
Staatsminiſter von Lutz hat die bayeriſche Regierung, wie 
er ſich ausdrückte, „den Anſtoß zur Vorlage“ dieſes Geſetzes 
gegeben. Jedenfalls eine ſehr zweifelhafte Ehre und ein ſehr 
zweifelhaftes Verdienſt. Der Bundesrath hat deßhalb auch 
dem bayeriſchen Miniſter die Vertheidigung deſſelben allein 
überlaſſen. Vom Tiſche des Bundesrathes hat ſich außer ihm 
nur einmal der preußiſche Bevollmächtigte im Bundesrath, 
Geh. Oberjuftizratd Dr. Falk (der jetzige Cultusminiſter) 
erhoben, um ſich über die geſtellten Amendements im Namen 
des Bundesrathes mit wenigen Worten auszuſprechen. 


Nach der Vorlage des Bundesrathes lautet das Geſetz: 


„Ein Geiſtlicher oder anderer Religionsdiener, welcher 
in Ausübung oder in Veranlaſſung der Ausübung ſeines 
Berufes öffentlich vor einer Menſchenmenge oder welcher in 
einer Kirche oder an einem anderen zu religiöſen Verſamm⸗ 
lungen beſtimmten Orte vor Mehreren Angelegenheiten des 
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Staates in einer Weiſe, welche den öffentlichen Frieden zu 
ſtören geeignet erſcheint, zum Gegenſtand einer Verkündigung 
oder Erörterung macht, wird mit Gefängniß bis zu zwei 
ö Jahren beſtraft.“ Die Berathung im Reichstage hat den Ein⸗ 
gang des Geſetzes unverändert gelaſſen; dagegen wurden die 
Schlußworte: „In einer Weiſe ꝛc.“ jo umgeändert: „In einer 
den öffentlichen Frieden gefährdenden Weiſe zum Gegenflande 
einer Verkündigung oder Erörterung macht, wird mit Ge⸗ 
fängniß oder Feſtungshaft bis zu zwei Jahren beſtraft.“ 
In dieſer Faſſung erhielt dann das Geſetz auch die Ge⸗ 
nehmigung des Bundesrathes und wurde als Reichsgeſetz 
publicirt. N 
Die Motive, mit welchen dieſes Geſetz dem Reichstage 
von Seiten des Bundesrathes vorgelegt wurde, verdienen 
unſere volle Aufmerkſamkeit. Eine genaue Prüfung derſelben 
reicht hin, um zu beweiſen, daß dem Geſetze eben hinreichende 
Motive fehlen und daß es ein Ausnahmegeſetz in dem odio⸗ 
ſeſten Sinne dieſes Wortes iſt. Als Grund für dieſes Geſetz 
geben ſie nämlich an, es ſolle „eine Lücke des Strafgeſetzbuches 
für das Deutſche Reich ergänzen.“ Das Letztere enthalle im 
28. Abſchnitte Beſtimmungen über „Verbrechen und Vergehen 
im Amte.“ In Bezug auf Geiſtliche fänden ſich aber nur 
im §. 337 und 338 zwei Strafvorſchriften bezüglich der Ein⸗ 
| ſegnung einer Ehe. „Vorſchriften gegen einen ſtaatsgefährlichen 
Mißbrauch des geiſtlichen Amtes durch Angriffe auf Staats- 
geſetze und Staatseinrichtungen“ fänden ſich aber nicht. Die 
Motive weiſen dann darauf hin, daß andere Geſetzgebungen 
derartige Strafvorſchriften enthielten, und fahren nach Auf⸗ 
zählung derſelben fort: Der Geiſtliche ſtehe „vermöge feines 
Amtes dem Staate und der Geſellſchaft gegenüber in einem 
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befondern Verhältniß.“ Der Mißbrauch feines Amtes müſſe 
„daher in Folge der beſondern Stellung der Geiſtlichen als 
ein vom Stagte beſonders zu ahndendes delictum proprium 
aufgefaßt und anders beurtheilt werden als ähnliche, von nicht 
in gleichen Verhältniſſen ſtehenden Perſonen begangene Hand⸗ 
lungen.“ Die „Strafſanctionen gegen die gröberen Fälle des 
Hoch⸗ und Landesverrathes und des Widerſtandes gegen die 
Staatsgewalt“ könnten hier weniger in Betracht kommen. 
Ebenſo genügten nicht die gllgemeinen Beſtimmungen des 
8. 130 und 131 des Strafgeſetzbuches gegen Aufreizung zu 
Gewaltthätigkeiten oder Verbreitung von Thatſachen zum 
Zwecke, die Staatseinrichtungen verächtlich zu machen, ſobald 
es auf Fälle ankomme, in welchen die verpönte Handlung durch 
Mißbrauch des geiſtlichen Amtes begangen werde. Die Mög⸗ 
lichkeit dieſes Mißbrauches könne doch nicht geleugnet werden, 
da die Träger deſſelben Menſchen ſeien. Dieſer Mißbrauch 
habe aber einen um ſo gefährlicheren Charakter, weil der 
Einfluß der Geiſtlichen ein weit verbreiteter und tiefer ſei und 
„gerade auf denjenigen Theil der Bevölkerung wirke, auf 
deſſen Geſinnung und Verhalten am meiſten ankomme.“ 
Daraus ergebe ſich die Berechtigung und das Bedürfniß die⸗ 
ſes Geſetzes. Das iſt der weſentliche Inhalt der Motive. 
Ich bin uun weit entfernt, alle vorſtehenden Sätze 
zu beſtreiten; ich erkenne an, daß der Geiſtliche ver⸗ 
möge ſeines Amtes dem Stagte gegenüber in einem 
beſonderen Verhältniſſe ſteht; daß der Mißbrauch die⸗ 
ſer Stellung ein ſchwereres Vergehen iſt, als ähnliche 
von nicht in gleichem Perhältniſſe ſtehenden Perſonen 
begangene Handlungen; daß dieſer Mißbrauch möglich; 
und endlich daß er des Einfluſſes der Geiſtlichen wegen, auch 
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verderblicher iſt. Dagegen liegt das Ungerechte und 
Unwahre dieſer Argumentation der Motive in den er⸗ 
ſten Sätzen. Das Strafgeſetzbuch handelt allerdings im 
28. Abſchnitt von „Verbrechen und Vergehen im Amte,“ 
aber in einer ganz andern Beziehung. Es handelt von 
Beamten, von Richtern, Schiedsrichtern ꝛc. ꝛc., welche 
Geſchenke nehmen, welche ſich bei Entſcheidung einer 
Rechtsſache vorſätzlich einer Beugung des Rechtes ſchul⸗ 
dig machen, welche durch Mißbrauch ihrer Amtsgewalt 
Jemand zu einer Handlung widerrechtlich nöthigen oder 
vorſätzlich eine Körperverletzung begehen, ſich des Haus⸗ 
friedensbruches ſchuldig machen, Zwangsmittel anwenden, 
um Geſtändniſſe zu erpreſſen, welche einen Schuldigen 
rechtswidrig der Strafe entziehen, welche bei Aufnahme 
öffentlicher Urkunden vorſätzlich Verfälſchungen begehen, 
Gelder unterſchlagen. Ferner werden Strafen gegen Ad⸗ 
vocaten, Anwälte verhängt, welche ähnliche Vergehen bei 
Ausübung ihres Amtes begehen. In dieſem ganzen Ab⸗ 
ſchnitte ift aber mit keinem Worte Rede von den Verbre⸗ 
chen und Vergehen dieſer Perſonen „wegen ſtaatsgefähr⸗ 
lichem Mißbrauch ihres Amtes durch Angriffe auf Staats⸗ 
geſetze und Staatseinrichtungen.“ Und doch gilt von allen 
Staatsbeamten und von allen Perſonen, welche als Lehrer, 
als Advocaten, als Anwälte, als Aerzte eine hervorragende 
Stellung in der Geſellſchaft einnehmen, verhältnißmäßig 
alles das, was die Motive von den Geiſtlichen jagen. 
Sie ſtehen auch „vermöge ihres Amtes dem Staate und der 
Geſellſchaft gegenüber in einem beſonderen Verhältniß;“ 
ihre Vergehen gegen den Staat durch Aufreizung zu Ge⸗ 
waltthätigkeiten, durch Verbreitung von Thatſachen zum 
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Zwecke, die Staatseinrichtungen verächtlich zu machen, 
müſſen gleichfalls anders beurtheilt werden „als ähnliche 
von nicht in gleichen Verhältniſſen ſtehenden Perſonen be⸗ 
gangene Handlungen;“ ſie können auch ihre Stellung miß⸗ 
brauchen, weil ſie nicht minder wie die Geiſtlichen Menſchen 
mit menſchlicher Gebrechlichkeit ſind; und endlich iſt auch ihr 
Einfluß ein „weitverbreiteter und tiefer, gerade auf den⸗ 
jenigen Theil der Bevölkernng, auf deſſen Geſinnung und 
Haltung am meiſten ankömmt.“ Dennoch ſtehen ſie alle 
in dieſer Beziehung, nämlich in Beziehung auf den Miß⸗ 
brauch ihres beſonderen Verhältniſſes, in welchem ſie zum 
Staate ſtehen, durch Angriffe „auf Staatsgeſetze und Staats⸗ 
einrichtungen,“ unter dem allgemeinen Geſetze, während 
der geiſtliche Stand bezüglich derſelben ne unter ein 
eigenes Geſetz geſtellt wird. 

Das begründet aber den Begriff eines Ausnahme⸗ 
geſetzes, wenn Staatsangehörige, welche ſich in denſel⸗ 
ben Verhältniſſen befinden, derſelben Vergehen 
wegen nicht nach denſelben geſetzlichen Normen 
gerichtet werden. Daß Staatsbeamte wegen Vergehen 
ganz anderer Art in ihrem Amte gleichfalls beſtraft wer⸗ 
den, ſchließt in dem vorliegenden Falle dieſen Begriff 
alſo nicht aus, wie die Motive des Bundesrathes in 
der naivſten Weiſe vorauszuſetzen ſcheinen. Darin liegt 
die Ungerechtigkeit dieſer Geſetzvorlage und darin liegen die 
offenbaren Fehlſchlüſſe in der Begründung derſelben. Es 
iſt deßhalb auch lediglich ein trügeriſcher Schein, wenn die 
Motive von „einer Lücke“ im Strafgeſetzbuche reden in dem 
Sinne, als ob die Geiſtlichen bisher eine privilegirte Aus⸗ 
nahmeſtellung gehabt hätten im Vergleich zu allen Andern, 
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welche „Vergehen im Amte“ ſich zu Schulden kommen laſ⸗ 
ſen. Die Wahrheit iſt vielmehr, daß ſie jetzt in eine 
exceptionelle odioſe Stellung verſetzt find. Der geiſtliche 
Stand allein wird im Deutſchen Reiche bezüglich des Ver⸗ 
gehens eines ſtaatsgefährlichen Mißbrauches des Amtes 
durch Angriffe auf Staatsgeſetze und Staatseinrichtungen 
nach beſonderen Geſetzen beurtheilt und beſtraft, während 
alle andere Staatsangehörige in ähnlichen weltlichen Stel⸗ 
lungen, Staatsdiener, Lehrer, Anwälte, Advocaten, Aerzte 
bezüglich deſſelben Vergehens nach den allgemeinen Straf⸗ 
geſetzen gerichtet werden. | 
Was dieſe Ausnahmeſtellung der Geiſtlichen aber be⸗ 
deuten will, ergeben die Schlußbemerkungen der Motive. 
Hier wird hervorgehoben, daß die allgemeinen Strafbe⸗ 
ſtimmungen in §. 130 und 131 hauptſächlich deßhalb ge⸗ 
gen Geiſtliche nicht genügen, weil ſie nur ſolche Handlungen 
für ſtrafbar erklären, bei welchen „eine böswillige Verbrei⸗ 
tung und Behauptung entſtellter oder fal ſcher Thatſachen“ 
vorliegt oder „der Zweck, Staatseinrichtungen verächtlich zu 
machen.“ Das genüge aber bei Geiſtlichen nicht, denn 
„jene Gefährdung der Achtung vor Staatseinrichtungen 
iſt ſehr wohl möglich ohne Erdichtung und Ent⸗ 
ſtellung von Thatſachen und ohne daßes darauf 
abgeſehen wäre, ſolche Einrichtungen verächtlich 
zu machen.“ Das iſt alſo die Lage, in der jetzt der ge⸗ 
ſammte geiſtliche Stand in Deutſchland ſich befindet. Je⸗ 
der andere Staatsangehörige in jedem Amte und in jeder 
Stellung kann bei einer ſtrafgerichtlichen Verfolgung über 
eine öffentliche Erörterung ſtaatlicher Einrichtungen den 
Einwand der Wahrheit derſelben erheben, oder den Nach⸗ 
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weis führen, daß er nicht die Abſicht hatte, dadurch Staats⸗ 
einrichtungen verächtlich zu machen. Nur der Geiſt⸗ 
liche allein kann ſich nicht mehr dadurch rechtfertigen, 
daß das, was er über Staatseinrichtungen geſagt hat, 
wahr iſt, und daß die Art, wie er es geſagt hat, jede 
böswillige Abſicht ausſchließt. So weit geht nach den 
Motiven die Tragweite dieſes Ausnahmegeſetzes. 


Was nun die Debatte ſelbſt betrifft, ſo müſſen wir 
zunächſt ihren allgemeinen Charakter hervorheben. 


— Bei jeder Geſetzvorlage iſt naturgemäß die erſte Frage, 
ob ein Bedürfniß zu derſelben vorliegt und ob dieſes Be⸗ 
dürfniß durch Thatſachen erwieſen werden kann. Bei dem 
vorliegenden Geſetze hätte alſo vor allem die Frage in 
der Debatte geprüft werden müſſen, ob die Kanzel 
durch Angriffe auf den Staat und die Staatseinrichtungen 
in Deutſchland in der That mißbraucht wird, ob dieſer 
Mißbrauch in namhaftem Umfange ſtattfindet, und insbe⸗ 
ſondere ob er nicht nur von Parteimännern behauptet wird, 
ſondern eine thatſächliche beweisbare Begründung hat. 
Dieſen thatſächlichen Nachweis hätte zunächſt die bayeriſche 
Regierung liefern müſſen. Aber ſelbſt wenn er von dieſer 
Seite erbracht wäre, ſo war das für den Reichstag noch 
kein hinreichender Grund, ein ſolches Geſetz gegen den ge⸗ 
ſammten geiſtlichen Stand anzunehmen. Er hätte dann 
billigerweiſe ſeine Unterſuchung auf die anderen Theile des 
Deutſchen Reiches ausdehnen müſſen. Einzelne Fälle in 
einzelnen Landestheilen, veranlaßt durch ganz beſondere 
vorübergehende Ereigniſſe, können doch nimmermehr hin⸗ 


reichenden Grund bieten, um einen ganzen Stand unter 
v. Ketteler, Reichstag. 8 
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ein Ausnahmeſtrafgeſetz zu ſtellen. Dieſe Hauptfrage ift 
nun bei der ganzen Discuſſion vollkommen außer Acht ge⸗ 
blieben. Das iſt das Merkwürdige und vollkommen Un⸗ 
begreifliche an derſelben. Wenn man in den ſtenographiſchen 
Berichten ſämmtliche Reden durchſucht, wird man höchſtens 
drei Fälle finden, in welchen der thatſächliche Nachweis 
eines Mißbrauchs der Kanzel im Sinne des Geſetzes 
verſucht worden iſt. Ich glaube zwar, daß auch dieſe 
Fälle nicht zutreffend ſind, um das Vergehen zu conſtati⸗ 
ren, welches dieſes Geſetz beſtrafen will, und daß deß⸗ 
halb dieſes Geſetz im Reichstage votirt worden iſt, ohne daß 
nur ein einziger Fall eines ſolchen Mißbrauches der Kanzel 
bewieſen wäre, welcher juriſtiſch unter dieſes Geſetz fallen 
würde. Wenn aber auch dieſe paar Fälle als ſolche Ver⸗ 
gehen gegen den Staat anzuſehen wären, was würden ſie 
beweiſen? Darf man denn die 40,000 katholiſchen Prieſter 
und die große Zahl anderer Geiſtlichen im deutſchen Vater⸗ 
land unter ein beſonderes Strafgeſetz ſtellen, weil drei 
Prieſter die Kanzel mißbraucht haben? Wohin würde man 
kommen, wenn dieſe Art der Geſetzgebung verallgemeinert 
würde! 

Außer dieſen wenigen Fällen iſt aber nichts That⸗ 
ſächliches vorgebracht worden, was mit dem Mißbrauch 
der Kanzel auch nur zuſammenhängt. Die Redner ergingen 
ſich in allgemeinen Declamationen und Redensarten über 
die gefährlichen Grundſätze der katholiſchen Kirche, über 
den jeſuitiſchen Geiſt des jetzigen Clerus, über die Ge⸗ 
fahren der neuen Concilsbeſchlüſſe ꝛc. ꝛc., welche höchſtens 
wenn ſie nicht auf lauter falſchen Vorausſetzungen beruht 
hätten, beweiſen würden, daß der Mißbrauch der Kanzel 
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möglich iſt, aber nicht daß Mißbrauch der Kanzel ſtatt⸗ 
findet. Daß natürlich bei dieſer Discuſſion eine kleine 
Zahl bayeriſcher Blätter wieder eine ſehr große Rolle ſpielte, 
verſteht ſich von ſelbſt. Das iſt bereits recipirt und üblich 
geworden. Man kann alles Beliebige, wenn es zum Nach⸗ 
theil der Katholiken gereicht, nach dieſer Methode ſchlagend 
und unwiderleglich mit allgemeiner Zuſtimmung beweiſen, 
wenn man einige Zeitungsausſchnitte, aus zwei oder drei 
bayeriſchen Blättern gut ausgewählt, zur Hand hat. Ins⸗ 
beſondere muß man ſolche auswählen, welche recht ſcharfe 
Ausdrücke über die Gewaltthätigkeit des Jahres 1866 ent⸗ 
halten. Sie genügen durchaus, um zu beweiſen, daß 
nicht nur alle Katholiken in Deutſchland vaterlandslos 
und Reichs⸗ und Preußenfeinde ſind, ſondern auch daß alle 
Geiſtlichen in Deutſchland die Kanzel mißbrauchen zum 
Umſturz der ſtaatlichen Verhältniſſe. Dieſer Gedankengang 
war eigentlich der nervus rerum in der Argumentation 
der Vertheidiger des Geſetzes. Er prägte ihr ihren Cha⸗ 
rakter auf. 

Wir wollen nun ihre Reden ſelbſt in's Auge faſ⸗ 
ſen, um die Richtigkeit des eben Geſagten nachzuweiſen. 
Dabei können aber nur die Reden der eigentlichen Pro⸗ 
tectoren des Geſetzes in Betracht kommen, nämlich des 
bayeriſchen Miniſters von Lutz und der drei bayeriſchen 
Abgeordneten, welche ihm zur Seite ſtanden. Außer ihnen 
haben noch einige proteſtantiſche Abgeordnete für das Ge⸗ 
ſetz geſprochen, welche jedoch mit einziger Ausnahme des 
Abgeordneten Dr. Gneiſt eine würdige Objectivität be⸗ 
wahrten. Es hatte faſt den Schein, als ob ſie nicht ſo ſehr 
aus Eifer für die Sache ſelbſt, als vielmehr aus einer ge⸗ 
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wiſſen freundlichen Rückſicht für ihre bayeriſchen Collegen 
das Wort ergriffen, um dieſe nicht ganz iſolirt zu laſſen. Von 
allen Katholiken des Reichstages ſprachen, wenn man von dem 
gleichfalls bayeriſchen Abgeordneten Herz abſieht, welcher 
einen eigenen Standpunkt einnahm und für das Geſetz 
deßhalb ſtimmte, weil er darin die Ankündigung eines 
„entſchiedenen Kampfes des Deutſchen Reiches gegen den Ul⸗ 
tramontanismus und Jeſuitismus“ und bei ſeiner eigen⸗ 
‚ thümlichen Ideenaſſociation einen entfernten Hoffnungsſtrahl 
für die obligatoriſche Civilehe erkannte, nur jene vier 
Bayern für das Geſetz. Ihre Reden haben, wie der Ab⸗ 
geordnete v. Mallinckrodt richtig hervorhob, einen 
eigenen Typus, und die drei Abgeordneten haben ſich, wie 
dasſelbe verehrte Mitglied bemerkte, ganz „in die An⸗ 
ſchauungen des Urhebers der Geſetzvorlage, des Herrn Mi⸗ 
niſters von Lutz, vertieft und damit identificirt.“ Dieſe 
Redner zeichneten ſich auch durch einen hohen Grad von 
Erregtheit und Leidenſchaftlichkeit aus, der ſofort heraus⸗ 
fühlen ließ, daß es ſich hier um die Vertheidigung einer 
Parteiſache handle. 

Wenden wir uns zuerſt den Reden des bayeriſchen 
Staatsminiſters von Lutz zu. 

Er leitete ſeine Rede bekanntlich mit der geiſtreichen 
Bemerkung ein, daß, wenn es im Nachbarhauſe brenne, 
die Weiterverbreitung des Brandes nicht ausgeſchloſſen ſei. 
Wenn daher die Gegner, gegen welche er kämpfe, erſt in 
Bayern den Sieg errungen haben würden, ſo würden ſie 
ſich mit ihrem Erfolge nicht begnügen; ſie würden ihre 
Expeditionen weiter führen, ihren Truppen andere Wege 
anweiſen. Dabei deutete er ſogar auf Elſaß und Lothringen 
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hin. Daraus folgerte er die Nothwendigkeit, daß das Reich 
Bayern zu Hilfe eilen müſſe. 

Hier wäre nun gewiß die erſte Frage geweſen, ob es 
denn in Bayern „brenne,“ und wer die Schuld an dieſem 
Brande trage. Bei dieſer Unterſuchung hätte ſich vielleicht 
ergeben, daß nicht die Geiſtlichen auf der Kanzel, ſondern 
ganz andere Herren die eigentlichen Brandſtifter ſind. In 
der ganzen Welt gibt es vielleicht kein loyaleres Volk als 
das bayeriſche; was muß da verbrochen worden ſein, daß 
es „brennt,“ daß ein bayeriſcher Miniſter nach Berlin reiſen 
muß, um Hilfe gegen den ausgebrochenen Brand zu re⸗ 
quiriren. Vielleicht hätte ihm bei dieſer Unterſuchung der 
im Conſtitutionalismus weiter fortgeſchrittene Reichskanzler 
Belehrung über die Nothwendigkeit einer Majorität in con⸗ 
ſtitutionellen Staaten und über die Folgen geben können, 
welche eintreten, wenn eine Regierung ſich im Intereſſe 
gewiſſer Parteidoctrinen an dem Geiſte eines Volkes ver⸗ 
ſündigt. Selbſt der Abgeordnete Völk hätte dem Miniſter 
werthvolle Aufſchlüſſe über die Anſtifter des Brandes in 
Bayern geben können, da er in ſeiner Rede das ſchätzbare 
Geſtändniß ablegte: „Die erſte Agitation gegen die bayeriſche 
Staatsregierung datire ſich her von der Agitation gegen 
das Schulgeſetz.“ Seine Bemerkung, daß das letztere „ſo 
beſcheiden“ geweſen und „ſo wenig Rechte des Staates in 
Anſpruch genommen“ habe, kann die Thatſache nicht durch 
Phraſen zudecken, daß in der Schulfrage die größten Kämpfe 
der Zeit liegen, und daß die „wenigen Rechte,“ welche der 
Staat in Anſpruch nimmt, darin beſtehen, daß er eben 
„alle“ Rechte über die Schule fordert. Solche offenbare 
Wahrheiten ſollten ſich ehrliche Gegner einfach eingeſtehen 
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und nicht die Tragweite der größten Prinzipienkämpfe durch 
Redensarten zu verhüllen ſuchen. Wenn daher die Schul⸗ 
frage in Bayern eine große Aufregung hervorgerufen hat, 
ſo ſind die Brandſtifter nicht jene, welche ſich gegen die 
Experimente des modernen Liberalismus wehren, ſondern 
es ſind jene, welche mit der Schulfrage den ganzen Einfluß 
der Kirche auf die Erziehung der Jugend im vollſten Wi⸗ 
derſpruch mit der Geſchtchte und dem beſtehenden Rechte 
in Frage ſtellen. Wie kann man es bei dieſer offenen 
Sachlage wagen, die Kanzel für dieſe Brandſtiftung ver⸗ 
antwortlich zu machen. | 

Prüfen wir nun den Inhalt der Rede ſelbſt, welche 
Miniſter von Lutz am 23. November zur Einführung des 
Strafgeſetzentwurfes gehalten hat, insbeſondere ſeine Be⸗ 
weiſe für denſelben. Die einzige Frage iſt hier: Hat 
Herr v. Lutz bewieſen, was er beweiſen mußte, daß 
nämlich die Kanzel in Bayern mißbraucht worden iſt durch 
Beſprechung der Angelegenheiten des Staates in einer 
den öffentlichen Frieden gefährdenden Weiſe? Wie hat 
nun Herr v. Lutz dieſelbe gelöſt? 

Der „Kern der Sache,“ hob der Herr Miniſter an, ſei: 
„Wer Herr im Staate ſein ſoll, die Regierung oder die 
römiſche Kirche.“ Kein Staatsweſen habe Beſtand, „in 
welchem zwei Regierungen neben einander beſtehen, noch 
viel weniger dann, wenn die beiden Regierungen ſich unter 
einander bekriegen.“ Ein ſolcher Zuſtand trete aber „ſehr 
leicht“ ein in Staaten, „welche den Einflüſſen der römi⸗ 
ſchen Kirche preisgegeben“ ſeien. In ſolchen Staaten be⸗ 
ſtünden „in Wahrheit zwei Regierungen neben einander, 
und wenn die weltliche Regierung ſich nicht einfach der 
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Kirche unterwirft, ſtehen ſie einfach gegen einander.“ Der 
Nachweis dieſer Behauptungen ſei leicht. Die Kirche vin⸗ 
dicire ſich das Gebiet des Glaubens wie der Sitte. Zu 
dem Gebiete der Sitten rechne aber die Kirche direct oder 
indirect „alle Beziehungen der Menſchen zu einander.“ 
Der Herr Miniſter ſuchte den Nachweis ſogar an den Fi⸗ 
nanzgeſetzen zu führen, über die eventuell ſich die Autorität 
der Kirche erſtrecken könne. Später kam ihm der Abgeord⸗ 
nete Dr. von Schauß zu Hilfe und las aus einem 
Compendium der Moraltheologie das Inhaltsverzeichniß 
vor, worauf ihm der Abgeordnete von Mallinckrodt 
die treffende Antwort gab, daß dieſer Nachweis viel leich⸗ 
ter und viel kürzer aus den Zehn Geboten, insbeſondere 
auch aus dem Gebote: „Du ſollſt nicht begehren des Näch⸗ 
ſten Haus, Knecht, Magd, Ochs, Eſel und Alles, was ſein 
iſt,“ geführt werden könnte. Solche Gebote müſſen Herrn 
von Lutz mit Schrecken erfüllen. Daraus aber folge, fuhr 
von Lutz fort, daß Einheit im Staate nach dieſer Auf⸗ 
faſſung nur möglich ſei durch einfache Unterwerfung der 
weltlichen Regierung unter die kirchliche. 

Der Staat könne ſich dieſen Schlußfolgerungen nicht 
unterwerfen. Er müſſe ſich dagegen ſchützen. Was er hier 
von den Abſichten und Anſchauungen der Kirche ſage, ſei 
auch nichts Neues; „alte Theorien ſind es, von denen ich 
hier ſpreche.“ N 

Der Staat ſchütze mit ſeiner Gewalt die Autorität der 
Kirche. Dem gegenüber vindicire ſich „die Kirche das Gebiet 
des Staates und ganz offen die Oberhoheit über den Staat.“ 

Wie ſei da zu helfen? Etwa durch Pflege und Ausbil⸗ 
dung des placetum regium, des recursus ab abusu? Er 
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glaube nicht. Der moderne Staat müſſe volle Gewiſſens⸗ 
freiheit gewähren; daraus folge, daß kein „Cultusminiſter be⸗ 
ſtimmen kann, wer als Mitglied einer Kirchengemeinde an⸗ 
zuerkennen iſt und wer nicht.“ Daraus folge, „daß kein Cul⸗ 
tusntinifter beſtimmen kann, wer geiſtliche Functionen vor⸗ 
nehmen darf und wer nicht. Das gebe ich Alles zu.“ Dieſe 
Worte des Herrn von Lutz haben uns überraſcht; 
wir begreifen nur nicht, wie er damit ſein Verfahren in 
Bayern in Einklang bringen kann, wo er das abſolute Ge⸗ 
gentheil thut und die Pfarrer, welche von ihren Biſchöfen 
excommunicirt find, dennoch als rechtmäßige Mitglieder der 
Kirche in Ausübung ihrer geiſtlichen Funktionen gegen den 
Bischof schützt ae 

Der Staat müſſe vielmehr aus dieſen Gründen ſelbſt 
„ſein Gebiet abgrenzen“ und es ſchützen. Dieß könne ge⸗ 
ſchehen „durch Aufrichtung eines Syſtemes von Bollwerken 
gegen jeden feindlichen Angriff.“ Ein ſolches Bollwerk ſei 
nun das vorgeſchlagene Geſetz. 

Man könne dagegen etwa den Einwand erheben, da es 
ſich hier um „alte Theorien“ handle, ſo liege kein Grund 
vor, „jetzt in der Geſetzgebung Neuerungen zu machen.“ 

Zwei Gründe hätten aber die Sachlage weſentlich ver⸗ 
ändert, erſtens daß man in neuerer Zeit neuen Anlauf nehme, 
um jene „alten Theorien“ wieder in's Leben einzuführen. 
Der Clerus habe ſich ſeit mehreren Decennien förmlich um⸗ 
geſtaltet; es ſei nicht mehr der Clerus, den er in ſeiner Ju⸗ 
gend gekannt habe. An deſſen Stelle ſei ein Clerus getreten, 
„der im Weſentlichen das Ebenbild des Jeſuitismus“ ſei. In 
unzähligen Reden erfolgten Angriffe auf die weltliche Regier⸗ 
ung. Auf die Fragen: wann? wo? wie? gab natürlich der 


— 221 — 


Minifter keine Antwort. Ohne Zweifel rechnet Herr von 
Lutz zu dieſen Reden jede Predigt, in welcher ein eifriger 
Prieſter für die chriſtliche Schule eintritt. Dabei erfolgten 
dieſe Angriffe, „als wenn die Verbindung der Kirche mit den 
Maſſen wirklich beſtände,“ und „mit einer unleugbaren Schmei⸗ 
chelei gegen die Maſſen und gegen die Empfindungen der 
Maſſen.“ 

Der zweite Grund für dieſes Bollwerk „ſei das Dogma 
von der Infallibilität des Papſtes.“ Jene alten Theorien 
ſeien früher nur Lehrmeinungen geweſen; jetzt ſei es anders, 
„jetzt kann man eine ſolche Lehrmeinung nach Bedarf als 
Dogma erklären und den betreffenden Katholiken bleibt nichts 
anders übrig, als die Wahl zwiſchen ſeinem Glauben oder 
dem Gehorſam gegenüber der Regierung.“ Dann wagte Herr 
von Lutz, im Anſchluß an dieſen Gedanken über den „Bedarf“ 
der Dogmen, die katholiſche Kirche vor dem Reichstage mit 
folgenden Worten zu beſchimpfen: „Es iſt die einfachſte Sache 
von der Welt — ein Kind kann ſie begreifen; man erklärt 
alle Angelegenheiten, auch die Staatsangelegenheiten vom 
reinften Waſſer für Dinge, die dem Gebiete der Sitten an⸗ 
heimfallen und daher dem Kirchenregimente unterſtellt ſind; 
man ſagt, daß man das Recht habe, alle dieſe Sachen nach 
Bedarf als Glaubensſätze feſtzuſtellen; thut dieß nach Bedarf, 
verlangt dann von der Regierung, daß ſie einfach den Stand⸗ 
punkt der Unterordnung unter die Geſetze der Religion ein⸗ 
nehme“ ꝛc. 

So und unter ſolchen Umſtänden iſt doch die Lehre der 
katholiſchen Kirche von einem Manne, der noch den Schein 
an ſich trägt, ein Sohn der Kirche zu ſein, noch niemals 
entſtellt worden, wie von dieſem bayerifchen Cultusminiſter 
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vor dem deutſchen Reichstage und vor dem proteſtanti⸗ 
ſchen Norden. Jedes Wort iſt hier Unwahrheit. Wer 
ſagt denn, daß alle Angelegenheiten, „auch die Staats⸗ 
angelegenheiten vom reinſten Waſſer,“ weil ſie mit den Sitten 
zuſammenhängen, nach Bedarf als Glaubensſätze erklärt wer⸗ 
den dürfen und daß dies wirklich geſchehe? Wie kann man 
ſchmählicher die Lehre der Kirche entſtellen! Hat denn nicht 
die Kirche zuletzt noch auf dem Concil feierlich erklärt, daß 
ſie nur jene geoffenbarten Wahrheiten als Glaubensſätze ver⸗ 
künden darf, welche von den Apoſteln herſtammen und von 
dem Worte Gottes und der Erblehre als ſolche bezeugt ſind. 
Nichtkatholiken werden annehmen, daf die Kirche ſich bei der 
Unterſuchung, ob eine Lehre von den Apoſteln ſtammt und 
von der heiligen Schrift und der Tradition bezeugt wird, 
irren kann, aber auch ſie können, wenn ſie wahr ſein wollen, 
nicht die Läſterung ausſprechen, daß die Kirche „nach Bedarf“ 
Glaubensſätze macht. Was der bayeriſche Cultusminiſter vor 
dem proteſtantiſchen Norden von unſerer heiligen katholiſchen 
Kirche ausſagt, iſt nicht ihre Lehre, ſondern ein Zerrbild, wie 
es ihre erbitterten und leidenſchaftlichen Feinde ausmalen. Das 
hat vor einigen Jahren Ronge und ſein Anhang geſagt; das 
wiederholt jetzt Herr von Lutz und die abgefallenen Prieſter 
in Bayern. Jeder andere Vorwurf gegen die Kirche läßt ſich 
an Schwere gar nicht mit dem vergleichen, den hier Herr 
von Lutz erhebt, daß nämlich in der Kirche Dogmen „nach 
Bedarf“ gemacht werden. Mit welcher Stirne kann ein ſol⸗ 
cher Mann ſich noch einen Katholiken nennen. 

Zum Schluſſe machte Herr von Lutz noch das gleich⸗ 
falls werthvolle Eingeſtändniß: „Meine Herren, ich geſtehe 
offen, ich lege den größten Werth, was den Geſetzentwurf 
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betrifft, darauf, daß er demjenigen Theile der Geiſtlichkeit, 
welchem das von mir geſchilderte Getriebe bis in's Herz 
hinein zuwider iſt, einen Schutz gewährt.“ Herr von Lutz 
legt alſo nicht, wie er vorher geſagt, das größte Gewicht 
bezüglich des Geſetzes darauf, daß es ein Bollwerk für den 
Staat zur Abwehr der Angriffe der Kirche iſt, ſondern viel⸗ 
mehr darauf, daß es ein Bollwerk für rebelliſche Prieſter iſt, 
um ſich gegen ihre rechtmäßige geiſtliche Autorität decken zu 
können. Hier hat Herr von Lutz offenbar einen Herzens⸗ 
gedanken enthüllt, da auch die übrigen bayeriſchen Abge⸗ 
ordneten, welche ihm ſecundirten, dieſen Gedanken wieder⸗ 
holt ausgeſprochen haben. Man will die Einheit der Kirche 
zerreißen und nach dem alten Grundſatze: Divide et impera! 
Prieſter von Prieſter ſcheiden. Man wird bei dieſem Be⸗ 
ſtreben an dem Geiſte des bayeriſchen Clerus zu Schanden 
werden. 

Außer dieſer Rede hat Herr von Lutz vor der Ab⸗ 
ſtimmung bei der zweiten Berathung des Strafgeſetzes eine 
weitere gehalten. Da ſich in derſelben die gleichen Ge⸗ 
danken wiederholten, ſo kann ich mich darauf beſchränken, 
nur hervorzuheben, daß er erſtens Bellarmin citirte, ohne 
auch nur anzudeuten, daß dieß ein Schriftſteller iſt, der 
bereits vor 300 Jahren gelebt hat, und zwar mit Weg⸗ 
laſſung eines Satzes, welchen der Abgeordnete Mou⸗ 
fang ſpäter anführte und wodurch die Aeußerung Bell ar⸗ 
min's, worauf von Lutz ſich berief, einen ganz an⸗ 
deren Sinn erhält. Zweitens iſt von dieſer Rede zu be⸗ 
merken, daß von Lutz in ebenſo unverantworlicher Weiſe 
das Schema de Ecclesia, welches beim Concil vorgelegen 
hatte und ſchon an ſich als vorläufiger Entwurf für die 
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Berathungen des Concils gar keine Autorität hat, gänzlich 
falſch citirt hat. Er hatte dieſes Citat, wie er, gedrängt 
von dem Abgeordneten von Mallinkrodt, eingeſtehen 
mußte, den berüchtigten Römiſchen Briefen der „Allg. Zei⸗ 
tung“ entnommen. Er hatte es früher ſchon in der bayeri⸗ 
ſchen Kammer ausgebeutet bei der Antwort auf die Inter⸗ 
pellation des Abgeordneten Herz und als er es jetzt 
wiederum zum Beweiſe ſeiner „alten Theorien“ in dem 
Reichstage verwerthen wollte, mußte er ſich von zwei Abge⸗ 
ordneten, von Mallinkrodt und dem Abgeordneten 
Moufang, öffentlich den Vorwurf machen laſſen, daß ſein 
Citat, ſo wie er es gebracht hatte, gar nicht in dem Schema 
vorkomme, daß es eine ganz willkürliche Compoſition von 
Bruchſtücken ſei, welche im Znſammenhange einen ganz 
anderen Sinn haben. 

Wenn wir uns jetzt fragen, was denn alle dieſe Ex⸗ 
pektorationen des Miniſters von Lutz für den Beweis, 
daß die Kanzel in Bayern mißbraucht worden iſt durch 
Beſprechungen „der Angelegenheiten des Staates in einer 
den öffentlichen Frieden gefährdenden Weiſe,“ an That⸗ 
ſachen erbracht haben, ſo findet ſich auch nicht der 
Schatten eines thatſächlichen Nachweiſes. Die ganze 
Rede beſteht aus Anſchuldigungen und Anklagen gegen 
die katholiſche Kirche, aus ununterbrochenen Mißdeu⸗ 
tungen ihrer Lehren und ihrer Beſtrebungen, ganz im 
Sinne der Rongeaner, des Proteſtantenvereins und 
ihrer Geſinnungsgenoſſen in der Preſſe. Die ein⸗ 
fache logiſche Folgerung der Ausführungen des Herrn 
von Lutz führt daher nicht zu einem Strafgeſetze gegen 
Geiſtliche, ſondern zu einem Geſetze auf Unterdrückung 
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der katholiſchen Kirche im Deutſchen Reiche. Wenn darauf 
ſeine Geſetzvorlage gerichtet geweſen wäre, dann hätte ſeine 
Rede Sinn und Verſtand gehabt. Daß es in einem Lande 
„brennt,“ wo ein ſolcher Gegner der katholiſchen Kirche 
das Cultusminiſterium führt, iſt wahrlich nicht zu wundern. 
Da muß es freilich ſo lange brennen, bis der letzte Katholik 
in Bayern ſeinem katholiſchen Glauben entſagt und Geſin⸗ 
nungsgenoſſe des Herrn von Lutz und ſeiner drei Mit⸗ 
redner geworden iſt. 

Gehen wir nun zu den anderen Rednern über, welche 
Herrn von Lutz zur Seite ſtanden. Wir können mit ihnen 
ſchneller fertig werden, da ſie ſich ſo tief in die Denkweiſe 
ihres Miniſters verſenkt haben, daß ſie kaum einen neuen 
Gedanken vorbrachten und nur die minifterielle Rede bie 
und da amplificirten. 

Der nächſte war der Abgeordnete Fiſcher (Augsburg). 
Halten wir wieder die Frage im Auge, ob er über den 
Mißbrauch der Kanzel im Sinne des . irgend 

Thatſächliches vorgebracht hat. 

Sein Hauptgedanke war, daß „die juriſtiſche Recht⸗ 
fertigung“ der Geſetzvorlage für ihn im §. 167 des 
Strafgeſetzbuches liege. Derſelbe heißt: „Wer durch eine 
Thätlichkeit oder Drohung Jemand hindert, den Gottes⸗ 
dienſt einer im Staate beſtehenden Religionsgeſellſchaft aus⸗ 
zuüben, ingleichen wer in einer Kirche oder in einem an⸗ 
deren zu religiöſen Verſammlungen beſtimmten Orte durch 
Erregung von Lärm oder Unordnung den Gottesdienſt oder 
einzelne gottes dienſtliche Verrichtungen einer im Staate be⸗ 
beſtehenden Religionsgeſellſchaft vorſätzlich verhindert oder 
ſtört, wird mit Gefängniß bis zu drei Jahren beſtraft.“ Der 
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hier gewährte Schutz des Gottesdienſtes ſei ein vom Staate 
bewilligtes Privileg und gebe ihm das Recht, den Miß⸗ 
brauch deſſelben durch Strafgeſetze zu verhindern. Zwar 
könne man nicht ſagen, daß ſchon deßhalb der Erlaß eines 
ſolchen Strafgeſetzes nöthig ſei, weil dieſes Privileg miß⸗ 
braucht werden könne. Dagegen ſei es jetzt eine „offen⸗ 
kundige Thatſache,“ daß dieſer Mißbrauch „täglich“ getrie⸗ 
ben werde und dieſe offenkundige Thatſache gebe nicht nur 
die Berechtigung, ſondern die dringende Veranlaſſung, die 
Lücke in der Strafgeſetzgebung auszufüllen. 

Was iſt nun von dieſer „juriſtiſchen Rechtfertigung“ des 
Abgeordneten Fiſcher zu halten. Was die „offenkundige That⸗ 
ſache“ des Mißbrauchs der Kanzel im Sinne des Geſetzes 
(und nur von dieſem Mißbrauch kann hier die Rede ſein) be⸗ 
trifft, ſo muß man ſich durch ähnliche Aeußerungen dieſer Partei 
der Abgeordneten aus Bayern nicht zu ſehr erſchrecken laſſen. 
Wir werden gleich ſehen, welche Beweiſe er für dieſe „offen⸗ 
kundige Thatſache“ bringt. Was dagegen die „ juriſtiſche 
Rechtfertigung“ angeht, jo würde ſie⸗ gewiß, wenn ein Mit⸗ 
glied des Centrums ſich ihrer bedient hätte, die allgemeinſte 
Heiterkeit veranlaßt haben. Der Abgeordnete Fiſcher über⸗ 
ſieht erſtens, daß es ſich hier zunächſt gar nicht um einen 
Schutz für den Geiſtlichen handelt, ſondern für den Gottes⸗ 
dienſt ſelbſt, d. h. für das zum Gottesdienſt verſammelte Volk. 
Er überſieht zweitens, daß dieſer Schutz ſich unmittelbar gar 
nicht auf das bezieht, was der Geiſtliche auf der Kanzel ſpricht, 
indem er für jedes Wort den allgemeinen Geſetzen unter⸗ 
worfen iſt und nach ihnen beſtraft wird, wenn er ſie verletzt. 
Er überſieht drittens, daß überhaupt Rechtsſchutz kein Privileg 
iſt, ſondern das Weſen und die Pflicht des Staates. Der 
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Staat ſchützt das Leben, die Geſundheit, die Ehre, das Eigen- 
thum feiner Angehörigen, ohne daß je dieſer Schutz als Pri⸗ 
vileg angeſehen worden iſt. Wie ſollte es da ein Privileg 
fein, wenn er auch die Religion und den Gottesd ienſt des Vol⸗ 
kes ſchützt? Das iſt die „juriſtiſche Rechtfertigung“ des Herrn 
Fiſcher. 

An dieſe Deduction ſchloß derſelbe Herr in ſeiner Rede 
eine zweite, welche nicht weniger intereſſant iſt. Er verſuchte 
nämlich nachzuweiſen, daß dieſer Mißbrauch der Kanzel auch 
deßhalb unter ein ergänzendes Strafgeſetz geſtellt werden müſſe, 
weil er äußerſt gefährlich ſei. „Ein großer Theil des katho⸗ 
liſchen Clerus“ habe ſich nämlich „in die Dienſte einer ſolchen 
Partei begeben, die nicht mehr auf dem Boden des Staa⸗ 
tes ſteht.“ Dieſe wichtige Entdeckung, die gewiß einem 
Polizeimanne des alten Polizeiſtaates zur Ehre gereichen 
würde, wurde nun des Weiteren breit getreten. Er reſumirte 
dann noch einmal dieſen Gedanken gegen den Schluß in dem 
Satze: „Gegenwärtig, meine Herren, iſt die Kirche — ich 
ſpreche da von den Gliedern der katholiſchen Hierarchie — ſchon 
herabgeſunken auf den Standpunkt einer politiſch⸗agitatoriſchen 
Partei, und inſoweit das noch nicht geſchehen iſt, beſteht die 
große Gefahr, daß der Reſt ſehr bald dahin folge.“ Dieſe 
Partei aber ſei die „ultramontane Partei,“ ſie ſtehe nicht 
mehr „auf dem Boden des Reiches,“ ja ſie ſei „eine cosmo⸗ 
politiſch⸗ revolutionäre Partei.“ Was mußten doch wohl die Abge⸗ 
ordneten aus dem Norden Deutſchlands bei ſolchen Mittheilungen 
des Herrn Abgeordneten aus Augsburg über die katholiſche Kirche 
und über die Zuſtände in Bayern denken! Ich glaube aber 
kaum, daß ſie durch dieſe Gefahren ſehr erſchreckt worden ſind 
und daß ſie ihre katholiſchen Mitbürger in Norddeutſchland 
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ſchon lange genug kennen gelernt haben, um die Ueber⸗ 
treibungen der Gehilfen des Cultusminiſters von Lutz heraus⸗ 
zufühlen. 

Und welche Beweiſe hat nun der Abgeordnete F iſcher 
für dieſe exorbitanten Behauptungen und für die „offenkun⸗ 
digen Thatſachen“ über den Mißbrauch der Kanzel, der täg⸗ 
lich getrieben werde, erbracht 7. Erſtens citirt er eine Stelle 
aus dem Münchener „Volksboten“ gegen die Politik Preußens 
im Jahre 1866; dann zweitens eine Stelle aus derſelben 
Nummer deſſelben Blattes; drittens wieder einen Artikel 
dieſes Blattes aus demſelben Monate und endlich einen vierten 
Artikel aus dem Jahre 1870. Alle dieſe Stellen waren mit 
großer Klugheit ausgewählt. Es waren, mit Ausnahme der 
letzten, lauter Kaftſtellen gegen die Ungerechtigkeit der preu⸗ 
ßiſchen Politik im Jahre 1866 — alſo ganz geeignet, um das 
preußiſche patriotiſche Gefühl in der Debatte für ſich zu ge⸗ 
winnen. Zwiſchendurch rief er dann mit Pathos: „Alſo Ver⸗ 
nichtung Preußens!“ Das find alle Beweiſe, die Herr Fiſ cher 
für ſeine ſchweren Anklagen gegen die Geiſtlichen ſeiner Heimath 
vorgebracht hat, und ſo hat er ſich ganz würdig bezüglich des 
Beweisverfahrens ſeinem Cultusminiſter angeſchloſſen. Statt 
Mißbrauch der Kanzel zu beweiſen, redet er von Mißbrauch 
der Preſſe und ſtatt ein Strafgeſetz gegen die Preſſe zu be⸗ 
antragen, beantragt er ein Strafgeſetz gegen die Kanzel. Dabei 
mochte er wohl fühlen, daß er eigentlich ganz in die Nolle 
eines Denuncianten der Preßfreiheit fiel und daher kamen die 
Bemühungen, zwiſchendurch ſeine freiheitliche Geſinnung an⸗ 
zupreiſen: „Ich bin ein Anhänger der unbedingteſten Freiheit 
der Bewegung.“ Ein ſonderbarer Widerſpruch in dem Munde 
eines Mannes, welcher in demſelben Augenblick, wo er fie 
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ausſprach, bemüht war, ſeinen Gegnern, nämlich den Geiſt⸗ 
lichen der katholiſchen Kirche, die „Freiheit der Bewegung“ 
durch ein Ausnahmeſtrafgeſetz zu entziehen. 

Zwei andere miniſterielle Gedanken durften aber in dieſer 
Rede nicht fehlen. Auch er ſprach von der verſuchten „Auf⸗ 
reizung der Maſſen“ und wagte dabei eine Stelle aus meinen 
Schriften zu citiren, die nur beweiſt, wie weit dieſe Par⸗ 
tei in der Entſtellung des natürlichen Wortſinnes geht, 
um ihre Zwecke zu erreichen 1). Dieſe angeblichen Freunde 


1) Der Abgeordnete Fiſcher hat hier mit meiner Schrift: „Die 
Arbeiterfrage und das Chriſtenthum“ ganz ähnlich gehandelt, wie ſein 
Miniſter mit dem Concilsſchema über die Kirche, indem er erſtens 
durch Auslaſſung eines ganz weſentlichen Satztheiles meine Worte 
verſtümmelt, indem er zweitens dem Citate ſelbſt eine willkürliche 
Deutung gibt, welche der Zuſammenhang ganz ausſchließt. Er eitirt 
nämlich aus jener Schrift folgende Stelle: „Warum ſoll denn um 
des Himmels willen dieſe Majeſtät des Volkswillens auf einmal vor 
dem Geldbeutel der reichen Liberalen ſtehen bleiben? Daß auf einmal 
vor dem Geldbeutel dieſer Millionäre die neue Weltordnung wie ver⸗ 
zaubert ſtehen bleiben müßte! — Nein, nein, dafür wird Gott ſorgen, 
daß es nimmer geſchehe;“ und macht dazu folgende Bemerkung: 
„Meine Herrn, Sie haben heute auch ſchon gehört, daß von den Lei⸗ 
tern jener gekennzeichneten klerikalen Bewegung ſogar ſpeculirt werde 
auf eine Aufreizung der Maſſen, um unter Umſtänden noch in anderer 
Weiſe als durch die Agitation in der Kirche und in den Gemüthern 
thätig zu werden. Es iſt das durch Zurufe aus Ihrer (zum Centrum) 
Mitte ſehr lebhaft beſtritten worden. Nun erlauben Sie mir doch, daß 
ich Ihnen nur einen ganz kurzen Satz mittheile, den ein volkswirth⸗ 
ſchaftlicher Schriftſteller einmal geſchrieben hat, der in gewiſſen Fa⸗ 
milienbeziehungen zu dem geehrten Mitgliede für Tauberbiſchofsheim 
ſteht, und Sie werden mir dann zugeben, daß denn doch in dem Aus⸗ 
ſprechen ſolcher Sätze aus ſolchem Munde eine gewiſſe Beziehung zwi⸗ 
ſchen der klerikalen Bewegung und der Speculation auf die Aufreizung 
der Maſſen zu erblicken iſt. Es exiſtirt ein volkswirthſchaftliches 
Schriftchen, das „über die Arbeiterfrage und das Chriſtenthum,“ über 
das Laſſalle'ſche Problem ſich verbreitet. Es kommt hierin unter An⸗ 
derm ein nicht unintereſſanter Satz vor, der an eine beſtimmte Adreſſe 
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der Freiheit kommen noch dahin, daß man nicht mehr vom 
Volke reden, daß man nicht mehr die Intereſſen des Arbeiter⸗ 


gerichtet, ja immerhin unter gegebenen Verhältniſſen ſeine Wirkung thun 
mag.“ Nachdem er dann die obige Stelle eitirt hat, ſchließt er: „Der 
volkswirthſchaftliche Schriftſteller iſt gegenwärtig Biſchof von Mainz.“ 

Um nun die Verſtümmelung des Citates ſelbſt und die Sinnent⸗ 
ſtellung deſſelben nachzuweiſen, will ich den Abſchnitt, in dem der ci⸗ 
tirte Satz S. 74 vorkömmt, mittheilen, die citirten Worte ſelbſt aber 
mit geſperrter Schrift hervorheben. Er kömmt vor in einer Unter⸗ 
ſuchung über die Rechtmäßigkeit des von Laſſalle geforderten 
Staatszuſchuſſes für die Arbeiter und lautet: „Wenn es nämlich 
keinen perſönlichen Gott gibt, oder wenn es wahr iſt, daß die 
Frage über die Exiſtenz Gottes noch ein wiſſenſchaftliches Pro⸗ 
blem iſt; wenn alſo der Standpunkt ſämmtlicher europäiſchen Re⸗ 
gierungen, die auf allen Lehrkanzeln der Hochſchulen unſerer ge⸗ 
ſammten deutſchen Jugend dieſe Frage als Poſtulat der Wiſſen⸗ 
ſchaft in Zweifel ziehen laſſen, wenn der Materialismus und der 
Pantheismus berechtigt ſind; wenn alle Jene, die da dem Frei⸗ 
gemeindlerweſen huldigen, wenn die große liberale Partei Recht hat, 
ſo iſt das ganze Privateigenthumsrecht mit allen Geſetzen, die daſſelbe 
reguliren, lediglich und ausſchließlich ganz und gar Menſchenwille und 
nichts als Menſchenwille, und ich ſehe nicht ein, welches gegründete 
Bedenken man dann erheben will, wenn die Maſſe der Menſchen, die 
kein Eigenthum beſitzen, einmal durch Majorität den Beſchluß faßt, 
daß die Beſitzenden ihnen einen Theil als Anleihe überlaſſen ſollen. 
In dieſem Falle kann es nicht ausbleiben, daß ſie ſpäter noch weiter 
gehen, und ſtatt der Anleihe einen Theil als Eigenthum fordern. Das 
kann ſogar geſchehen, ohne deßhalb das Naturgeſetz des Eigenthums⸗ 
rechtes zu beſtreiten, und in Folge einer ſo beliebten Deutung deſſel⸗ 
ben. Es hängt dann Alles von der Majorität ab und ſie hat na⸗ 
mentlich auch über die Frage der Erbfolge des Eigenthums, das heißt 
darüber zu entſcheiden, ob und inwiefern das Naturgeſetz die Aner⸗ 
kennung des Erbrechtes des Eigenthums mit ſich bringt. Der ſoge⸗ 
nannte moderne Staat ſteht grundſätzlich ganz und gar auf dieſem 
Standpunkt. Wie kann man glauben, daß man die Conſequenzen 
deſſelben bezüglich einer Umgeſtaltung des Eigenthumsrechtes aufhal⸗ 
ten kann? Die ganze Partei, die jetzt die Preſſe und alle Stände⸗ 
verſammlungen beherrſcht, verkündigt uns ja ohne Unterlaß dieſes 
heilbringende Grundgeſetz des neuen Staates, daß ohne Rückſicht auf 
die Vergangenheit, ohne Rückſicht auf frühere Verträge, insbeſondere 
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ſtandes gegenüber den Kapitalbeſitzern beſprechen darf, ohne 
wegen Verbindung mit den Maſſen, wegen revolutionärer 


und vor Allem ohne Rückſicht auf das, was der chriſtlichen Kirche ge⸗ 
bührt, nur mehr Recht iſt, was die Ständeverſammlung per majora 
entſcheidet. Selbſt die Mitwirkung einer königlichen Gewalt und einer 
Erſten Kammer betrachtet fie als eine antiquirte Abnormität, die der 
Fortſchritt baldmöglichſt über den Haufen werfen muß, und ſie hat 
auch darin vollkommen Recht, wenn jene Profeſſoren Recht haben, die 
Fürſten und Könige dem deutſchen Volke zu Lehrern gegeben haben. 
Die abſolut nothwendige Conſequenz dieſes ganzen Syſtems iſt: 
eine Kammer — und was dieſe eine Kammer beſtimmt, iſt Geſetz, und 
wer ſich dagegen auf ſein Gewiſſen, auf ſeinen Glauben, auf herge⸗ 
brachtes Recht, auf Chriſtus und Gott beruft, iſt Hochverräther, er 
fündigt gegen die Majeſtät des Volkswillens. Warum ſoll denn 
aber ums Himmels willen dieſe Majeſtät auf einmal 
vor dem Geldbeutel der reichen Liberalen ſtehen blei⸗ 
ben? Wenn ſie das Recht hat, unſer Gewiſſen mit Füßen zu treten, 
unſeren Glauben zu verhöhnen, Gott und Chriſtus zu läugnen, ſo 
wäre es doch unausſprechlich lächerlich, behaupten zu wollen, daß 
auf einmal vor dem Geldbeutel der Millionäre dieſe 
neue Weltordnung wie verzaubert feſtſtehen bleiben 
müßte. Nein, nein! davor wird Gott ſorgen. Das wird 
nimmer geſchehen. Wir müſſen die Conſequenzen unſerer Prinzipien 
bis zum letzten Tropfen austrinken, mögen die Tropfen noch ſo bit⸗ 
ter ſein. Wenn dieſe liberalen Majoritäten mit der Souverainetät 
ihres Willens die tauſendjährige Stellung der Kirche mit Hohn weg⸗ 
decretiren und unſer chriſtliches Gewiſſen in allen ſeinen Faſern krän⸗ 
ken dürfen, dann werden bald andere Majoritäten nachkommen, die 
ganz und gar auf demſelben Boden und mit derſelben Majorität, nicht 
nur Millionen als Subſidien für die Arbeiter vereine, ſondern noch 
ganz andere Dinge fordern werden. Vom Standpunkt der liberalen 
Partei und jener Wiſſenſchaft, die im Namen der Regierung von ſo 
vielen Lehrkanzeln gelehrt wird, iſt daher, was die Gerechtigkeit der 
von Laſſalle vorgeſchlagenen Maßregeln angeht, wohl ſicherlich gar 
kein Bedenken zu erheben. Es iſt vielmehr nur ein unendlich beſchei⸗ 
dener Anfang ganz anderer Dinge, die da kommen müſſen.“ 

Der Grundgedanke dieſer Stelle iſt alſo: der Liberalismus, wel⸗ 
cher von jeder Religion bei der bürgerlichen Ordnung abſieht, führt 
zu dem Socialismus und Communismus und hat in ſich keine hin⸗ 
reichenden Gründe, um den Forderungen der letzteren Theorien auf 
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Auftwiegelung denuncirt zu werden. Die Polizei des Libe⸗ 
ralismus geht ſchon jetzt über die des Abſolutismus weit 
hinaus. Der bayeriſche Cultusminiſter und ſeine Ge⸗ 
noſſen geben dazu in ihren Reden recht treffende Belege. 
Außerdem legte Herr Fiſcher in Anſchluß an den Herrn 
Miniſter das Geſtändniß ab, daß die Geſetzvorlage dazu 
dienen ſolle, den Clerus zum Ungehorſam gegen ſeine Ober⸗ 
hirten zu verleiten. Es gäbe noch eine große Anzahl von 
Clerikern, welche mit Widerwillen und Seufzen das Joch er⸗ 
tragen, das ihnen die Agenten des römiſchen Jeſuitismus auf⸗ 
erlegten. Ein lebhaftes Bravo belohnte ihn natürlich für 
dieſen Ausfall gegen die Kirche. Es war immer ein Schmei⸗ 
cheln in dieſen Reden, theils für die patriotiſchen preußi⸗ 
ſchen Empfindlichkeiten, theils für alle antikatholiſchen pro⸗ 
| teſtantiſchen Gefühle. Das war die Moral, die durch dieſe 
Rede ging. 

An den Abgeordneten Fiſcher ſchloß ſich unter den 
bayeriſchen Gehilfen des Cultusminiſters der Abgeordnete 
Dr. von Schauß an. Während er redete, machte eines der 
geiſtreichſten und redegewandteſten Mitglieder der nationallibe⸗ 
ralen Partei die Bemerkung: „Jetzt iſt die Debatte ſo tief 
herabgekommen, daß ſie ſich nicht mehr erheben kann.“ Das 
mag wohl das Gefühl vieler unſerer Gegner während dieſer Rede 
geweſen ſein. Dr. von Schauß hat von Allem in der Welt 
geſprochen, nur nicht von dem, was zur Sache, was zu dem 


die Dauer Widerſtand zu leiſten. Und auf dieſe Auseinanderſetzung 
hin nimmt der Abgeordnete Fiſcher keinen Anſtand, vor dem Reichs⸗ 
tag die Anklage zu erheben, daß die klerikale Partei auf „die Auf⸗ 
reizung der Maſſen“ ſpeculire, und im Intereſſe dieſer Anklage das 
Citat in unverantwortlicher Weiſe zu verſtümmeln. 
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Beweiſe gehörte, daß die Kanzel im Sinne des Geſetzes miß⸗ 
braucht worden iſt. Es gibt zwei Arten von Rednern: die 
Einen wenden ſich an die Leidenſchaften, an die Antipathien, 
die Andern an den Verſtand, an das Denkvermögen ihrer Zu⸗ 
hörer. Es iſt ein großer Vorzug des Reichstages, daß die 
letzte Art von Rednern durchaus vorwiegt. In der Rede des 
Herrn Dr. von Schauß war dagegen kein Fünkchen eines 
objectiven Gedankens, ſondern lediglich eine Anhäufung un⸗ 
zuſammenhängender Dinge, die auf den Effect und auf 
Zuhörer berechnet war, welche die katholiſche Kirche nicht 
kennen und überaus geneigt ſind, Vorurtheilen zu hul⸗ 
digen. 

Da der Herr Miniſter von einem „Kern der Sache“ ge⸗ 
ſprochen hatte, ſo durfte auch bei ihm ein ſolcher „Kern“ nicht 
fehlen. Für ihn lag in dieſer Geſetzvorlage nicht mehr und 
weniger als „der Kern einer deutſchen Culturbeſtrebung.“ Da 
kann man doch des Gedankens ſich nicht entſchlagen: 

„Denn eben wo Begriffe fehlen, 

Da ſtellt ein Wort zur rechten Zeit ſich ein.“ 
Die Annahme dieſes Artikels ſei „eine große Mani⸗ 
feſtation gegenüber der römiſchen hierarchiſchen Partei.“ 
Während der ganzen Rede wiederholte es ſich, daß ihm 
bei ſeinen Abſchweifungen von den Mitgliedern des Centrums, 
welche dem Redner gerade gegenüber ſaßen, fortwährend: 
„Thatſachen, Thatſachen! Kanzel!“ zugerufen wurde, um ihn 
doch auf den einzig fraglichen Gegenſtand hinzuweiſen, und 
daß er dann antwortete: „Thatſachen haben die Herrn ver⸗ 
langt; ich will ſie ihnen ſofort geben,“ und kaum waren die 
Worte geſprochen, ſo eilten ſeine Gedanken wieder zu neuen 
Behauptungen und neuen Deklamationen. Er hat von allem 
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Möglichen geſprochen. Zuerſt von der ſchlechten Erziehung in 
Bayern, wobei er wieder als captatio benevolentiae den 
Brief eines frommen Benediktiner⸗Paters citirte, um eine 
Reihe katholiſcher Andachtsübungen lächerlich zu machen; dann 
kam er, wie ſein Freund Abgeordneter Fiſcher, auf bayeriſche 
Blätter, auf den Segen, den der Papſt dem Redacteur des 
bayeriſchen „Vaterland“ geſpendet habe, als ob ſogar eine 
Segenſpendung Mißbrauch der Kanzel ſei; auf Stellen aus 
dem „Bayeriſchen Volksblatt“; auf eine Aeußerung des 
Biſchofs von Paſſau über die große Steuerlaſt, worin er (auch 
ächt polizeimäßig) das Treiben „einer clerikalen Demagogie“ 
erkannte; dann auf die Infallibilität; dann auf das In⸗ 
haltsverzeichniß der Moraltheologie von Gury; dann auf 
den Syllabus, deſſen Sinn er in unerhörter Weiſe ent⸗ 
ſtellte; ) dann auf die Subventionen für die Accademie der 


1) Ein Beiſpiel möge genügen. Zu dem Satze 7 des Syllabus: 
„In unſerer Zeit iſt es nicht mehr nützlich, daß die katholiſche Reli: 
gion als die einzige Staatsreligion unter Ausſchluß aller anderen 
Culte feſtgehalten werde,“ bemerkt er: „Es iſt hier geſagt, daß in 
jenen Staaten, in welchen mehrere Culte geduldet werden, dieſe Dul⸗ 
dung aufhören muß.“ Auf den Widerſpruch des Centrums wieder⸗ 
holte er dann: „Es iſt der Satz 77 des Syllabus, ich laſſe mir 
davon kein Jota nehmen.“ Und doch iſt in dieſer Deutung des Herrn 
Dr. von Schauß „kein Jota“ richtig. Nach der übereinſtimmenden 
Erklärung Aller, welche die Sprache der Kirche kennen, heißt jener 
Satz nicht, daß in keinem Staate mehrere Culte nach bürgerlichem 
Rechte nebeneinander beſtehen können, ſondern vielmehr nur, daß es 
auch in unſerer Zeit noch Staaten geben kann, in welchen die katho⸗ 
liſche Religion als Staatsreligion allein berechtigt iſt. Der Unterſchied 
in dieſer doppelten Deutung iſt offenbar. Die Kirche kann nie ans 
erkennen, daß die Duldung verſchiedener Culte ein Ideal, eine For⸗ 
derung des Vernunſtgeſetzes iſt, wie es jetzt aufgefaßt wird, und daß 
fie deßhalb in allen Staaten, auch z. B in rein katholiſchen, einge⸗ 
führt werden muß; ſie iſt aber weit entfernt, zu behaupten, daß, wo 
mehrere Culte nebeneinander rechtlich beſtehen, dieſe Duldung auf⸗ 
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Künſte in München; dann auf die Civiltà cattolica; dann 
auf das Programm der Katholiken in Elſaß⸗Lothringen und 
damit war die Rede zu Ende. Eine Kritik dieſer Rede iſt 
unmöglich. Ich wiederhole, er hat von Allem geredet nur 
nicht ein Wort zur Sache, nur nicht ein Wort zum that⸗ 
ſächlichen Beweiſe des Mißbrauches der Kanzel. 

Zuletzt ſprach von dieſen vier bayeriſchen Herren der 
Abgeordnete Dr. Völk und zwar bei der dritten Berathung 
der Geſetzvorlage. Er konnte in der Einleitung es nicht unter⸗ 
laſſen, obwohl es zur Sache abſolut nicht gehörte, zu be⸗ 
merken, daß in Bayern die Schulverhältniſſe ſchlecht beſtellt 
ſeien, daß ſie dort am Schlechteſten ſeien, wo ſie am meiſten 
in der Hand der Geiſtlichen lägen, und daß ſie endlich dort 
am Allerſchlechteſten ſeien und daß dort die meiſten Ver⸗ 
brechen begangen würden, wo die clerikalen Abgeordneten zum 
Reichstage gewählt würden. Ueberhaupt laſſen die Abgeord⸗ 
neten aus Bayern von dieſer Partei nicht gerne eine Ge⸗ 
legenheit vorübergehen, ohne etwas Schlimmes vom katho⸗ 
liſchen Bayern zu ſagen. Sie ſcheinen anzunehmen, daß ſie 
ſich zu ſehr beliebten Perſönlichkeiten in Berlin machen und 
den Beweis liefern, wie ſehr ſie von allem bayeriſchen Par⸗ 
ticularismus frei. find, wenn fie die Verhältniſſe ihrer Hei⸗ 
math recht ſchwarz ausmalen. Kein Rheinländer, kein Weſt⸗ 
phale, kein Pommer, kein Hannoveraner, kein Abgeordneter 
aus einem anderen deutſchen Stammlande wird ſo über ſeine 
Heimath reden. Ich konnte dieſes Herabwürdigen des braven 
katholiſchen Bayernlandes nicht ohne Indignation anhören. 


hören müſſe, wie Dr. von Schauß behauptet. Wenn je eine Be⸗ 
hauptung durch die ganze Praxis der Kirche Lüge geſtraft wird, ſo 
iſt es dieſe. 
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Der Abgeordnete Dr. Völk ſchien übrigens bei den bis⸗ 
herigen Verhandlungen die Schwäche in der Beweisführung 
ſeiner Freunde herausgefühlt und den immerwährenden Ruf: 
„Thatſachen! Beweiſe! Predigten!“ verſtanden zu haben. Er 
kam daher gleich auf dieſe Ausrufe, ich mochte ſagen, der 
Verzweiflung; denn es iſt kaum etwas, was den Zuhörer 
mehr in eine Art von Verzweiflung verſetzen kann, als 
Deklamationen mit ununterbrochenen Ausfällen nach allen 
Seiten hin, ohne Logik, ohne thatſächliche Begründung, und 
verſprach ihnen Rechnung zu tragen. Die Thatſachen aber, 
welche er nunmehr in langer Reihenfolge zum Beſten gab, 
um den Mißbrauch der Kanzel im Sinne des Geſetzes und 
dadurch die Nothwendigkeit deſſelben zu beweiſen, ſind für 
uns um ſo intereſſanter, als wir mit Sicherheit annehmen 
können, daß ihm alles Material der bayeriſchen Regierung für 
dieſen Zweck zur Dispoſition geſtellt worden iſt. Dieſer Geſetz⸗ 
entwurf war ohne Zweifel in Bayern ſchon lange vorbereitet, und 
die bayeriſche Negierung hatte gewiß alle Winkel des Landes 
ausſpähen laſſen, um Stoff für die Motivirung deſſelben aus⸗ 
findig zu machen. Welchen Anſpruch in der Regel ſolche 
Berichte von Leuten, welche die Kirche betreten, um einen 
Prieſter ihrer vorgeſetzten Behörden zu denunciren, auf ob⸗ 
jective Glaubwürdigkeit zu machen haben, iſt ſelbſtverſtänd⸗ 
lich. Was der Abgeordnete Dr. Völk hier mittheilt, iſt 
alſo zweifelsohne das Ergebniß der vereinten Anſtrengungen 
des Cultusminiſters und des Herrn Dr. Völk, um den 
ſtaatsgefährlichen Mißbrauch der Kanzel im katholiſchen 
Bayernlande vor dem Reichstage zu beweiſen. Hören wir 
nun dieſe Thatſachen. Es find deren etwa zehn: 

Der erſte Fall betrifft einen Pfarrer Bergmeier von 
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Geiſenhauſen, der für eine Aeußerung verurtheilt wurde, die 
er irgendwo öffentlich gethan, aber weder in der Kirche, noch 
auf der Kanzel. Dieſer Fall wäre gewiß brauchbar, um ein 
ſpäteres Ausnahmeſtrafgeſetz für alles, was ein Prieſter ſpricht 
und thut, in Antrag zu bringen. Wie man aber damit ein 
Strafgeſetz wegen Mißbrauch der Kanzel motiviren kann, 
wird wohl blos der Logik des Herrn Dr. Völk erfaßlich ſein. 

Der zweite Fall iſt ganz derſelben Art. Ein Pfarrer 
Scharl von Otterfing ſoll wegen einer öffentlich gethanen 
Aeußerung beſtraft worden ſein; aber auch dieſe Aeußerung 
hat weder mit der Kanzel, noch mit der Kirche etwas zu 
ſchaffen. | 

Bei dem dritten Falle nennt Dr. Völk weder Name 
noch Ort; er iſt daher für ſeinen Zweck ganz werthlos. Der 
Fall ſcheint auch hier nur angebracht zu ſein, um Effect zu 
machen, da darin das Wort „Freimaurer⸗Geſindel“ und ein 
höchſt unſauberer Satz vorkam, welcher nach dem ſtenographiſchen 
Berichte: „Große, andauernde Heiterkeit“ hervorrief. Ob dieſes 
Verfahren, angebliche Thatſachen ohne Nennung von Ort und 
Namen und mit ſolchen tendenziöſen Citaten dem Reichs⸗ 
tage vorzulegen, gerecht, ob es auch nur würdig und an« 
ſtändig iſt, gebe ich anheim. 

Die folgende Thatſache betraf, wie Dr. Völk behauptete, 
ein von Geiſtlichen gegründetes Blatt, aus welchem einige 
Stellen mitgetheilt wurden. Dieſe Stellen waren derart aus⸗ 
gewählt, daß ſie wieder „große, anhaltende Heiterkeit“ erreg⸗ 
ten. Selbſtverſtändlich wäre dieß wieder Material für Ein⸗ 
führung neuer Preßbeſchränkungen, aber nicht um den Miß⸗ 
brauch der Kanzel zu beweiſen. Ich kann es aber nicht unter⸗ 
laſſen, hier hervorzuheben, daß in der Einleitung zu dieſem 
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Falle der Abgeordnete Dr. Völk ſich nicht entblödete, vor 
dem deutſchen Reichstage durch eine eingeſchaltete Bemerkung 
ſogar das Privatleben der Geiſtlichen in Bayern zu ver⸗ 
dächtigen. 

Der fünfte Fall war ſogar ein Paſſus aus einer Broſchüre, 
was doch nur im Kopfe ſolcher Herren mit der Kanzel in 
Verbindung gebracht werden kann, man müßte denn annehmen, 
daß Alles, was ein Geiſtlicher je ſpricht, ſchreibt oder drucken 
läßt, ein Mißbrauch der Kanzel ſei. 

Der ſechſte Fall iſt endlich eine Predigt, welche der 
Domprediger Zach von Regensburg gehalten hat und 
dann drucken ließ. Dieſer Fall iſt aber merkwürdig für 
die Art, wie dieſe Liberalen aus Bayern Beweiſe füh⸗ 
ren. Die Aeußerungen, welche hier gerügt werden, be⸗ 
zogen ſich nämlich nicht auf ein bereits erlaſſenes Geſetz, 
ſondern auf einen Geſetzent wurf über das Schulweſen. Ein 
chriſtlicher Prieſter darf alſo nach der Auffaſſung dieſer Frei⸗ 
heitsmänner nicht nur nicht die beſtehenden Staatseinrichtungen 
tadeln, ſondern in ſeinem Munde iſt es ſchon ein Verbrechen 
wider den Staat, miniſterielle Geſetzentwürfe zu mißbilligen. 
Gegen dieſen Frevel muß das Deutſche Reich „Bollwerke“ er⸗ 
richten, zum Schutze bayeriſcher Geſetzentwürfe. Das iſt die 
Freiheit dieſer Herren! 

Als ſiebenter Fall kam dann die berühmt gewordene, 
angebliche Aeußerung des Biſchofs von Regensburg zu Schwan⸗ 
dorf, welche wieder mit dem Mißbrauche der Kanzel abſolut 
nichts zu thun hat. 

Als achter das Schreiben eines Bauern, welcher über die 
Predigt eines ungenannten Kaplans und über die Geduld der 
bayeriſchen Regierung ſich beſchwert. 
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Als neunter die Androhung der Excommunication von 
Seiten des Erzbiſchofs von Bamberg. 

Als zehnter endlich die Aeußerung des Erzbiſchofs von 
München, daß, ſolange der moderne Staat vom göttlichen 
Geſetze nicht abfalle, er von der Kirche nichts zu fürchten habe; 
und ſelbſt dann, wenn er von demſelben abfalle, habe er von 
der Kirche nichts zu fürchten, denn er und nicht die Kirche 
trage das Schwert. Das ſind freilich ſtaatsgefährliche Aeuße⸗ 
rungen, bei denen es wohl der Mühe lohnt, die Reichsgewalt 
zur Löſchung des Brandes herbeizurufen und gegen die Kirche 
Strafgeſetze zu erlaſſen! 

Das ſind nun ſämmtliche Thatſachen, welche von dieſer 
Seite vorgebracht wurden, um die ſtaatsgefährlichen Wühle⸗ 
reien der bayeriſchen Geiſtlichen auf der Kanzel vor dem 
Reichstage zu beweiſen. Auch dieſer Abgeordnete hat alſo 
nicht einen juriſtiſch ſtichhaltigen Fall über ſtaatsgefähr⸗ 
lichen Mißbrauch der Kanzel in Bayern für den Geſetzentwurf 
erbracht. 

An die erwähnte Aeußerung des Erzbiſchofs von München 
knüpfte dann der Abgeordnete Dr. Völk zunächſt eine Excurſion 
über den ſtaatsgefährlichen Satz: Man muß Gott mehr ge⸗ 
horchen, als den Menſchen, wobei er den geiſtreichen Nachweis 
führte, daß der Satz zwar an ſich eine tiefe Wahrheit ent⸗ 
halte, daß er nicht nur ein Gebot des Chriſtenthums, ſondern 
des ſittlichen Gewiſſens des Menſchen ſei, daß er auch ſowohl 
im Heidenthum, wie im Chriſtenthum, z. B. von Huß und 
Luther mit Berechtigung angewendet worden ſei. Nur in 
dem Sinne ſei er verwerflich, wie die römiſche Kirche ihn 
verſtehe; da werde er nach dem Begriffe von Kant „ein 
Feldgeſchrei gegen die bürgerliche Obrigkeit.“ Mit ſolchen 
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Gegnern iſt eine Verſtändigung unmöglich. Sie führen ein 
doppeltes Maß und Gewicht, und ſelbſt auf die natürlichſten 
„Wahrheiten dürfen wir uns nicht mehr berufen, weil fie für 
uns keine Geltung haben. 

Dr. Völk verließ nun das Gebiet der Thatſachen, 
auf welchem er ſo unglücklich geweſen war, und beantwor⸗ 
tete zum Schluſſe die Frage, warum denn gerade in der 
jetzigen Zeit ein ſolches Geſetz von Nöthen ſei. Hier traf er 
nun ganz mit dem Ideengang des Miniſters von Lutz in 
deſſen Eingangsrede zuſammen und entpuppte ſich als der 
reine ſ. g. Proteſt⸗Katholik, mit allen Irrthümern und ver⸗ 
wirrten Begriffen über das Concil und ſeine Bedeutung, mit 
denen dieſe Männer die Welt überfluthen. Auch er will, wie 
er ausdrücklich auf die entgegengeſetzten Zurufe antwortete, 
noch der katholiſchen Kirche angehören, und dennoch iſt ihm 
die Kirche durch das Concil eine ganz andere geworden. Mit 
ſeinem Gewährsmanne Dr. Döllinger ruft er aus: „Ja 
ſo iſt es; die ungeheuerſte Neuerung iſt in der römiſchen 
Kirche eingetreten;“ ſie iſt dem „ſtarrſten Abſolutismus eines 
einzelnen Menſchen“ verfallen. Der Entwickelung dieſer Ge⸗ 
danken iſt dann der letzte Theil ſeiner Rede gewidmet. 

Nur am Schluſſe kann er es nicht unterlaſſen, noch ein⸗ 
mal, ähnlich wie im Beginn ſeiner Rede, die bitterſten Vor⸗ 
würfe gegen die kirchlichen Zuſtände in Bayern zu richten, 
die wieder ganz auf den. Effect, auf ſolche Zuhörer im Reichs⸗ 
tage berechnet waren, denen katholiſche Zuſtände gänzlich 
fremd ſind. 

„Wiſſen Sie, ruft er aus, was ein Geiſtlicher, ein 
würdiger, mir einmal geſchrieben hat? Er hat mir geſchrieben: 
„„Ich kann den Brief an Sie nur einige Stunden von meiner 
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Heimath weg auf die Poſt geben; denn wenn man erfahren 
würde, daß ich einen Brief von meiner Handſchrift unter 
Ihrer Adreſſe aufgäbe, ſo wäre ich verloren.““ Auf den er⸗ 
munternden Ausruf des Erſtaunens fuhr er dann fort: 
„Wiſſen Sie, was weiter in dem Briefe ſtand? „Unſeren 
Oberen gegenüber find wir fo rechtlos und jo elend, daß wir 
gar nicht einmal zu ſagen wagen dürfen, wie rechtlos und 
elend wir ſind.““ Und immer durch neuen Zuruf über dieſe 
entſetzlichen Dinge im katholiſchen Bayernlande aufgemuntert, 
wagte er die unerhörte Anklage gegen die Kirche auszu⸗ 
ſprechen: „Alle anderen Staatsbürger, meine Herren, und 
ſeien ſie noch ſo niedere, haben ihr Recht zu nehmen vor den 
Gerichten des Landes. In einer beſtimmten Form werden 
ſie proceſſirt. Wie iſt dieß aber in Beziehung auf den niederen 
Clerus ihren Oberen gegenüber? Rechtlos der Gewalt anheim⸗ 
gegeben ſind ſie.“ Als aber hiergegen von unſerer Seite 
Widerſpruch erfolgte, ſprach er: „Und wenn Sie leugnen, ſo 
rufe ich Ihnen entgegen: ſie wagen gar nicht einmal es zu 
bekennen, weil ſie ſonſt verloren ſind.“ 

Das wagte aber Dr. Völk im Angeſichte der offenkun⸗ 
digen Thatſache zu behaupten, daß die katholiſche Kirche ein 
vollſtändig ausgebildetes Strafrecht und Strafverfahren hat, 
welches jede Willkür bei Beſtrafungen gänzlich ausſchließt, ſo 
daß kein Staatsbeamter in ſeiner Stellung gegen unrechtmäßige 
Handlungen ſeiner Vorgeſetzten mehr geſchützt iſt, wie die Diener 
der Kirche. In keinem Verhältniſſe zwiſchen Vorgeſetzten und 
Untergebenen werden mildere und gerechtere Grundſätze be⸗ 
folgt, als in der Kirche. Die Vorſchriften des kanoniſchen 
Rechtes über den kanoniſchen Prozeß verdienen weit eher den 
Tadel zu großer Erſchwerung des Strafverfahrens als den 
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entgegengeſetzten. Alle gegentheiligen Behauptungen, welche 
über die Rechtloſigleit des niederen Clerus bald hier, bald dort 
laut werden, werden nur von Männern vorgebracht, welche 
trotz aller vergeblichen Verſuche nicht der Hoffnung entſagen, 
jenen Geiſt der Einheit und Ordnung, welcher in der 
katholiſchen Kirche herrſcht und ihr übernatürliches Weſen 
offenbart, welcher allen Verlockungen, Schmeicheleien und 
Belohnungen trotzt und alle Pläne der Feinde der Kirche 
vereitelt, doch endlich zu brechen. Die Anklage des Ab⸗ 
geordneten Völk gegen ſeine Kirche vor dem proteſtantiſchen 
Deutſchland iſt daher durch und durch unwahr und, nur ge⸗ 
eignet, auf Zuhörer Eindruck zu machen, welche die Kirche 
nicht kennen. 

Die Phraſe von Germanismus und Romanismus, die 
ja auch von ſo effectvoller Wirkung iſt, ſchloß dieſe Rede. 


Das waren die Verhandlungen des Reichstages über 
den Strafgeſetzentwurf gegen die Geiſtlichen. Ich kann den 
Gegenſtand nicht verlaſſen, ohne noch einige kurze Reflexio⸗ 
nen beizufügen. 

Zunächſt conſtatire ich hier noch einmal, daß dieſes 
Ausnahmegeſetz über den Mißbrauch der Kanzel gegen den 
ganzen geiſtlichen Stand im Deutſchen Reiche im Reichs⸗ 
tage angenommen worden iſt, ohne daß dieſer Mißbrauch 
nachgewieſen iſt, ohne daß aus ganz Deutſchland ein ein⸗ 
ziger Fall eines Mißbrauches der Kanzel durch Beſprechung 
der Angelegenheiten des Staates in einer den öffentlichen 
Frieden gefährdenden Weiſe wirklich bewieſen wäre. 


Ich bemerke zweitens mit dem Abgeondneten von 
Mallinkrodt, daß es ſich bei dieſer bayeriſchen Geſetz⸗ 
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vorlage weſentlich handelte, „um den Appell der Weiland⸗ 
Katholiken, der Söhne, die das Haus der Mutter verlaſſen 
haben, an die draußen Stehenden.“ Die Partei dieſer von der 
Kirche abgefallenen Glieder hat in der Hoffnung auf die Unter⸗ 
ſtützung Seitens aller bei den Nichtkatholiken vorhandenen 
Vorurtheile, Mißſtimmungen und Antipathien und unter 
Führung des bayeriſchen Cultusminiſters Hilfe für ihre 
verlorene Sache geſucht und deßhalb ſich nicht geſcheut, alle 
die Unwahrheiten, welche von ihren Parteigenoſſen jetzt ſeit 
drei Jahren in der Preſſe gegen Kirche und Biſchöfe über die 
Gefahren der Concilbeſchlüſſe verbreitet werden, im Reichs⸗ 
tage an den Mann zu bringen. „Der kleinen opponirenden 
Minorität iſt ſodann aber, ſo ſprach unübertrefflich wahr 
von Mallinkrodt, das bayeriſche Miniſterium, in specie 
der Herr Cultusminiſter, patroniſirend zur Seite getreten, 
und da die Herren im eigenen, engeren Vaterlande die 
nöthige Kraft nicht fanden, um ihre Abſicht mit Erfolg 
durchzuführen, ſo pilgerten ſie jüngſt gemeinſam nach der 
neuen Reichshauptſtadt und verſuchten, was ſich mit Hilfe 
des Reiches und — geſtatten Sie mir das zu ſagen, meine 
Herrn — mit Hilfe der proteſtantiſchen Vorurtheile in Be⸗ 
ziehung auf katholiſche Dinge und insbeſondere auf das 
Papſtthum machen ließ.“ Die Hauptbedeutung der Vor⸗ 
lage liege daher darin, ein Allianz⸗Verhältniß zwiſchen dem 
ſ. g. Altkatholicismus und dem neuen Deutſchen Reiche zu 
dokumentiren. Das iſt die Sachlage. Ich glaube aber, daß 
im Norden Deutſchlands ein ſolcher Geſetzentwurf keinen An⸗ 
klang gefunden hätte, wenn nicht das Treiben der „Weiland⸗ 
Katholiken“ in Bayern zugleich die bis dahin nie gebotene 
Ausſicht gewährt hätte, daß man eine Spaltung in der 
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katholiſchen Kirche in Deutſchland hervorrufen und damit die 
Kraft der katholiſchen Kirche brechen könne. Nur dieſe lang 
erſehnte Ausſicht iſt es auch, welche die gänzlich veränderte 
Stellung der preußiſchen Regierung gegenüber der katholi⸗ 
ſchen Kirche in der neueſten Zeit erklärt. Wir ver⸗ 
danken dies Alles dem Treiben der Proteſtkatholiken in 
Bayern. Es war aber eine namenlos ſchmerzliche Er⸗ 
ſcheinung, das katholiſche Bayern unter Führung eines 
katholiſch ſich nennenden Miniſters als Ankläger der ka⸗ 
tholiſchen Kirche in Berlin auftreten zu ſehen. Möge das 
gleiche Schmerzgefühl das ganze katholiſche Bayernvolk in 
Mark und Bein durchdringen! 

Eine dritte und letzte Bemerkung. Der Standpunkt 
dieſer Herren aus Bayern erklärt ſich zum Theile auch 
daraus, daß ſie von wahrer Freiheit gar keinen Begriff 
haben. Der Miniſter von Lutz ſprach „vom Staat im 
Staate“ zur Bezeichnung des Verhältniſſes, welches die ka⸗ 
tholiſche Kirche im Staate anſtrebe. Das hat aber gar 
keinen vernünftigen Sinn. Der Staat beſitzt ja im gan⸗ 
zen Umfange des Staatsgebietes unbeſtritten allein und 
ausſchließlich die Gewalt, durch Zwang ſeine Geſetze zur 
Ausführung zu bringen. Die Kirche erkennt in allen Staa⸗ 
ten der Welt für ſich und für die Ihrigen die Pflicht an, 
alle allgemeinen Staatsgeſetze nicht nur des Zwanges 
wegen, ſondern des Gewiſſens wegen zu beobachten. Mit 
dieſen Grundſätzen beſteht die Kirche in allen Ländern der 
Welt und unter den verſchiedenſten Verhältniſſen. Das 
iſt der wirkliche Zuſtand der Dinge. Wie kann man da 
vernünftiger Weiſe vom Staate im Staate reden? 

Aber Miniſter von Lutz und ſeine Geſinnungs⸗ 
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genoſſen behaupten ja, daß die Kirche ſich geändert habe, 
daß eine neue Lehre aufgekommen ſei, und daß dieſe ſtaats⸗ 
gefährlich ſei. Das behauptet allerdings ein kleines be⸗ 
ſchränktes Häuflein von Geſinnungsgenoſſen. Alle Biſchöfe 
der Kirche, alle einſichtigen Katholiken behaupten dagegen, 
daß durch dieſe Erklärung einer alten Lehre an dem Ver⸗ 
hältniſſe zwiſchen Kirche und Staat nicht das Mindeſte 
geändert ſei. Ein Staatsmann, welcher auf dem Boden 
des Rechtes und der Freiheit ſteht, kann dieſen widerſprechen⸗ 
den Behauptungen gegenüber vom ſtaatlichen Standpunkte 
aus gar keine aprioriſtiſche Stellung einnehmen. Welche 
Bedeutung jene Handlungen und Beſchlüſſe der Kirche haben, 
iſt für ihn zunächſt durchaus gleichgiltig. Für ihn tritt 
erſt die Nothwendigkeit einer Entſcheidung ein, wenn ſich 
kirchliche Fragen auf das Gebiet des Staates thatſächlich 
eindrängen. Er muß daher die theoretiſche Frage, ob das 
Concil und ſeine Beſchlüſſe ſtaatsgefährlich ſind, lediglich 
auf ſich beruhen laſſen, bis ſich die Staatsgefährlichkeit 
äußert. Das iſt der Standpunkt des Rechtes und der 
Freiheit; das iſt auch offenbar der Standpunkt aller grö⸗ 
ßeren europäiſchen Staaten. Ganz anders ſieht Miniſter 
von Lutz die Sache an. Weil er und einige Profeſſoren 
und Geſinnungsgenoſſen die Lehre für ſtaatsgefährlich er⸗ 
klären, darum muß ſie es ſein; und ganz in derſel⸗ 
ben Weiſe wie zur Zeit des Abſolutismus die Staats⸗ 
beamten ihre höchſte Weisheit darin erkannten, alle denk⸗ 
baren Gefahren für den Staat zu wittern und auf polizei⸗ 
liche Denunciationen und Combinationen hin ihre vermeint⸗ 
lichen Bollwerke für das Wohl des Staates zu errichten: 


ſo macht es jetzt der bayeriſche Cultusminiſter und ſeine pro⸗ 
v. Ketteler, Reichstag. 10 
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teſtkatholiſchen Freunde. Sie erfüllen die Welt mit ihrer 
Geſpenſterfurcht vor dieſem Dogma, obwohl noch in keinein 
Theile der Welt ſich die Staatsgefährlichkeit deſſelben irgend⸗ 
wie zu erkennen gibt, und rufen nun in die Welt hinaus, 
daß es „brennt,“ und bitten das Reich, gegen dieſen Brand 
durch Ausnahmegeſetze „Bollwerke“ zu errichten. Es iſt 
ganz der alte Polizeiſtandpunkt in der liberalen Uniform. 


Schluß wort. 


Diefer Rückblick auf die Verhandlungen des Reichs⸗ 
tages enthält zugleich die Motive, welche mich beſtimmen, 
mein Mandat niederzulegen. Die heftigen Angriffe, welche 
ſoeben im preußiſchen Landtage gegen die Fraction gerichtet 
wurden, der ich anzugehören das Glück hatte, haben mir 
die Erwägung nahegelegt, ob ich den Entſchluß, welchen 
ich bereits gegen Ende der zweiten Seſſion des Reichstages 
gefaßt hatte, in dieſem Augenblicke zur Ausführung brin⸗ 
gen ſolle. Dieſes Zuſammentreffen könnte ja bei Solchen, 
denen mein Charakter und meine Art zu handeln unbekannt 
iſt, die Vermuthung erwecken, als ob mein Rücktritt mit 
jenen Angriffen in Verbindung ſtehe. Dieſe Schrift wird 
aber zur Genüge das Gegentheil beweiſen. Wenn jene 
heftigen Anfeindungen auf meinen Entſchluß einen Einfluß 
hätten üben können, ſo hätte es nur der ſein können, den 
Reichstag nicht zu verlaſſen, um mit den Männern vereint 
zu wirken, deren Grundſätze ich theile und deren Mäßig⸗ 
ung, Einſicht und Muth ich bewundere. 

Wenn ich dennoch mein Mandat niederlege, ſo geſchieht 
es deßhalb, weil alle jene Vorausſetzungen, welche allein 
mich in meiner Lage beſtimmen konnten, ein Mandat für den 
Reichstag anzunehmen, inzwiſchen hinfällig geworden ſind. 
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Ich habe nämlich nie geglaubt, die Pflichen meines 
biſchöflichen Amtes mit einer parlamentariſchen Thätigkeit 
anders als ausnahmsweiſe, wegen beſonderer vorübergehen⸗ 
der Gründe, vereinigen zu können. In gewöhnlichen Ver⸗ 
hältniſſen hat Gott mir ein anderes Gebiet angewieſen, 
um für das Wohl des chriſtlichen Volkes zu arbeiten, wel⸗ 
ches ſeiner Natur nach ſich nicht wohl lange mit den 
Pflichten eines Reichstagsmitgliedes vereinigen läßt. Ich 
glaubte mich aber in der Zeit der Reichstagswahlen in 
einer ähnlichen Lage wie im Jahre 1848 zu befinden, wo 
ich gleichfalls der außerordentlichen Verhältniſſe wegen auf 
die dringenden Bitten meiner Wähler ein Mandat zur Na⸗ 
tionalverſammlung in Frankfurt annahm. Wie es ſich da⸗ 
mals hauptſächlich darum handelte, eine neue Verfaſſung für 
Deutſchland zu berathen, ſo glaubte ich, daß es auch die 
Hauptaufgabe des Reichstags ſein werde, auf Grundlage der 
Verfaſſung des Norddeutſchen Bundes und der ſpäter ge⸗ 
ſchloſſenen Verträge für das geſammte Deutſche Reich eine 
allgemeine Verfaſſung zu berathen. Als daher auch jetzt 
aus fünf verſchiedenen Wahlbezirken mir ein Mandat an⸗ 
geboten wurde, ſo erklärte ich mich zur Annahme deſſelben 
bereit und ich wählte den XIV. badiſchen Wahlbezirk ins⸗ 
beſondere deßhalb, weil ich faſt achtzehn Jahre lang in Baden, 
wenn auch nicht im Bezirke meines Wahlkreiſes, viele geiſt⸗ 
liche Verrichtungen vorgenommen und dadurch ſo viele mir 
theure Beziehungen in dieſem Lande geknüpft habe. 

Das war für mich der allgemeine Grund, die Wahl 
anzunehmen, dieſer fiel aber dadurch gänzlich weg, daß eine 
Reichsverfaſſung im Ganzen gar nicht zur Berathung kam 
und ſtatt deſſen die Verfaſſung des Norddeutſchen Bundes 
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einſchließlich der betreffenden Verträge lediglich zur Annahme 
vorgelegt wurde. Es liegt auf der Hand, wie dadurch die 
Aufgabe des Reichstages eine ganz andere geworden iſt, als 
ich vorausſehen konnte. An den regelmäßigen fortlaufenden 
Arbeiten des Reichstages kann ich mich nicht betheiligen, wäh⸗ 
rend ich keinen Anſtand genommen hätte, an den eigentlichen 
Verfaſſungsberathungen Antheil zu nehmen. 

Zu dieſem allgemeinen Grunde kamen aber noch beſon⸗ 
dere Gründe, welche demſelben ein erhöhtes Gewicht ver⸗ 
liehen und mich hoffen ließen, daß meine Anweſenheit bei der 
Neugeſtaltung aller Verhältniſſe des Deutſchen Reiches viel⸗ 
leicht nicht ohne allen Nutzen ſein könnte. | 

Wir befinden uns nämlich gegenwärtig in der größten 
Prinzipienkriſis, welche ſeit der Reformation über unſer 
Vaterland gekommen iſt, und welche gewiſſermaßen noch 
tiefer in die Grundlagen nicht der kirchlichen, aber der 
ſtaatlichen Exiſtenz des deutſchen Vaterlandes eingreift wie 
jene. Die Reformation hat uns kirchlich zerriſſen; aber in 
Betreff der letzten Prinzipien der ſtaatlichen Ordnung hat ſie 
eigentlich nichts geändert. Man hielt die alten, großen 
Grundſätze feſt, daß das Chriſtenthum die Grundlage der 
bürgerlichen Geſellſchaft ſei, daß die weltliche Obrigkeit 
auch eine Stellvertreterin Gottes ſei, daß ſie deßhalb den 
Geboten und dem Worte Gottes unterworfen und verpflichtet 
ſei, die chriſtliche Religion zu ſchützen ), daß endlich die 


1) Dr. Otto Mejer ſagt hierüber „Zur Geſchichte der römiſch⸗ 
deutſchen Frage“ S. 400: „Zur Reformationszeit war das Verhältniß 
der proteſtantiſchen Landesobrigkeiten zur Kirche auf Grundlage der 
Lehre geſtaltet worden, daß als Gottes Stellvertreterin jede Obrig⸗ 
keit die Zehn Gebote im Lande aufrecht zu erhalten, unrichtigen Got⸗ 
tesdienſt demgemäß nicht zu dulden, für genügendes Vorhandenſein 
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Schule und die Kirche auf das Innigſte verbunden fein 
müſſen. Alle dieſe Grundſätze blieben von der Reforma⸗ 
tion unberührt, wenn auch über den Begriff der wahren 
Lehre und des wahren Gottesdienſtes und über die Frage, 
wem hierüber die letzte ee . eine große 
Spaltung eingetreten war. 

So blieb es bis zur franzöſiſchen ee in allen 
chriſtlichen Staaten Europas, in den katholiſchen, wie in 
den proteſtantiſchen — oder noch richtiger, bis dahin, wo die 
Grundſätze der franzöſiſchen Encyklopädiſten, der geiſtigen 
Väter der Revolution, an den Höfen der deutſchen und 
nichtdeutſchen Fürſten Aufnahme fanden. Das Weſen der 
franzöſiſchen Revolution beſteht in der grundſätzlichen For⸗ 
derung der vollen Trennung der Kirche und des Chriſten⸗ 
thumes von der bürgerlichen Geſellſchaft: eines Staats⸗ 
weſens, welches ohne alle Rückſicht auf eine beſondere Re⸗ 
ligion, ohne Rückſicht auf die Lehre des Chriſtenthums, 
ohne Rückſicht auf den Glauben des Volkes, ohne Rückſicht 
auf die Geſchichte, beliebig nach dem Gutdünken der je⸗ 
weiligen Träger der geſetzgebenden Gewalt nach ihren An⸗ 


richtigen Gottesdienſtes aber zu ſorgen habe.“ Selbſtverſtändlich ge⸗ 
ſtaltete ſich dieſe Auffaſſung von dem Verhältniß der weltlichen Obrig⸗ 
keit zur Kirche im Proteſtantismus anders, als in der katholiſchen 
Kirche, weil dort die weltliche und kirchliche Obrigkeit in Einer Per⸗ 
ſon zuſammenfiel. Hiervon aber abgeſehen, wäre es ein Leichtes nach⸗ 
zuweiſen, daß die reformatoriſche Lehre von der Pflicht jeder Obrig⸗ 
keit, „die Zehn Gebote im Lande aufrecht zu erhalten, unrichtigen 
Gottesdienſt nicht zu dulden ꝛc.“ im Weſen mit der Lehre des ver⸗ 
ſchrieenen Syllabus zuſammenfällt und noch über ſie hinausgeht. Es 
iſt aber im Grunde die chriſtliche Anſchäuung vom Verhältniß der 
geiſtlichen und weltlichen Obrigkeit, und die moderne Auffaſſung iſt 
nicht eigentlich die ee ſondern die der franzöſiſchen Re⸗ 
volution. 
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ſichten eingerichtet wird. Dieſe Grundidee der franzöſiſchen 
Revolution, dieſe Säculariſation der ganzen bürgerlichen 
Geſellſchaft, dieſe Verbannung der Kirche und des Chriſten⸗ 
thums angeblich in das Innere, in das Gewiſſen des 
Menſchen, aber mit der Modification, daß es ſich nicht 
äußern, nicht nach Außen geſtalten darf, wodurch dieſe an⸗ 
gebliche Gewiſſensfreiheit in Wirklichkeit der größte Ge⸗ 
wiſſenszwang iſt, hat nun ſeitdem viele Phaſen durchlaufen 
und iſt in vielen Syſtemen und Verkleidungen aufgetreten. 
Die moderne Wiſſenſchaft und Philoſophie, namentlich der 
mächtige Einfluß der Hegel'ſchen, ſteht ihr zur Seite und 
unbewußt dient ihr ſogarl jene neuere weitverbreitete Schule 
proteſtantiſcher Theologen, welche behaupten, daß die chriſt⸗ 
liche Kirche nur eine vorübergehende, relativ nothwen⸗ 
dige Form des Chriſtenthums geweſen, daß dagegen der 
Staat durch das Chriſtenthum zu ſeiner höchſten ſittlichen 
Vollendung geführt, ſelbſt die letzte und höchſte Geſtalt des 
Chriſtenthums ſei. Die politiſche Partei, welche aber gegen⸗ 
wärtig dieſe Richtung vorwiegend vertritt, iſt der Liberalis⸗ 
mus des dritten Standes, der ſogenannten Bourgeoiſie, in 
Deutſchland Nationalliberalismus genannt. | 
Dieſe Staatsidee der franzöſiſchen Revolution hat nun 
in Frankreich ſeit faſt hundert Jahren durch alle aufeinan⸗ 
der folgenden Regierungen, zwar mit allerlei kleinen Schwan⸗ 
kungen, aber immer durchaus maßgebend und entſcheidend 
über den Gang der franzöſiſchen inneren Politik geherrſcht 
und ſie iſt recht eigentlich die Mutter der Zuſtände, welche 
wir jetzt in Frankreich vor Augen ſehen. Sie hat Frank⸗ 
reich zu Grunde gerichtet. Nicht das franzöſiſche Volk in 
ſeiner Allgemeinheit trägt die Schuld, ſondern die franzö⸗ 
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fiſchen Regierungen und die Stände, welche an der Re⸗ 
gierung in der Kammer und in der Preſſe theilgenommen 
haben, haben Frankreich in dieſen Abgrund geſtürzt. Die⸗ 
ſelbe revolutionäre Theorie hat in anderen europäiſchen 
Staaten, in Spanien, Italien die Oberhand gewonnen; ſie 
hat in den kleinen deutſchen Ländern ſich immer tiefer feſt⸗ 
geſetzt!) und ihre reformatoriſchen Experimente an dieſen 
Staaten geübt; ſie hat endlich immer weiter fortſchreitend 
einen großen Sieg über Oeſterreich errungen und iſt damit 
beſchäftigt, dieſes Land in franzöſiſcher Weiſe zu Grunde 
zu richten. Ueberall wo ſie ſich eingeniſtet hat, zeigen ſich 
genau dieſelben Erſcheinungen: Störung des religiöſen Frie⸗ 
dens, Feindſeligkeit gegen alle chriſtlichen Inſtitutionen, Ent⸗ 
kräftung jeder Autorität, Entfeſſelung des feindlichſten 
Parteigeiſtes, in Folge deſſen die erbittertſten Spal⸗ 
tungen und Anfeindungen innerhalb der Bevölkerung bis 
in jede Gemeinde und die Familie hinein, fieberhaftes 
Streben nach materiellem Gewinn und Genuß, Abnahme 
aller idealen Beſtrebungen, welche den Menſchen ehren, und 
der ſittlichen bürgerlichen Tugenden, welche die eigentliche 
Stütze des Staates und die weſentkiche Bedingung der 
wahren Freiheit ſind. 

Nur wenige Länder in Deutſchland, insbeſondere in 


1) Sehr bezeichnend iſt, was uns hierüber Varnhagen von 
Enſe aus ſeiner Zeit erzählt, wo einige Regierungen in ihren 
Kammern dem Drängen der liberalen Parteien gegenüber erklärten, 
daß ſie zwar zu allen Conceſſionen bereit, aber leider durch Oeſter⸗ 
reich und Preußen abgehalten ſeien, ihren Herzenswünſchen zu folgen, 
zugleich aber flehentlich in Wien und Berlin baten, man möge dem 
Liberalismus keine Conceſſion machen, da ſie ſonſt verloren ſeien. 
Ueberhaupt iſt der Liberalismus undankbar gegen die kleinen Staa⸗ 
ten. Ohne ſie wäre er nicht das, was er jetzt in Deutſchland iſt. 


